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III . Buch . V. Titel .

Das Güterrecht der Ehegatten .

Einleitung und Ueberſicht .

I . Die Ehe iſt eine Vereinigung zweier Perſonen verſchiedenen Ge⸗
ſchlechts zur Conſtituirung derjenigen höchſtperſönlichen Rechte und Pflichten ,
welche im Art . 203 ff. als Wirkungen der Ehe bezeichnet und bisher erör⸗
tert worden ſind . Die eheliche Vereinigung hat nun aber auch weſentlichen
Einfluß auf das Vermögen der Eheleute . Dem Manne wird das Er⸗

werben , Erringen und Erhalten des Vermögens durch die häusliche Thätig⸗
keit der Frau erleichtert ; dagegen erfordert die Erreichung des Hauptzweckes
der Ehe , das vite consortium und die Erziehung der Kinder , vergrößerte
Ausgaben , und beide Ehegatten verpflichten ſich durch den Abſchluß der Ehe
ſtillſchweigend zur Beiſchaffung der Mittel , ohne welche der Zweck nicht er⸗

reicht werden kann .

Dieſe vermögensrechtliche Verbindlichkeit iſt , wie der Zweck der Ehe
ſelbſt , eine untheilbare und daher nöthigenfalls eine ſolidariſche Pflicht , die

auf dem Vermögen beider Ehegatten haftet . Art . 212 . 214 . 1448 . 1537 .
1537 a. 1217 . Der Mann als Haupt der Ehe hat allernächſt auch für
die finanziellen Laſten zu ſorgen , aber die Frau iſt zum Beitrage ver⸗
bunden , ſofern ſie Vermoͤgen beſitzt .

Der C. c. hat dieſe , auf das Vermögen der Eheleute Bezug
habenden Wirkungen der Ehe in das Zte Buch verwieſen , wo überhaupt von
den Vermögensrechten und insbeſondere von den Thatſachen , die auf das
Vermögen Einfluß haben , gehandelt wird .

II . Zur Erfüllung dieſer gemeinſchaftlichen Verbindlichkeit kennt das

Geſetzbuch verſchiedene Wege und Formen , wobei aber ſtets der Mann als
die Hauptperſon und die Frau nur als die beiſteuernde Nebenperſon erſcheint .

A. Die eine Forn iſt dieſe, daß die Frau ihre Pflicht zur Beiſteuer

durch jährliche Beiträge aus ihrem Vermögen , die ſie dem Mann

ausbezahlt erfüllt . ( Vermögensabſonderung 1536 ff. 1448 . 1575 . )
B . Die zweite Form beſteht darin , daß die Frau dem Manne solu⸗

tionis loco Genußrechte an ihrem Eigenthum einräumt , welche im

Weſentlichen einem Nießbrauche gleichkommen und auch gewöhnlich
„ Nutznießung “ genannt werden , im Geſetze jedoch nicht als „ usu⸗
fruit, “ ſondern in der Regel mit dem Worte „jonissance “ bezeich⸗
net ſind . Dieſes Genußrecht kann beſtehen

1) an ihrem ganzen Vermögen oder 77

8 2) an einzelnen Theilen deſſelben .
Die Nutznießung iſt je nach der Beſchaffenheit der ihr unterworfenen

Vermögensobjecte 1) ein wahres Genußrecht , z. B . bei Liegenſchaften , oder

2) ein quasiususfructus , z. B . bei verbrauchbaren Sachen Art . 587 vergl .
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mit Art . 1532 ) oder ; 3) wenn die Sachen zwar beweglich aber nicht verbrauch —
bar ſind , wird ſie eine venditio , falls bei der Uebergabe eine taxatio vendli -
tionis causa ſtattgefunden hat . Art . 1532 . 1551 .

Wenn die Ehe als Grund der eingeräumten Nutznießung , aufhört ,
muß natürlich auch dieſe ſelbſt aufhören , und es muß beim wahren usus⸗
kructus die Sache , ſonſt aber deren Werth erſetzt werden , ſobald die Ehe
aufgelöst iſt . Vergl . übrigens die Art . 1535 a. 1570 a. b. 738 a. 745 a.

Dieſes Rechtsverhältniß sub B. kann in der Form einer Dotal - ( be⸗ 8
wiedmeten ) Ehe oder in der Art geſchehen , daß blos die Gütergemeinſchaft

3 ausgeſchloſſen wird . — —
Beide Formen haben ihre eigenthümlichen Wirkungen . Es hat nament⸗

lich die Dotal - Ehe die abſolute Unveräußerlichkeit des eheweiblichen Ver —

mögens zur Folge , ſoweit daran ein wahrer usus kructus beſteht , Art .
1392 . 1530 ff. 1540 ff. 1554 . 115

C. Es wird durch dasjenige , was die Eheleute von dem Hochzeittage
an erringen , und was ihnen das Erträgniß ihres Vermögens ab—⸗

wirft oder dadurch , daß ſie noch außerdem von ihrem ander⸗
weiten Vermögen Etwas zuſammenwerfen , ähnlich wie bei einem
anderen Geſellſchaftsvertrag , eine gemeinſchaftliche Caſſe ge —
bildet , damit aus derſelben die Ehelaſten beſtritten werden .

Dieſe 3 Formen unterſcheiden ſich in ihren Wirkungen hauptſächlich
dadurch , daß

ad A. die Frau im Beſitze und in der Verwaltung ihres ganzen
Vermögens bleibt , und nur perſönliche Schuldnerin des Man⸗

8 nes wird , daß
ad B. die Frau dem Manne das Recht des Genuſſes und folgeweiſe

der Verwaltung , oder auch das Eigenthum ſelbſt unter Vor⸗

behalt des Wiedererſatzes des Preiſes , an Gegenſtänden ihres
Vermögens einräumt ; daß endlich

ad C. ein Miteigenthum pro indiviso unter den Eheleuten
gebildet wird .

Dieſes Miteigenthumsverhältniß , welches zunächſt nicht auf Gewinn 3

berechnet , ſondern für den Zweck der Ehe gebildet iſt , bringt es von ſelbſt
mit ſich, daß nach Auflöſung der Ehe der Inhalt und Beſtand der Gemein⸗
ſchaft unter die Eheleute oder deren Erben vertheilt werden muß , während
in den Fällen A. und B. der Mann Alleineigenthümer desjenigen wird , was

er durch Beiträge oder Nutzungsrechte vom Vermögen der Frau bezogen hat ,
und ſelbſt desjenigen , was durch gemeinſchaftlichen Fleiß erworben wurde

(vergl . jedoch Art . 1581 ) .
Es verſteht ſich daher von ſelbſt , daß der Mann in den Fällen A .

und B . nach Belieben über dasjenige verfügen kann , was auf dem angege —
benen Wege von ihm bezogen wurde , wogegen er die Ehelaſten beſtreiten 8

und nach aufgelöster Ehe im Falle B . den Grundſtock des Vermögens ,
wovon er den Nießbrauch hatte , reſtituiren muß . Auch ſtreitet die Ver⸗

muthung , da er Beſitzer iſt , ſtets dafür , daß das vorhandene Vermögen
ſein Eigenthum ſey , ſo lange nicht die Frau das Gegentheil beweiſen kann .

Aber auch bei der Gemeinſchaftsehe hat der Mann , ſo lange die Ehe
dauert , die Alleingewalt über das condominium , als ober ausſchließ⸗
licher Eigenthümer wäre , weßhalb viele behaupten , „ mulier non est socia ,
sell speratur fore . “ Zacharia III . S . 168 . Not . 1. 3

Jedoch ſtreitet hier die Vermuthung nicht dafür , daß der Mann als



8

Alleineigenthümer beſitze , ſondern qua Inhaber der Gemeinſchaft , alſo

für das coudominium . 1402 . 1499 .

Dieſe von den gewöhnlichen Geſellſchaftsregeln ſo ſehr abweichende
Beſtimmung über die Gewalt des Mannes hat ihren Grund in dem eigen⸗

thümlichen Weſen der Ehe , welches die zu treffenden Anordnungen nicht an

die Uebereinſtimmung beider Ehegatten binden kann , ohne der Erreichung

des Ehezwecks Hinderniſſe zu bereiten , und den Keim zu vielen Zwiſtigkeiten
zu legen .

Der Mann hat ferner , bei einer Gemeinſchaftsehe da auch die Nutz⸗

f ni ßung des beiderſeitigen , nicht zum condominium gehörigen Vermögens ,
in die Gemeinſchaft fällt , die Verwaltung des ganzen Vermögens der Frau

als eine nothwendige Folge der Nutznießung und ſeiner Herrſchaft über das

Gemeingut .
III . Dasjenige Vermögen der Frau , woran ſie bei den Güterrechts⸗

formen B und C Genuß⸗Eigenthums⸗ oder Miteigenthumsrechte an den Mann

oder die Gemeinſchaft überträgt , um die Laſten der Ehe beſtreiten zu helfen ,

8. heißt ihr Heirathsgut im weiteren Sinne des Wortes . Art . 1540 . Jedoch

verſteht man unter Heirathsgut im engeren Sinne die dos bei der Dotalehe
als Gegenſatz von den Paraphernalgütern , welche die Frau im Beſitz und

in der Verwaltung behält , und es wird in den anderen Rechtsverhältniſſen
das Vermögen der Frau eheweibliches Einbringen genannt , z. B . 1493 .

1499 . 1514 .

IV . Nach dieſen allgemeinen Andeutungen über die verſchiedenen

Verhältniſſe unter den Ehegatten ſind noch einige allgemeine Bemerkungen
über die Wirkungen derſelben gegen Außen d . h . gegenüber am Dritten ,

die vor oder während der Ehe Rechte erwarben , nothwendig .
1) Das Geſetz geht überall von der Wahrung des Grundſatzes ans ,

daß wohlerworbene ( porehliche ) Rechte dritter Perſonen durch den

Abſchluß einer Ehe , unter was immer für Bedingungen , nicht ge⸗

kränkt oder deterioris conditionis werden ſollen , wie überhaupt
kein Verpflichteter durch Verfügungen über ſein Vermögen zum Ab⸗

bruchder Rechte ſeiner Gläubiger handeln darf ( Art . 1167 ) . Es

wahrt ferner
2 ) ſorgfältig den in Art . 2092 ausgeſprochenen Grundſatz , daß das

ganze Vermögen eines Schuldners ſowohl das gegenwärtige als das

zukünftige , das bewegliche und das unbewegliche , als das natürliche
Unterpfand des Gläubigers dieſem ſolidariſch für die Bezahlung ſei⸗
ner Forderung verhaftet iſt , es mag nun Alleineigenthum oder ge⸗

meinſchaftliches Gut zwiſchen dem Schuldner und einem Dritten ſeyn .

9 3 ) Während der Ehe ſpielt aber das Autoriſationsrecht des Ehe⸗

= mannes bei Rechtshandlungen ſeiner Frau eine wichtige Rolle , denn
die Frau darf unter keinen Umſtänden ohne jene Ermächtigung mit

Dritten vor Gericht ſtehen , oder ſolche Rechtsgeſchäfte eingehen ,
welche den Begriff der Verwaltungshandlungen überſchreiten . Art .

215 ff. Vortr . S . 169 .

4 ) Auch iſt hier zu berückſichtigen , daß die durch Eingehung der Ehe
erworbenen Rechte älter ſind , als die nachher kontrahirten Ver⸗

bindlichkeiten , und daß dritte Perſonen ſich von dem Rechtsverhältniß
der Eheleute Kenntniß verſchaffen können , ehe ſie mit ihnen kontra⸗

hiren . 5

8 Die Anwendung dieſer Grundſätze hat nun

1



4

ad A. bei der Vermögens⸗Abſonderung die wenigſten Schwierigkeiten .
Jeder Theil bleibt im Beſitze und in der Verwaltung ſeines
Vermögens und die vorehlich erworbenen Rechte Dritter
werden alſo ſchon nach der Natur der Sache nicht alterirt .

Es kommt nur eine weitere perſönliche Verbindlichkeit durch
die Ehelaſten auf das beiderſeitige Vermögen . Während der Ehe aber tritt
das obenerwähnte Autoriſationsrecht ein , ſoweit die Handlungen der Frau

keine Verwaltungshandlungen mehr ſind . Ueber die Natur der Verwaltungs⸗
handlungen wurde ſchon früher das Nöthige bemerkt .

Iſt der Mann gehindert , die Ermächtigung zu ertheilen , oder ver⸗

weigert er dieſelbe , ſo kann ſie von der Obrigkeit begehrt werden , und es

begründet hier die Ertheilung derſelben die nämlichen Wirkungen , wie die

ehemännliche , ohne Unterſchied des Grundes , aus welchem ſie nachgeſucht

W5
ertheilt wurde , ob wegen Verhinderung oder wegen Verweigerung des

annes .
ad B . Da die Nutznießung die Verwaltung in ſich begreift , ſo iſt

der Frau an dem Vermögen , welches der Mann zur Nutz⸗
nießung hat , nicht allein das Recht , ohne ſeine Ermächtigung
Veräußerungen zu treffen , ſondern auch das Recht der

Verwaltung entzogen . Bei Immobilien hat ſie nur Grund⸗

eigenthum.
Die Nutznießungsrechte des Mannes können jedoch , ſie mögen aus

den ad B . berührten Gedingen oder aus der Gemeinſchaft folgen ,
1) nicht den vorehlichen Rechten Dritter an das Vermögen der

Frau entgegen gehalten werden , um ſie in ihrem Rechte , die Be⸗

friedigung aus dem Vermögen der Frau zu ſuchen , zu ſchmälern .
Wenn alſo das Recht auf Befriedigung dieſer Perſonen erfordert ,

daß auch die Nutznießung ſammt dem Grundeigenthum angegriffen wird , ſo
kann der Mann aus ſeiner Nutznießung keine Einſprache gegen den Zugriff

ableiten , vergl . z. B . Art . 1558 . Abſtz . 3.
Die Gläubiger müſſen jedoch gegen den Mann , als eine dritte Per⸗

ſon , auf geſetzlichem Wege das vorehliche Datum ihrer Forderung beweiſen ,
Art . 1328 . 1410 . 1558 . Abſtz . 3. 5

2) Hat der Ehemann während der Ehe der Frau ſeine Autoriſation
oder Einwilligung zu Rechtsgeſchäften ertheilt , ſo findet für den Fall
der Nothwendigkeit das Gleiche ſtatt , indem in der Einwilligung
des Mannes zur Contrahirung von Verbindlichkeiten eo ipso ein

Verzicht auf die Oppoſition des dinglichen Rechtes der Nutznießung
liegt , ſoweit ſolches neben der Befriedigung der erworbenen Rechte
Dritter nicht beſtehen kann , denn die Frau verpflichtet durch Einge⸗
hung von Verbindlichkeiten ihr Vermögen , und wenn der Mann

dazu einwilliget , ſo entſagt er zu Gunſten des Gläubigers ſeinen
Rechten an dieſem Vermögen . ( Eine anderweitige Anwendung die⸗

ſes Grundſatzes ſiehe in Art . 2180 a. )
Jedoch muß man , wenigſtens da , wo keine Gemeinſchaft beſteht , an⸗

erkennen , daß dem Manne das Recht zukommt, bei der Ertheilung der Er⸗

mächtigung , ſich gegen den Zugriff auf ſein Nutznießungsrecht zu verwahren .
Bellot . I . 303 .

Die obrigkeitliche Ermächtigung hat nach der einen Meinung
niemals die Wirkung , daß der Mann irgend etwas an ſeinen Einſprachs⸗
rechten wegen ſeiner Nutznießung verliert , weil die Ohrigkeit nicht in ſeine
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Privatrechte eingreifen kann, ſondern es ſoll nur das Grundeigenthum der

Frau unbeſchadet der Nutznießung angegriffen werden können . Andere da⸗

gegen unterſcheiden , ob die Autoriſation wegen Verhinderung oder wegen

Verweigerung des Mannes von der Obrigkeit ertheilt wurde , und laſſen
den vorhin aufgeſtellten Satz nur vom letzteren Falle gelten , während ſie
den erſten ſo behandlen , als ob der Mann ſelbſt die Ermächtigung ertheilt
hätte . Die letzere Anſicht iſt als die richtige trefflich nachgewieſen von Grol⸗

mann II . 526 . Vergl . Zachariä III . Seite 80 . Not . 54 . Wird die Er⸗

mächtigung wegen Verweigerung ertheilt , ſo iſt ſie gegen den Willen des

Mannes und er kann natürlich nichts an ſeinen Rechten verlieren . Iſt aber

der Mann verhindert , ſo handelt die Obrigkeit in ſeinem Namen und für

ihn , und es könnte hier oft mehr zum Nachtheil als zum Vortheil deſſelben

ſeyn , wenn die Obrigkeit ſeinen Willen nicht vollſtändig erſetzen dürfte . Vergl .
jedoch die in den Annalen III . 213 enthaltenen Ausführung im entgegen⸗
geſetzten Sinne .

Hierbei iſt noch in Bezug auf das badiſche Recht der Art . 2205 a. von

Bedeutung , nach welchem für derartige mit obrigkeitlicher Ermächtigung we⸗

gen Weigerung des Mannes entſtehenden Verbindlichkeiten auch nicht das

Grundeigenthum angreifbar ſeyn ſoll , ſo lange die Nutznießung dauert .

Brauer III . S . 338 .

Hinſichtlich der Dotal - Ehe führt ferner die Beſtimmung , daß der

fundus dotalis ſelbſt mit Einwilligung beider Theile nicht beliebig
veräußert werden kann, wichtige Ausnahmen von dieſen Grundſätzen herbei
Art . 1554 ) .

Die Rechte , welche dritte Perſonen nach Vertragsgrundſätzen gegen
den Mann allein erwerben , ſey es vor oder während der Ehe , können

nie die Wirkung haben , daß das Grundeigenthum oder das Vermögen der

Frau zur Befriedigung angegriffen wird , wenn ſie nicht als Mitſchuldnerin
oder als Sammtſchuldnerin des Mannes aufgetreten iſt . 3

Indeſſen können die Glänbiger des Mannes ' die Nutznießungsrechte
deſſelben zu ihrer Befriedigung verwenden , jedoch nur nach Abzug der Laſten ,
welche mit der Nutznießung übernommen wurden , insbeſondere auch der Ehe⸗
laſten , denn nur gegen Erfüllung dieſer Verbindlichkeit hat der Mann die

Nutznießung erworben .

ad C. Durch Eingehung einer Gemeinſchaft bilden ſich unter den

Eheleuten z3verſchiedene Arten des Vermögens , eigenes
des Mannes und eigenes der Frau , ſodann das gemeinſchaft⸗
liche. Jede Caſſe hat ihre Activa und Paſſiva .

Allein gegen Außen bildet das Gemeingut keine beſondere univer -
sitas juris d. h. keine fingirte Perſon , die für ſich allein Trägerin von Rech⸗
ten und Verbindlichkeiten ſeyn kann , wie z. B . das Vermögen einer Ge⸗

meinde , ſondern es iſt das ganze Gemeingut nur ein condominium pro in -

diviso und daher pro rata ein Theil des Vermögens des Mannes und der

Frau ; da jedoch der Ehemann unbeſchränkte Gewalt über dieſes Miteigen⸗
thum hat , ſo wird es gegen Außen wie ſein Allein - Eigenthum angeſehen ,
unbeſchadet der Rechte , die die vorehlichen Gläubiger der Frau gültig und

erweislich erworben haben . Je nachdem ein Dritter in Rechtsverhältniſſen
zu dem Manne oder zu der Frau , oder zu beiden zugleich ſteht , d. h. den

Mann , die Frau oder beide zugleich zu perſönlichen Schuldnern hat , ſind
auch ſeine Befugniſſe verſchieden . Die Ehegatten werden alſo gegen außen
als zwei Rechtsſubjecte angeſehen , die
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a) in Miteigenthums⸗ resp . Geſellſchaftsverhältniſſen ſtehen , wobei jedoch
b) nur der Eine condominus ( der Mann ) Gewalt hat , über das con —

dominium zu verfügen , und

e) der andere (die Frau ) noch überdieß über das eigene Vermögen
nicht sui juris iſt, d. h. nicht allein diſponiren kann .

Was nun 35

1) die vor der Ehe erworbenen Rechte dritter Perſonen betrifft , ſo
bleibt es in Anſehung desjenigen Vermögens , wovon die Gemein —

ſchaft nur die Nutznießung hat , bei den ad B. angegeben Grundſätzen .
Dieſen Berechtigten bleibt aber auch das condominium verhaftet und

zwar ohne Rückſicht auf den Antheil des einen oder andern Ehegatten . Sie

können daher zu ihrer Befriedigung auf das gemeinſchaftliche Vermögen wie

auf das eigene ihres Schuldners greifen , ſo lange eine ſolche eommunio

beſteht , vorbehaltlich der Ausgleichung unter den Ehegatten .
2) Während der Ehe kann die Frau

a) über das Gemeinſchafts - Vermögen darum nichts verfügen , weil

dieſes Recht dem Manne allein zuſteht . Es würde alſo eine ſolche
Verfügung für den Mann , obwohl die Frau Miteigenthümerin iſt ,
doch in Anſehung der Gemeinſchaft ſchon aus dieſem Grunde , und

abgeſehen vom Autoriſationsrecht , nichtig ſeyn . Die Handlungen
des Mannes wirken aber ſtets ſowohl auf ſein eigenes Vermögen
als auf das Ganze der Gemeinſchaft , und die Frau muß dieſelben
in dem Maße als ihre eigenen anerkennen , als ſie ſeiner Zeit an

der Gemeinſchaft Theil nimmt .

b) Bei Verfügungen über das eigene Vermögen iſt die Frau an die

Ermächtigung des Mannes gebunden .
Bei dieſem Verhältniß der Ehegatten ſind nun gegenüber von dritten

Perſonen folgende Fälle während der Ehe denkbar :

a) Die Frau contrahirt allein , und zwar mit Erlaubniß des

Mannes . Dieſe Einwilligung des Mannes läßt je nach Um⸗

ſtänden eine doppelte Auslegung zu . Die Frau kann entweder ſo

betrachtet werden , als habe ſie von dem Manne den Auftrag er⸗

halten , in ſeinem Namen zu contrahiren , oder ſo , als contrahire
ſie in ihrem eigenen Namen mit Ermächtigung des Mannes .

Im erſten Falle wird nur der Mann und das Gemeinſchafts - Ver⸗
mögen verpflichtet , indem der Mandatar niemals ſich ſelbſt verbindet .

Im zweiten Falle dagegen würde nach allgemeinen Grundſätzen nur

das eigene Vermögen der Frau und ihr Antheil an der Gemeinſchaft dem

Gläubiger verhaftet , allein es iſt zum Vortheil der Keditoren und zur Ver —⸗

hütung von Hintergehungen die Vermuthung angenommen worden , daß der

Contrakt auch zum Vortheil der Gemeinſchaft geweſen ſey, und auf den

Grund dieſer Unterſtellung wurde die Regel geſtützt , daß in ſolchem Falle
das geſammte Vermögen beider Eheleute haftbar werde , Art . 1419 .

Es muß daher in jedem einzelnen Falle darauf geſehen werden , ob

ſich die Frau als Contrahentin im eigenen Namen oder als Mandatarin

des Mannes dem Dritten dargeſtellt hat . Im Zweifel wird zwar nach Art .

1122 vermuthet , man habe im eigenen Namen contrahirt , d. h. ſich ſelbſt

verpflichten wollen . Bei dem eigenthümlichen Verhältniß der Ehefrau zu

dem Manne muß aber im Zweifel angenommen werden , daß ſie nur als

Gemeinſchaftsgenoſſin und ſomit als Beauftragte des Mannes aufgetreten ſey .
Der Art . 1420 a. ſtellt endlich den Grundſatz auf , daß in Haus⸗
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haltungsangelegenbeiten eine ſtillſchweigende Vollmacht angenommen werde .

Vergl . auch Art . 220 . Sie verpflichtet alſo durch Eingehung von Verbind⸗

lichkeiten in derartigen Angelegenheiten nicht ihr eigenes Vermögen , ſondern

nur den Mann und folgeweiſe die Gemeinſchaft — dieſes aber ohne be⸗

ſondere Einwilligung des Mannes .

b) Die Frau kontrahirt mit Ermächtigung der Obrigkeit . Hier
kommt Alles auf den Grund und die Veranlaſſung der obrigkeit⸗
lichen Ermächtigung an , und mit dieſer oben ſchon gemachten Unter⸗

ſcheidung ſind die Art . 1426 u. 1427 zu interpretiren . Der erſte
ſpricht von der Verweigerung , der zweite von der Verhinderung
des Mannes .

e) Die Frau geht mit dem Manne gemeinſchaftlich einen Ver⸗
ttrag gegen Dritte ein . Hier gilt der Mann als Haupt⸗Contrahent
und als haftbar für das Ganze , die Frau aber haftet als Mit⸗

ſchuldnerin mit ihrem Vermögen für die Hälfte , es ſey denn ,

daß ſie ſich ſammtverbindlich gemacht hat . Dem Manne und
folgeweiſe der Gemeinſchaft gegenüber gilt ſie aber als In ter⸗
zedentin , ſofern der Vertrag nicht ihr eigenes Intereſſe , ſondern

das des Mannes oder der Gemeinſchaft betroffen hat . 1431 .

Das Nähere und insbeſondere das Rechtsverhältniß unter den Ehe⸗

gatten ſelbſt muß der folgenden Darſtellung vorbehalten bleiben .

Reſultat .

Die Eheleute leben entweder

I . in einer Gemeinſchaftsehe , oder

II . in einer Nichtgemeinſchaft .
Beide Hauptarten des Güterrechts haben wieder verſchiedene Modi⸗

fikationen . Das Geſetzbuch ſtellt übrigens nicht die Gemeinſchaft und Nicht⸗
gemeinſchaft , ſondern die Gemeinſchaftsehe und die Dotal⸗Ehe als

Gegenſätze auf .
Dieſe nicht ganz logiſche Eintheilung , zufolge welcher zwei Arten der

Nichtgemeinſchaft unter das Gemeinſchaftsrecht verwieſen werden , hat
ihren Grund in der Rechtsgeſchichte Frankreichs , insbeſondere in der Thei⸗
lung der Länder in die des geſchriebenen und ungeſchriebenen Rechts , indem

in dem erſtern vorzüglich die Dotal - Ehe , in dieſen die andern Güterrechte
in Gebrauch waren .

LiKia pli tue l

Allgemeine Beſtimmungen .

Art . 1387—1398. 3

Die Ehegatten können ihre Vermögens⸗Verhältniſſe durch ausdrück⸗

liche Verabredung ( Heiraths - Ehe - Vertrag ) feſtſetzen , oder ſich ſtillſchweigend
denjenigen Regeln unterwerfen , welche das Geſetz für den Fall feſtſetzt ,
wenn es an einem Ehevertrag fehlt , nämlich den Regeln der geſetzlichen
Gütergemeinſchaft .

‚

Das Ite Kapitel beſtimmt
A . die formellen Erforderniſſe der Eheverträge .



Unzweifelhafte und leicht erweisliche Gewißheit über das Güterrecht
der Eheleute , ſowie die Unabänderlichkeit der vor der Ehe ausdrücklich oder

ſtillſchweigendgetroffenen Verabredungen nach dem Abſchluſſe der Ehe , ſind
die Zwecke , welche das Geſetz ſowohl im Intereſſe der Eheleute ſelbſt , als
im Intereſſe dritter Perſonen durch ſeine Beſtimmungen zu erreichen trachtet .

Es wird angenommen , daß die Eheleute in geſetzlicher Gütergemein⸗
ſchaft leben , bis derjenige , der das Gegentheil behauptet , eine Verabredung ,
welche dieſe Gemeinſchaft aufhebt oder abändert , durch eine , vor der Ehe ,
in öffentlicher Form , nämlich unter Zuzug eines Staatsſchreibers und zwei
Zeugen errichtete Urkunde nachweist .

Abänderungen während der Ehe könnten leicht die Folge einer egoi⸗
ſtiſchen Benützung des Einfluſſes ſeyn , den der eine Ehegatte auf den

Willen des andern ausübt , oder ſie könnten zum Nachtheil dritter Perſonen
getroffen werden , weßhalb ſie nur vor der Trauung geſtattet ſind , auch der

Mitwirkung aller derjenigen Perſonen bedürfen , die bei dem erſten Vertrage
durch irgend eine Stipulation , z. B . durch Schenkungen , mitgewirkt haben,
oder deren Einwilligung aus ſonſt einem Grunde nöthig war , weil ihre
Willens⸗Erklärung mit dem unter den Eheleuten verabredeten Güterrecht im

Zuſammenhange ſteht , oder doch ſtehen kann .

Auch müſſen die Abänderungen dem urſprünglichen Ehevertrag als

Anhang beigefügt werden , damit derjenige Dritte , der die Rechtsverhältniſſe
der Eheleute kennen lernen will , nicht irre geleitet werde .

Geſchieht dieſes nicht , ſo iſt die Modifikation für jeden Dritten un⸗

wirkſam und es ſind überdieß Strafen angedroht . Art . 1397 .

B . In materieller Beziehung iſt das Verfügungsrecht zu Gunſten einer

Ehe und der daraus entſpringenden Kinder vielfach begünſtigt , nament⸗

lich in Beziehung auf Schenkungen . Art . 1091 ff. Art . 1398 . vergl .
mit 903 . 904 .

Dagegen dürfen die Eheverträge nichts enthalten , was gegen ge —
bietende oder verbietende Geſetze anſtößt . 1388 — 90 .

Es muß ferner das Rechtsverhältniß genau und ausdrücklich feſtgeſetzt
ſeyn , und es iſt insbeſondere unterſagt , daſſelbe durch Hinweiſung auf ab⸗

gekommene Geſetze oder Statuten , deren Kenntniß ſich nach und nach ver⸗

lieren muß , zu bezeichnen . 1391 . Der Zuſatz 1393 a . iſt aufgehoben .
Rgsbl . 1831 . Nro . 30 .

II . und III . Kapitel .
Von den einzelnen Güterrechten .

I . Gemeinſchaftsrecht .

Allgemeine Beſtimmung .
Der Tag der Trauung iſt das Anfangsziel einer jeden Gemeinſchaft ,

1399 . und wenn Zachariä III . Seite 172 und Brauer III . S . 323 be⸗

haupten , es könne eine Gemeinſchaft ſowohl sub conditione suspensiva als

auch sub conditione resolutiva eingegangen werden , ſo iſt zwar das er —

ſtere , nämlich die Verabredung , ſtatthaft , daß vor der Hand eine Nichtge —
meinſchaft beſtehen , ſolche aber beim Eintritt einer gewiſſen Thatſache , z. B .

wenn Kinder erzeugt werden , in eine Gemeinſchaft übergehen ſoll , weil hier
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eine rückwirkende Kraft der Bedingung auf dem Moment der Trauung faktiſch
ausführbar iſt . Vergl . Art . 1451 . Aber eine auflöſende Bedingung kann

dieſe rückwirkende Kraft nicht haben , weil es faktiſch unmöglich iſt , die ein —

mal vorhanden geweſene Societät ſo zu behandeln , als wäre ſie niemals

vorhanden geweſen , wie dieß Zachariä ibidl . S . 40 bei einer andern Ge⸗

legenheit , nämlich bei der Nichtigerklärung einer Ehe ſelbſt anerkennt . Es

würde alſo die Reſolutiv⸗Bedingung nur eine , erſt während der Ebe ein⸗

tretende Abänderung des Güterrechts herbeiführen , was dem Art . 1395 ent⸗

gegen iſt .
Erſte Abtheilung .

Geſetzliche Gütergemeinſchaft .

Dieſe Gemeinſchaftsart kann nicht nur ausdrücklich bedungen werden ,

ſondern ſie tritt ſtets in dem Falle ein , wenn und ſoweit die Eheleute nichts
anderes feſtſetzen .

Sie iſt am ausführlichſten dargeſtellt , und ihre Regeln gelten auch
für alle Modifikationen , ſoweit ſie nicht ausdrücklich oder folgenweiſe aufge⸗
hoben ſind . 1528 .

Man nennt dieſe Gemeinſchaft auch die Fahrnißgemeinſchaft , weil

es hauptſächlich das bewegliche Vermögen der Eheleute iſt , welches die

gemeinſchaftliche Kaſſe bildet .
Die aufgeſtellten Regeln zerfallen in folgende 3 Abtheilungen :

1) Welche Activa und Paſſiva bilden das gemeinſchaftliche Vermögen ?
2) Wer hat daſſelbe zu verwalten , wie iſt es zu verwalten und welchen

Einfluß haben die Handlungen der Eheleute auf den Beſtand der ge⸗

meinſchaftlichen Kaſſe , ſowie auf das nicht zur Gemeinſchaft gehörige
Vermögen ?

3 ) Wie wird die Gemeinſchaft , nämlich das Rechtsverhältniß derſelben
aufgelöst , und wie iſt das Condominium , welches in der gemein⸗
ſchaftlichen Kaſſe verbleibt , zu theilen ?

lter Abſchnitt .

Von den Aktiven und Paſſiven der geſetzlichen Güter⸗

gemeinſchaft .
§ . I . Von den Aktiven .

Das Geſetz beſtimmt in dem Artikel 1400 —1409 genau , welche
Vermögensrechte in die Gemeinſchaft gehören und welche nicht . Es be⸗

zeichnet alſo auf poſitivem und negativem Wege den Aktivbeſtand der Ge⸗

meinſchaft und es ergibt ſich daraus folgendes Reſultat :
Die Rechte der Gemeinſchaft ſind theils Eigenthums⸗ , theils Nutz⸗

nießungsrechte , und es umfaſſen dieſe Rechte theils ſolches Vermögen , welches
die Eheleute am Tage der Trauung beſitzen , theils ſolches , welches nachher
erworben wird .

J . Eigenthum der Gemeinſchaft kann zunächſt nur ſolches Vermögen
oder ſolche einzelne Vermögensrechte werden , welche veräuſſerlich ſind ,
da die Einräumung eines Miteigenthums eine Veräuſſerung enthält .
Von dem veräuſſerlichen Vermögen aber wird gemeinſchaftlich :

1) Die Geſammtheit aller beweglichen Rechte , welche die Ehe⸗
leute am Tage der Trauung beſitzen . Es findet alſo eine

wechſelſeitige Veräuſſerung titulo universali ſtatt . Vgl . 1010 .
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D Alle beweglichen Rechte , welche dem einen oder andern Ehegatten
titulo Iucrativo , alſo durch Erbſchaft oder Schenkungen während

der Ehe anfallen .
3) Alles errungene , d. h. während der Ehe titulo oneroso erwor⸗

bene Vermögen aller Art , mag es beweglich oder unbeweglich , von
dem einen oder andern Ehegatten erworben worden ſeyn , foweit
nicht die errungenen Liegenſchaften als bloſes Surrogat eines ver -

äuſſerten eigenen Rechtes des einen oder andern Ehegatten er — ö
ſcheinen , und daher in locum deſſelben ſuccediren , worüber die
Art . 1407 , 1433 —1437 das Nähere beſtimmen . ( Brgl . unten . )

Es ſtreitet bei allen Liegenſchaften ſowohl in Bezug auf das Ver —

hältniß unter den Ehegatten , als gegen Auſſen die Vermuthung dafür , daß
ſie zu den , während der Ehe titulo oneroso erworbenen gehören , bis der

Ehegatte oder ſeine Rechtsnachfolger , die das Alleineigenthum behaupten ,
beweiſen , daß ſie ererbt oder geſchenkt wurden , oder daß der betreffende
Ehegatte ſchon vor der Ehe Eigenthümer war , oder die Liegenſchaft wenig —
ſtens im Civilbeſitze gehabt hat ; denn eines Theiles gibt der Beſitz die

Vermuthung für das Eigenthum , Art . 2230 , und anderntheils würde der

Gegenbeweis gegen dieſe Vermuthung eine exceptio de jure tertii ſeyn ,
ſofern nicht der Gegner behauptet , daß er der Eigenthümer ſey , alſo das
Gut nicht für die Gemeinſchaft , ſondern für ſich anſprechen würde . Auch
wirkt eine , während der Ehe vollendete Verjährung zu Gunſten des be —

ſitzenden Ehegatten , nicht der Gemeinſchaft . 1402 .

In Bezug auf die Frage , was bewegliche und unbewegliche Rechte
ſeyen , muß auf die frühern Erörterungen verwieſen werden .

Ausgeſchloſſen von der Gemeinſchaft bleiben daher dem Eigen —
thum nach :

1) Alle liegenſchaftlichen Rechte , welche die Ehegatten am Trau —

ungstage im Civẽ̃ilbeſitze haben , es ſey denn , daß ſie in der Zwiſchen —
zeit nach dem Abſchluß des Ehevertrages , wo ein ſolcher ſtattfand ,
und vor der Trauung von dem einen Ehegatten titulo oneroso
erworben wurden , denn in dieſem Falle werden ſie gemeinſchaftlich , 8

weil ſonſt der eine Ehegatte den andern hintergehen könnte .

2) Diejenigen unbeweglichen Rechte , welche ſie durch Schenkung oder

Erbſchaft während der Ehe erworben , ſofern ſie nicht ausdrücklich
der Gemeinſchaft geſchenkt werden .

Eine Schenkung an beide Ehegatten zugleich macht zwar jeden zum

Miteigenthümer , aber es fallen die Antheile eines jeden doch nicht in die 75

Gemeinſchaft , was in Bezug auf die Verfügungsrechte des Mannes über

den Antheil der Frau von weſentlicher Bedeutung iſt .
Als vorläufige Erbeinweiſung und ſomit als geſchenktes lie — —

genſchaftliches Recht wird es auch behandelt , wenn ein Aſcendent des ei⸗

nen oder andern Ehegatten dieſem einzelne Liegenſchaften überläßt , wenn

gleich Verbindlichkeiten mit der Uebergabe verknüpft ſind, oder die Uebergabe
Ioco solutionis geſchieht . Art . 1406 .

821 Der Art . 1408 , Abſatz 1 iſt eine Folge des Art . 883 , d. h. der

rückwirkenden Kraft der Theilungen , und der Abſatz 2 gibt der Frau das

dort eingeräumte Wahlrecht aus dem Grunde , damit der Mann die Frau
nicht aus Eigennutz durch Verweigerung ſeiner Ermächtigungverhindere ,

ſelbſt die Antheile der Miteigenthümer zu erwerben , wenn der Erwerb mit

Vortheil geſchehen kann . 8 0



II . Nutznießungsrechte der Gemeinſchaft —
Dieſe umfaſſen alle Güter der beiden Ehegatten , welche nicht in die

Gemeinſchaft fallen . Selbſt die Nutzungen und Vortheile von denjenigen

Rechten , die an ſich nicht auf andere übertragen werden können , fallen
in die Gemeinſchaft . Ebenſo die verfallenen Beträge der Leibrenten und

der Erbrenten , nicht aber das Recht zum Bezug ſelbſt , welches dem ein⸗

bringenden Ehegatten verbleibt , obwohl ſie für bewegliche Rechte erklärt

ſind , 529 . 530 , denn das Recht zum Bezug iſt ein fingirtes Recht, welches

uur durch die einzelnen Bezüge ſelbſt verwirklichet wird .

Pothier Vol . 11 p. 72 .

Auch ſpricht der Art . 1401 nur von den Gefällen aller Art , nicht
aber vom Recht zum Bezug der Gefälle ſelbſt . Würde das Recht ſelbſt in

die Gemeinſchaft fallen , ſo wäre es unnöthig geweſen , derſelben auch noch
die jährlichen Erträgniſſe zuzuweiſen .

§. II . Laſten und Schulden der Gemeinſchaft .

Dieſe beſtehen
I . in fortlaufenden ſtändigen Ausgaben ;
II . in Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen .

ad J . Ständige Ausgaben .
Dieſes ſind :

A. ſolche , welche der Ehezweck erfordert , alſo der Unterhalt der Ehe⸗
gatten und die Erziehung der Kinder , und zwar allernächſt der ge —

meinſchaftlichen Kinder . 16 1
Sind Kinder aus einer frühern Ehe vorhanden und haben dieſe

a . kein eigenes Vermögen , ſo fällt ihr Unterhalt als eingebrachte

Schuld ihres Elterntheils (vergleiche unten ) in die Gemeinſchaft .
Haben ſie 3 1115127

b. eigenes Vermögen und es hat ihr Elterntheil die Nutznießung daran ,

ſo fällt dieſe Nutznießung ihrem Ertrage nach und eben damit auch

die Laſt derſelben in die Gemeinſchaft .
Scoweit

aber dieſes Nutznießungsrecht nicht beſteht , müſſen aller⸗

nächſt die Einkünfte des Vermögens ſolcher Kinder zu ihrem Unter⸗

halt verwendet werden .

B. ſolche Ausgaben , welche der Gemeinſchaft als Nutznießerin
des eigenen Vermögens der Ehegatten obliegen , Art . 1409 .

Abſ . 3. 4 , Art . 605 ff. 5 A4
Wegen der Ueberſetzung des Abſ . 3 vergleiche Vorträge S . 94 .

ad II . Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen .

Der Art . 1409 ſpricht von fahrenden Schulden und dann wieder von

ſolchen fahrenden Schulden , welche die , einem Ehegatten allein

gehörigen Liegenſchaften angehen .
Er ſagt , alle fahrenden Schulden fallen in die Gemeinſchaft , jedoch

vorbehaltlich der Vergütung des Schuldbetrags , welcher die eigenen Immo⸗

bilien angeht .
14

Es iſt dieſes ſo zu verſtehen .
Die Verbindlichkeiten , als Gegenſatz der ee können

wie dieſe in bewegliche und unbewegliche Verbindlichkeiten eingethkilt werden ,

je nachdem ſie einem beweglichen oder unbeweglichen Rechte entſprechen .
Dieſe Eintheilung paßt jedoch nicht auf den engeren Begriff der

Schulden , indem dieſe , wie früher gezeigt , ſtets unter die beweglichen
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Verbindlichkeiten gerechnet werden müſſen . Die Verbindlichkeiten betreffen
alſo entweder ein species oder ein genus . Die letzteren ſind bew eglich
oder Schulden im eigentlichen Sinn des Wortes .

Die erſteren aber ſind , wenn eine bewegliche Sache zu leiſten iſt ,
fahrende Verbindlichkeiten, andernfalls liegende , und diejenige Maſſe hat
natürlicher Weiſe die Verbindlichkeit auf ſich, in welche der Gegenſtand
gehören würde , falls die Verbindlichkeit nicht beſtünde oder m. a . W. , aus
welcher das ſchuldige Objekt ausgeſchieden werden ſoll . Das Gleiche
gilt von dinglichen Laſten , die gegen eine beſtimmte Sache geltend gemacht
werden . Man muß alſo den Ausdruck Schulden , ſoweit im Art . 1409 von
fahrenden Schulden die Rede iſt , in dem weitern Sinn von Verbindlich⸗
keiten auffaſſen .

Die weitere Eintheilung , welche die Schulden im eigentlichen Sinne
berührt , beruht darauf , daß gewiſſe Schulden als der Geſammtheit der
unbeweglichen Güter anhängend betrachtet werden , und zwar deßhalb ,
weil ſie durch die Art ihrer Entſtehung oder Uebertragung mit dem Beſtande
des liegenſchaftlichen Vermögens eines Ehegatten in ſpezieller Verbindung
ſtehen . ( Liegende Schulden . )

Die nähere Darſtellung des Schuldenverhältniſſes geſchieht in nach —
ſtehenden Abtheilungen , wobei aber ſtets das Verhältniß zwiſchen den Ehe⸗
gatten und das gegenüber von den Ereditoren , wohl zu unterſcheiden iſt .

A . Von den Schulden , die bei Eingehung der Ehe vorhanden ſind .
1 . In Bezug auf das Verhältniß zwiſchen den Ehegatten .

Alle vor der Ehe entſtandenen Schulden gelten zwiſchen den Ehe⸗
gatten als gemeinſchaftliche , der Geſammtheit der beweglichen Habe fol —
gende Schulden . Soweit jedoch die Bezahlung einer ſolchen Schuld aus
der gemeinſchaftlichen Caſſe eine Bereicherung des einen Ehegatten auf Koſten
der Gemeinſchaft zur Folge haben würde , muß der betreffende Ehegatte für
die Uebernahme dieſer Schuld auf die Gemeinſchaft Vergütung leiſten . 1409 .
1437 ( wo jedoch der Urtext ſo lautet : „ toutes les fois , qu ' il est pris
sur la comunauté une somme . “ )

Eine Bereicherung aber liegt in der Bezahlung einer ſolchen Schuld , die

durch den Erwerb , durch die Erhaltung oder durch die Werthserhöhung
einer Liegenſchaft des einen oder andern Ehegatten entſtanden iſt . Da

uämlich der Ehegatte Eigenthümer der eingebrachten Liegenſchaften bleibt
und ſie bei Auflöſung der Ehe wieder an ſich zieht, ſo hat die Gemeinſchaft
gegen die Uebernahme oder Bezahlung dieſer Schuld kein Aequivalent er⸗
halten , ſondern der Eigenthümer der Liegenſchaft würde den Vortheil allein

haben . Es iſt daher ganz konſequent , wenn die Geſetze verfügen , daß für
das Einbringen ( pris sur la comunaute ) einer ſolchen Schuld Verguͤtung
geleiſtet werden muß .

Beiſpiele derartiger Schulden giebt der Satz 1437 und 2103 an .

E . s kommt alſo alles auf den Entſtehungsgrund der Forderung
an , und derjenige Ehegatte , welcher die Vergütungspflicht als Ausnahme
von der Regel behauptet , muß dieſe aus dem Entſtehungsgrunde der For⸗
derung nachweiſen . Sehr häufig iſt die Meinung , daß auch diejenigen
Schulden eigene ſeyen , für welche eine Liegenſchaft verpfändet iſt .

Dieſe Behauptung iſt theils wahr , theils iſt ſie unwahr . Sie iſt
I ) unwahr , ſoweit die Forderung , für welche das Pfandrecht beſteht ,

zaugleich eine perſönliche Schuld des, die Liegenſchaft einbringenden
*

—
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Ehegatten iſt , und zwar eine ſolche perſönliche Schuld , die mit der

Erwerbung , Erhaltung oder Werthserhöhung der Liegenſchaft in keiner

Verbindung ſteht , denn es fällt jede perſönliche Schuld , gleichviel ob

ſie mit einem Pfandrecht verſehen iſt oder nicht , ohne Vergütungs⸗
vorbehalt in die Gemeinſchaft , wenn nicht der eben erwähnte aus⸗

nahmsweiſe Entſtehungsgrund vorliegt .
2) Wahr iſt jene Behauptung , wenn die Schuld nicht zugleich eine

perſönliche Schuld des Ehegatten iſt , auf deſſen Grundſtück das

Pfandrecht haftet , denn hier iſt lediglich von einer dinglichen Laſt
die Rede , welche nicht mit einer perſönlichen Klage , ſondern nur

mit der actio hypothecaria gegen den einbringenden Ehegatten als

Beſitzer des Grundſtückes geltend gemacht werden kann , und hier
muß dasjenige ſeine Anwendung finden , was von dinglichen Laſten
eines Grundſtücks im Allgemeinen gilt , d. h. das accessorium bleibt
mit dem principale von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen .
Der Art . 1410 iſt endlich noch eine Vorſichtsmaßregel , damit die

Frau nicht während der Ehe Schulden kontrahiren und ſie vordatiren kann ,
wodurch der Mann ſowie das Geſetz hintergangen würde .

Nach franzoͤſiſchem Rechte gilt die Zahlung einer ſolchen Schuld von
Seiten des Ehemanns als ein Bekenntniß , daß die Schuld wirklich vor
der Ehe entſtanden ſey . Brauer hat aber dem Abſatze 3 die Worte ange⸗
fügt : „unbeſchadet der Aufrechnung auf der Frauen Gemeinſchaftsantheil, “
was dem franzöſiſchen Rechte ganz zuwider iſt . Es gilt daher nach badiſch .
Rechte die Zahlung nicht als ein Bekenntniß , ſondern nur als ein Vor⸗

ſchuß , den ſich die Frau an ihrem Gemeinſchaftsantheil ſeiner Zeit auf⸗
rechnen laſſen muß , als ob ſie dieſen Betrag zum Voraus empfangen hätte .

ſchünt
ſie ſich aber der Gemeinſchaft entſchlägt , ſo iſt ſie keine Vergütung

ſchuldig .

Dieſe Art von Vergütungspflicht der Frau , welche gleichſam nur auf
ihrem Gemeinſchaftsantheil , nicht aber auf ihrem eigenen Vermögen haftet ,
iſt in der That eine ganz ſeltſame , aller Conſequenz entbehrende Beſtimmung .

2. Verhältniß der Gläubiger bei dieſen Schulden .
Die Gläubiger , welche ſchon bei Eingehung der Ehe Gläubiger des

einen oder andern Ehegatten ſind , können ohne Rückſicht auf den Entſtehungs⸗
grund der Forderung

1) wenn ſie Gläubiger des Mannes ſind , dieſen zur Bezahlung
anhalten und im Executionswege ſein eigenes Vermögen , ſowie
das der Gemeinſchaft zu ihrer Befriedigung angreifen , nur nicht das

Grundeigenthum der Frau , denn dieſes bleibt der Frau vorbehalten .
Anlangend 4

2) die Gläubiger der Frau , ſo gilt in Beziehung auf den Mann
der Grundſatz , wer eine Frau heirathet , der heirathet auch ihre
Schulden , d. h. der Mann verpflichtet ſich durch Eingehung der

Gütergemeinſchaft , alle Schulden der Frau zu bezahlen , ſie mögen
was immer für einen Entſtehungsgrund haben . Die Gläubiger können
nicht allein auf das Gemeingut und auf das Vermögen der Frau ,
ſondern überdieß auf das eigene Vermögen des Mannes greifen ,
jedoch können ſie nur durante cumunione das Ganze von dem Manne

fordern , 1485 , weil durch die Auflöſung der Gemeinſchaft der Grund
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der Verpflichtung des Mannes , nämlich der Beſitz des ganzen ehe—
weiblichen Vermögens wieder aufhört .
Aber auch das Grundeigenthum der Frau bleibt ihnen verhaftet ,

wie es ihnen ſchon vor der Ehe verhaftet war , denn die Frau kann dem

Creditor gegenüber die Schuld nicht abſchütteln .
Dabei verſteht es ſich von ſelbſt , daß jeder Ehegatte Vergütung thun

muß , wenn die Schuld nach dem Entſtehungsgrund eine ſolche iſt , die

Liegenſchaften deſſelben angeht .
B . Von den Schulden , die während der Ehe entſtehen .

1. Aus Verträgen .
Sind dieſe überhaupt gültig , ſo kommt

a . zwiſchen den Eheleuten alles darauf an , ob die Schuld zum

Vortheil der Gemeinſchaft oder zum Vortheil des eigenen Vermögens
eines Ehegatten kontrahirt und verwendet worden iſt . Sie erſcheint
hiernach entweder als eine gemeinſchaftliche , oder als eine eigene .
Im Zweifel ſtreitet die Vermuthung für das erſtere , und derjenige

Ehegatte iſt beweispflichtig , welcher das Gegentheil behauptet .

b. Gegenüber von dem Gläubiger entſcheiden diejenigen Grund⸗

ſätze , welche ſchon in der Einleitung als maßgebend für das Ver⸗

hältniß dritter Perſonen aufgeſtellt worden ſind , und im Weſentlichen
den allgemeinen Grundſätzen über Verträge , verbunden mit dem

beſondern Verhältniß der Ehelente , entſprechen .

2 . Ex lege .
Dieſe laſſen ſich entweder auf den Grundſatz zurückführen , „ nemo

damno alterius locupletior fieri debet, “ oder es ſind Klagen ex delicto .

Im erſteren Falle haftet derjenige Ehegatte , deſſen Vermögen bereichert wurde ,

und im Falle es die Gemeinſchaft iſt , der Mann als der Herr derſelben .

Klagen ex delieto ſind nach Art . 1424 zu behandeln .
Es ſpricht zwar dieſer Artikel nur von Geldſtrafen und Brauer III .

S . 348 behauptet , daß er auf Schadenerſatz keine Anwendung leide ,

daß alſo z. B . der Frau keine Vergütung gebühre , wenn eine Entſchädigung
für eine unrechte That des Mannes aus der Gemeinſchaft beigetrieben worden

ſey . Derſelben Meinung iſt auch Zachariä II . S . 192 Not . 12 , allein
die eben daſelbſt von ihm angeführten Schriftſteller ſind anderer Meinung

und dieſe andere Meinung iſt woͤhl die gerechtere , denn wenn das Geſetz
dem Manne , obwohl er Herr der Gemeinſchaft iſt , ſelbſt Schenkungen auf

Rechnung der Gemeinſchaft im Allgemeinen verbietet , kann es ihm noch

weniger erlauben , auf fremde Rechnung Delikte zu begehen .

L . Schulden , die mit Erbſchaften oder Schenkungen anfallen .

a. Verhältniß unter den Eheleuten .
Un Hier entſcheidet im Allgemeinen der Grundſatz , daß die Schulden
ebenſo behandelt werden , wie das anfallende Vermögen .

Iſt dieſes fahrend , ſo fallen auch alle Schuldenauf die Gemeinſchaft
und im entgegengeſetzten Falle auf den erbenden Ehegatten . Iſt das

Vermögen gemiſcht , ſo fallen ſie pro rata des Werths der Fahrniß der

Gemeinſchaft und pro rata des Werths der Liegenſchaften dem erbenden

Ehegatten zur Laſt . 1414 . Sie werden alſo wie der Preis einer Erwerbung

behandelt . Damit aber in letzterem Falle keine Unſicherheit über die Größe
des Schuldentheils der Gemeinſchaft entſtehe , iſt der Mann verpflichtet , ein

—

—
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Verzeichniß über die einzelnen Gegenſtände der Verlaſſenſchaft errichten zu

laſſen , gleichviel ob ihm oder der Frau die Erbſchaft anfiel . Unterläßt er

dieſes , ſo kann er keine Vergütung an die Gemeinſchaft oder an das Ver⸗

mögen der Frau anſprechen , wenn ihm ſeine Angabe und Berechnung be —

ſtritten wird , wohl aber wird die Frau nach aufgelöster Gütergemeinſchaft
zu allen Beweismitteln zugelaſſen , die im Art . 1415 genannt ſind , um

darzuthun , daß aus der Gemeinſchaft mehr Erbſchaftsſchulden des Mannes

bezahlt wurden , als dieſer zur Laſt fallen , oder welcher Antheil von ihren
Erbſchaftsſchulden aus der Gemeinſchaft zu bezahlen ſey .

Die Frau bedarf übrigens zum Antritt einer Erbſchaft der Einwilli⸗

gung des Mannes und wenn dieſe verweigert wird , dagegen das Gericht
die Autoriſation ertheilt , ſo kann die Frau die Bezahlung der Erbſchafts⸗
ſchulden in keinem Falle weiter aus der Gemeinſchaft fordern , als dieſe an

Fahrniſſen wirklich empfangen , alſo Gewinn gezogen hat .
Die Verweigerung des Mannes hat nämlich nicht die Wirkung , daß

die Gemeinſchaft ſchlechthin nichts vom Vermögen der Erbſchaft bekommt ,
ſondern ſie hat demungeachtet ein Recht auf die fahrende Habe , allein die

Gemeinſchaft haftet nur bis zum Betrage der empfangenen Fahrniſſe , ſofern
ein Verzeichniß errichtet worden iſt , welches die Größe des Empfanges darthut .

b. Verhältniß zu den Erbſchaftsgläubigern .
Die Annahme der Erbſchaft iſt gegenüber von den Gläubigern der

Erbſchaft ein Halbvertrag , kraft deſſen der Erbe verſpricht , dieſelben zu

befriedigen , jedoch geht die Haftbarkeit des Erben , wenn sub beneficio
inventarii angetreten wurde , nicht über den Betrag der Erbſchaftsmaſſe
hinaus 11004 802 .

Iſt nun mit dieſem beneficium angetreten , ſo können die Gläubiger
niemals in den Fall kommen, etwas anderes anzugreifen , als die Erbſchafts⸗

maſſe , und es iſt ihnen gegenüber nicht zu unterſuchen , wohin die Schulden fallen .

Iſt aber nicht zub beneſicio inventarii angetreten und zwar :

1) eine Erbſchaft , die dem Manne angefallen iſt , ſo iſt es gerade ſo ,
als ob der Mann ſich ſonſt durch einen Vertrag verpflichtet hätte .
Sein Vermögen , ſowie das der Gemeinſchaft haftet den Gläubigern ,
gleichviel aus was die Erbſchaftsmaſſe beſtand . Die etwaigen Ver⸗

gütungen unter den Eheleuten berühren die Gläubiger nicht. Da⸗

gegen können dieſe das eigene Vermögen der Frau nicht angreifen .
Art . 1412 Abſ . 1 und 2.

2) Bei Erbſchaften der Frau ſind folgende Unterſcheidungen zu machen .
a. Sie tritt mit Ermächtigung des Mannes an . 10

Beſteht lt
d. die Erbſchaft aus Mobilien , ſo können die Gläubiger zu ihrer

Befriedigung wie bei einer Forderung , für die ſich die Frau mit

ihrem Manne verpflichtet hat , aus dem ganzen Vermögen beider
Eheleute ſuchen.
Beſteht ſie

6. nur aus Immobilien , ſo iſt das eigene Vermögen der Frau ohne
Rückſicht auf die Nutznießung des Mannes verhaftet . Art . 1413 .

Beſteht ſie
7. aus Mobilien und Immobilien , ſo ſtehen die Glaubiger im näm⸗

lichen Rechte wie sub g . Art . 1416 , ( der Vergütung unter den
Ehegatten unbeſchadet . )

—
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Hat
bp ) der Mann die Autoriſation verweigert und das Gericht ſie

gegeben , ſo haben die Gläubiger ſtets nur ein Recht auf das

Grundeigenthum der Frau nicht aber auf die Gemeinſchaft oder

des Mannes Vermögen , 1417 , es ſey denn , daß der Mann es

unterließ , durch Errichtung eines Erbverzeichniſſes die Vermiſchung
des Vermögens der Erbſchaft mit dem der Gemeinſchaft zu ver —

hüten . Art . 1416 . Abſtz. 2 .

Iſt endlich
e) die obrigkeitliche Ermächtignng wegen Verhinderung des Man⸗

nes , alſo nicht gegen , ſondern für den Mann erfolgt , ſo ſind
auch hier die Wirkungen dieſelben , wie wenn der Mann autori⸗

ſirt hätte . Grollmann II . S . 526 ff .

Ater Abſchnitt .

Verwaltung der Gütergemeinſchaft und des eigenen Ver⸗
mögens der Eheleute .

I . Verfügungen über die ommunio .

Dieſe ſtehen dem Manne allein und zwar unbeſchränkt zu . Nur in

Anſehung der Schenkungen enthält der Art . 1422 die Beſchränkung , daß der

Mann allein

1) nur Fahrniſſe ,
2) titulo singulari
3) ohne Vorbehalt der Nutzung

ſchenken darf . Brauer III . p . 342 erklärt auch noch Schenkungen an ſolche
Perſonen für verboten , die im Sinne der Art . 911 und 1099 für unter⸗

geſchobene Perſonen gelten , weil durch Erbſchaft der Mann in dem alleinigen
Beſitz derſelben kommen kann , z. B . wenn er an ſeine Eltern ſchenkt . Eine

dem Art . 1422 zuwiderlaufende Schenkung kann von der Frau als nichtig
angefochten werden , wenn ſie ſich der Gemeinſchaft theilhaftig macht, aber

der Mann ſelbſt iſt nicht dazu legitimirt , weil das Verbot nur im Intereſſe
der Frau beſteht . Gegen dritte Beſitzer findet nach Art . 2279 keine Klage

ſtatt , wenn Mobilien unſtatthafter Weiſe verſchenkt wurden . Von der Aus⸗

ſtattung der Kinder , welche eine Ausnahmebildet , nachher .
Ueber Schenkungen auf den Todesfall vergl . Art . 1423 .

II . Verwaltung des eigenen Vermögens der Frau .

Dieſes beſteht bei der geſetzlichen Gütergemeinſchaft nur aus Imo⸗

bilien , bei den bedungenen Gemeinſchaftsarten aber , oder : wenn Schenkungen
an die Frau mit der Bedingung gemacht werden , daß ſie nicht in die Ge⸗

meimſchaft fallen , können auch Fahrniſſe der Frau den Liegenſchaften gleich
geſtellt ſeyn .

Da der Mann als Verwalter der Gemeinſchaft die Nutznießung an

dem Vermögen der Frau hat , ſo ſteht ihm auch die Verwaltung und die

Verantwortlichkeit wegen Nachläſſigkeit in derſelben zu . Er hat die diligentia
eines guten Hausvaters zu präſtiren , 1428 jeto Art .

601 .

Er iſt zu allen Beſitz⸗ und zu ſolchen petitoriſchen Klagen activ et

passiv legitimirt , welche fahrende Habe der Frau betreffen , ſowie überhaupt

zu all denjenigen Klagen , welche einem Nutznießer durch dieGeſetze einge⸗
räumt ſind . In wie weit dem Manne in Anſehung der Imobilien die peti⸗
toriſchen Klagen des Eigenthümers zukommen, darüber iſt man nicht ganz einig .
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Ueber Theilungsklagen entſcheidet der Art . 818 und , daraus , ſowie
aus dem Schweigen des Art . 1428 iſt nach der Regel „ unius positio est

alterius exelusio “ zu ſchließen , daß er bei petitoriſchen Eigenthums⸗Prozeſſen
nicht allein handeln kann . Er iſt aber verbunden , nach Art . 614 die Frau

zur gerichtlichen Verfolgung ihrer Anſprüche zu veranlaſſen resp . ihr dte

Ermächtigung dazu zu geben , wenn petitoriſche Klagen zu erheben oder zu
beantworten ſind, widrigens er für den Schaden verantwortlich iſt .

Nach Art . 1428 à. iſt die Frau in Prozeſſen , die ihr Mann in ihrem
Namen ohne beſondere Vollmacht führen darf , zur Neben - Intervention

berechtiget .
Ueber Verpachtungen vergl . Art . 1429 und 1429 a.

III . Veräußerungen des eigenen Vermögens der Ehegatten .
A. Des Mannes .

Der Mann kann ſeine Liegenſchaften nach Belieben veräußern .
Wird nun

1) eine Liegenſchaft des Mannes von ihm vertauſcht , ſo tritt das ein⸗

getauſchte Grundſtück an die Stelle des vertauſchten , vorbehaltlich
des Erſatzes fuͤr das aus der Gemeinſchaft genommene Aufgeld ,
Art . 1407 , wo ein ſolches bezahlt wurde .

Wird
2) ein Grundſtück des Mannes verkauft , ſo ſind folgende Fälle möglich :

a) der Kaufpreis wird baar bezahlt und kein anderes Grundſtück da⸗

für angeſchafft .
Hier hat der Mann Vergütung an die Gemeinſchaft anzuſprechen ,

ſofern er beweiſen kann , daß die Gemeinſchaft den Preis wirklich erhalten
hat , wenn die Zahlung widerſprochen wird . So lange aber

b) die Forderung des Kaufpreiſes ausſteht , bildet ſie kein Activum

der Gemeinſchaft , ſondern dieſe hat nur die Zinſe davon auzu⸗

ſprechen.
Wird aus dem Erlöſe

e) ein anderes Grundſtück erworben , und hat der Mann bei der

neuen Erwerbung ( in continenti ) ausdrücklich erklärt , daß dieſe
an die Stelle des veräußerten Grundſtückes treten ſoll , ſo erſetzt
das neu erworbene Grundſtück die Stelle des Veräußerten .

Sofern die neu erworbene Liegenſchaft mehr gekoſtet hat , als aus

der verkauften erlöst wurde , kann die Gemeinſchaft entweder das Miteigen⸗
thum nach Verhältniß des Mehrbetrages oder die Vergütung fordern . Pothier
Vol . 11 . Nro . 198 . Andere wenden den Art . 866 analog an .

Verhält es ſich umgekehrt , ſo findet eine Vergütungsforderung an die

Gemeinſchaft ſtatt , wenn ſie den Mehrerlös bezogen hat .
42

Daſſelbe gilt nun von allen liegenſchaftlichen Rechten , die in Geld

oder Geldswerth umgewandelt worden ſind . 1433 a.

B . Veräußerungen der Immobilien der Frau . Dieſe ſind ungültig,
wenn die Frau nicht einwilliget , 1428. Abſtz . 3, ſie mögen in Form
eines Tauſches , Verkaufes , oder wie immer ſtatt finden . “

Die Frau kann daher das Grundſtück vindiziren , ſo lange ſie die

Veräußerung nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmiget hat, z. B . da⸗

durch , daß ſie Vergütung aus der Gemeinſchaft oder von dem Manne an⸗

ſpricht . 3
9

8 Es iſt jedoch beſtritten , ob dieſe Vindikation durante matrimonio

ſtatt finden könne oder ob die Frau die Auflöſung der Gemeinſchaft abwar⸗

2
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ten müſſe . Die Anſicht , daß die Frau erſt nach Aufhebung der Gemeinſchaft
die Vindikationsklage erheben kann , verdient offenbar den Vorzug , weil

1) der Dritte jedenfalls einwenden kann , daß der Mann wenigſtens
zur Ueberlaſſung des Beſitzes und Genuſſes an andere Perſonen
durante comunione berechtiget geweſen ſey und daher eine Klage
auf Abtretung des Beſitzes nicht ſtatt finden könne ; eine Klage
auf bloße Anerkennung des Eigenthums oder Ungültigkeit des Ver⸗

trages aber um ſo weniger am Platze iſt , als die Frau nicht ein —

mal eine Verjährung zu beſorgen hat , Art . 2256 , weil

2) der Art . 1560 ſelbſt bei der bewiedmeten Ehe die Vindikation

während der Ehe unterſagt und hier noch mehr Gründe vorlägen ,
dieſelbe zu geſtatten , indem beide Ehegatten zuſammen das Dotal —

gut nicht gültig veräußern können , weil endlich
3 ) die Frau wegen etwaiger Gefahr , daß das Grundſtück deteriorirt

wird , und daß ſie keinen Erſatz erlange , durch andere Rechtsmittel

177
( Art . 1443 und 1180 ) ſowie des Prozeßrechts ge⸗

hützt iſt .

Die in den Annalen von 1843 Nro . 25 aus dem Art . 2256 und

aus den Motiven zu dieſem Satze ( welche im Ganzen nichts anderes als

eine Umſchreibung deſſelben ſind ) für die entgegengeſetzte Meinung abge —
leiteten Argumente ſind offenbar geſucht und unſtichhaltig gegen die allge —
meinen Rechtsgrundſätze , und gegen die beſonderen Beſtimmungen in Art .

1560 . Iſt eine Veräußerung mit Einwilligung der Frau geſchehen , ſo hat
die Gemeinſchaft an dem eingehenden baaren Gelde den quasi usus fructus

G687) . Der ausſtehende Kaufpreis aber iſt ebenfalls kein Gemeingut .
Auch braucht die Frau bei Vergütungs - Anſprüchen nicht zu beweiſen ,

daß die Gemeinſchaft den Preis bezogen hat , ſondern der Mann hat als

Verwalter ihres Vermögens ſich über deſſen Beſtand auszuweiſen , mithin
auch darzuthun , wohin die Gelder gekommen ſind .

Anlangend die Wiederanſchaffung eines andern Grundſtücks , ſo muß
die Frau nach Art . 1435 ausdrücklich erklären , daß ſie das neu acquirirte
Grundſtück als Erſatz annehme , ſonſt kann ihr daſſelbe nicht als Surrogat
aufgedrungen werden .

Hat der Mann Gewähr geleiſtet , daß die Liegenſchaft Eigenthum der

Frau ſey , und er wird deßhalb in Anſpruch genommen , ſo hat er den Rück⸗

griff auf die Frau , Art . 1432 ( wo übrigens in der zweiten Zeile „ Verkauf “
ſtatt „ Kauf “ zu leſen iſt ). In der bloßen Autoriſation liegt aber noch kein

ſolches Verſprechen .
Ueber den Unterſchied der Vergütungsforderungen des Mannes und

der Frau vergleiche Art . 1436 . 1470 . 1471 . 2134 und unten .

IV . Ausſtattung der Kinder .

Dieſes iſt ein äußerſt wichtiger Punkt , der vom Geſetze an zwei ver⸗

ſchiedenen Orten berührt wird , nämlich
1 ) in den Art . 1438 — 1440 , wo vorausgeſetzt wird , daß die doti⸗

renden Eltern in Gütergemeinſchaft leben ;
2) in den Art . 1544 — 1548 , wo eine bewidmete Ehe derſelben

vorausgeſetzt wird . 1
Das inden letztern Artikeln Geſagte iſt aber theilweiſe auch auf

den erſtern Fall anwendbar .

Die hier enthaltenen Beſtimmungen ſind nicht nur wichtig in Be⸗

ziehung auf das Verhältniß der dotirenden Ehegatten und auf ihre Concurrenz
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zu der Ausſteuer , ſondern namentlich auch in Beziehung auf die Frage , in

weſſen Erbmaſſedie Kinder ihre Ausſtattung einzuwerfen haben , da dieſelbe
der Collation unterworfen iſt . Art . 851 .

Man muß hier von folgenden Grundſätzen ausgehen :
1) Ein jus quasitum der Kinder auf Ausſtattung giebt es nicht . Art . 204 .

Es liegt alſo im Belieben eines jeden Ehegatten , ob er eine Aus⸗

ſteuer ſeinem Kinde geben will .

Das franzöſiſche Recht betrachtet es nämlich für unſchicklich , daß die

Kinder befugt ſeyn ſollen , ihre Eltern wegen einer Ausſtattung vor den

Gerichten herumzuziehen . 8

2) Nichts deſto weniger bleibt eine natürliche Verbindlichkeit für beide

Eltern vorhanden , aber dieſe Verbindlichkeit iſt , obgleich für beide

Eheleute gleichmäßig vorhanden , doch keine der Gemeinſchaft ob⸗

liegende natürliche Verbindlichkeit , wie es z. B . die rechtliche
Verbindlichkeit iſt, die Kinder zu erziehen .

3) Jeder Ehegatte kann , ohne daß eine Nöthigung durch den anderen

ſtatt finden darf , geben , ſo viel er will . Haben beide die Ausſtat⸗

tung verſprochen , ſo wird im Zweifel angenommen , daß jeder die

Hälfte geben wollte . 5

4) Auch hier äußert ſich indeſſen die Herrſchaft des Mannes über das

Gemeingut in der Weiſe , daß er ohne Einwilligung der Frau das

Gemeinſchaftsvermögen zu einer Ausſtattung verwenden darf und

die Frau muß ſich dieſe Verwendung gefallen laſſen , wenn ſie an

der Gemeinſchaft Theil nimmt .

5) Wenn der Mann in Folge deſſen allein eine Ausſteuer giebt , und

das Gemeinſchaftsvermögen dazu verwendet , ſo wird er angeſehen ,
als habe er die Ausſteuer in ſeiner Eigenſchaft als Herr der Ge⸗

meinſchaft gegeben .
Von dieſem Prinzipin gieng ſchon Pothier Vol . 12 . Nro . 641 ff.

aus und ſie ſind im C. e. angenommen worden .

Es ſind nun aber dieſe Grundſätze in Folgendem näher zur Anwen⸗

dung zu bringen .
A . Es ſind in der Urkunde , welche die Zuſage enthält ,

beide Ehegatten als Schenkgeber aufgetreten , um ihr
gemeinſchaftliches Kind auszuſtatten . Art . 1438 .

Hier könnte man verſucht ſeyn , anzunehmen , daß dadurch eine Ge⸗

meinſchaftsſchuld entſtehe , und daß ſich alſo die Frau durch Verzicht
auf die Gemeinſchaft ihres Antheils entſchlagen könne . Dieſes iſt aber nach

dem Urtexte durchaus nicht der Fall , ſondern es wird jeder Ehegatte ſo an⸗

geſehen , als habe er den von ihm zugeſagten Antheil aus ſeinem eigenen
Vermögen verſprochen , mithin eine eigene Schuld übernommen und es kann

ſich daher
1) die Frau ihres Antheils nicht durch Verzicht auf die Gütergemein⸗

ſchaft entledigen , wie bei anderen Gemeinſchaftsſchulden .
2) Jeder Ehegatte bleibt vergütungspflichtig , wenn ſein Antheil aus

der Gemeinſchafts - Kaſſe oder aus der Kaſſe des andern Ehegatten
bezahlt wurde .

Iſt der Antheil eines jeden nicht ausgedrückt , ſo wird nach dem Ur⸗

text angenommen , es habe jeder Ehegatte die Hälfte auf ſich genommen .

Brauer war nun aber der irrigen Meinung , daß die gemeinſchaftliche
Ausſtattung die Schuld zu einer Gemeinſchaftsſchuld mache , und überſetzte

5
2 *
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daher die Worte „ par moitié „ ſo : “ wird als gleichtheilig mit dem Gemein⸗

ſchafts -Antheil gegeben angeſehen, “ und zwar deßhalb , damit auch für jene

N 10408 ſey , wo die Halbtheiligkeit durch Ehevertrag aufgehoben werde .

Art . 1520 .

Bei dieſer verkehrten Ueberſetzung müſſen wir nun zwar annehmen ,
daß nicht die Hälfte , ſondern der Gemeinſchaftsantheil im Zweifel maßgebend
ſey , wenn es ſich darum handelt , auszumitteln , wie weil jeder Ehegatte
eigentlich geben wollte , da er es nicht ausdrücklich geſagt hat .

Allein für eine Gemeinſchaftsſchuld können wir das Verſprechen den⸗

noch nicht betrachten , weil der Abſtz . 2 des Art . 1438 ſonſt nicht neben dem

Abſtz . 1 beſtehen könnte . Es könnte insbeſondere der Mann niemals eine

Vergütung aus dem eigenen Vermögen der Frau , ſondern nur aus dem Ge⸗

meinſchaftsvermögen anſprechen , vergl . Art . 1472 , und doch ſagt der Abſtz. 2

R
das Gegentheil , indem er nicht zwiſchen Mann und Frau unter⸗

eidet. 5

B . Der Mann verſpricht die Ausſteuer allein , oder ( was
gleichviel iſt ) er thut es zwar in Gegenwart der Frau , aber ohne
daß dieſe ſich ſelbſt als mitſchenkend darſtellt , indem ſie ſich
paſſiv verhält .

Hat nun

1) der Mann ausdrücklich erklärt , daß er für die Gemeinſchaft das

Verſprechen gebe , ſo iſt die Schuld als Gemeinſchaftsſchuld
zu behandeln und es iſt ihm hier durch Art . 1439 das Recht, aus

der Gemeinſchaft zu ſchenken, unbedingt eingeräumt . Hat
2) der Mann nicht erklärt , ob er für ſich oder für die Gemeinſchaft

handle , ſo wird er ebenfalls ſo angeſehen , als habe er für die Ge⸗

meinſchaft gehandelt , wenn er nicht einzelne Stücke verſprochen

hat , die zu ſeinem Vermögen gehören , z. B . einzelne Liegenſchaf —
ten , denn hieraus würde im Zweifel die Abſicht hervorgehen , daß

er nur ſein eigenes Vermögen verpflichten wollte .

C. Die Frau allein kann nur mit Ermächtigung des Mannes oder

der Obrigkeit eine Ausſteuer verſprechen .
Stets wird aber das Verſprechen der Frau als eine ihr allein oblie⸗

gende Schuld betrachtet , und der Mann wird daher durch ſeine Ermäch⸗
tigung ebenſo wenig mitverpflichtet , als durch die Ermächtigung des Gerichts .

Hätte jedoch die Frau
1) ein der Gemeinſchaft gehöriges ſpezielles Stück mit Erlaubniß des

Mannes verſprochen , ſo wäre dieſe Erlaubniß nur ein Auftrag des

Mannes , für ihn die Gemeinſchaft zu verpflichten . Iſt

2 der Mann an der Autoriſation verhindert , ſo kann das Gericht
die Frau ermächtigen , auf Rechnung der Gemeinſchaft ein

Kind auszuſteuern . Art . 1427 .

Sehr häufig kommt es nun aber vor , daß Eltern ein Kind ausſteuern ,
welches ſchon eigenes anerfallenes Vermögen hat , und es entſteht hier die

Frage , haben die Eltern dem Kinde nur ſein Vermögen ausliefern , oder ha⸗
ben ſie ein Heirathsgut ſchenken wollen .

Iſt das Verſprechen in specie beſtimmt , ſo kann dieſer Zweifel

nicht wohl entſtehen , weil man hier aus dem Eigenthumsrecht an der Sache
erſieht , ob die Eltern nur das ausliefern wollten , was dem Kinde ſchon ge⸗

hört , oder ob ſie ſchenken wollten .

HBeſteht aber die Ausſteuer in Geld oder überhaupt in genere , ſo

— 9
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gilt der Grundſatz , daß man die Zuſage als Schenkung und nicht als

Auslieferungs - Verſprechen zu betrachten hat , wenn die Eltern letzteres nicht

ausdrücklich erklären , arg . Art . 1546 ( welcher in der Ueberſetzung unrichtig
mit dem Worte „auch “ anfängt ! ) .

Hatten aber die Eltern erklärt , daß ſie aus dem anerfallenen Ver⸗
mogen und aus ihrem eigenen die Ausſteuer verſprechen , ſo wird dieß arg .

Art . 1545 ſo angeſehen , als hätten die Eltern dasjenige , was ſie mehr als

das Vermögen des Kindes beträgt , verſprochen haben , aus eigenem Vermögen

zuzulegen verſprochen .
Ohne dieſe Erklärung aber kann das ausgeſtattete Kind neben dem

Heirathsgut auch ſein eigenes Vermögen fordern .
V . Vergütungsforderungen , die aus der Verwaltung entſpringen .

Hier entſcheidet im Allgemeinen der Grundſatz , daß keine der 3 Kaſ⸗

ſen auf Koſten der andern bereichert werden ſoll . So oft alſo eine versio

in rem von der einen Kaſſe in die andere ſtatt gefunden hat , iſt die Erſatz⸗

pflicht der letzteren begründet . ( Vergleiche die früher über dieſen Punkt an⸗

gegebenen Regeln . )
Für die Frau gilt aber noch insbeſondere der Grundſatz , daß der

Mann Nutznießer und Verwalter ihres Vermögens geweſen iſt , und daher
den Grundſtock des Vermögens , an dem die Nutznießung beſtand , nach auf⸗

gelöster communio , in natura zurückgeben oder den Werth erſetzen muß .

Er haftet für die Verantwortlichkeiten eines guten Hausvaters , der Rechnung
über den Grundſtock tragen muß , nicht nur qua Inhaber der communio ,

ſondern mit ſeinem eigenen Vermögen , daher das Vorrecht der Frau ihre

Befriedigung nicht nur vor dem Manne aus der Gemeinſchaft , ſondern auch

aus dem eigenen des Mannes zu verlangen . Art . 1471 . 1472 . 1437 .
Dieſe wechſelſeitigen Vergütungsforderungen und Ausgleichungen fin⸗

den erſt bei der Auflöfung der Gütergemeinſchaft ſtatt , und nur in ein⸗

zelnen Fällen kann der Mann während der Dauer der Gemeinſchaft Ver⸗

gütungen anſprechen , vergl . Art . 1513 . Abſtz . 2 , die Frau aber nicht , weil

gar Vieles davon abhägt , ob ſie ſeiner Zeit die Gemeinſchaft annimmt oder

ſich derſelben entſchlägt .

3ter Abſchnitt .

Von der Auflöſung der Gütergemeinſchaft .

Dieſe tritt in den Artikel 1441 angegebenen Fällen und zwar in den

Fällen 1 —4 ipso jure , in dem öten Falle aber nur in Folge eines richter⸗
lichen Erkenntniſſes ein, welches ausdrücklich die Vermögensabſonderung aus⸗

ſpricht , und dieſe bedarf vorzugsweiſe einer näheren Erläuterung .

Von der Vermögensabſonderung .

Der Zuſtand der Vermögens - Abſonderung unter den Eheleuten iſt

dasjenige Güterrechtsverhältniß , kraft deſſen die Frau im Beſitze und in der

Verwaltung ihrer Güter bleibt , und nur jährliche Beiträge zu den Ehelaſten
liefert . 1453 ff.

Dieſes Verhältniß kann durch einen Vertrag nur dann herbeigeführt
werden , wenn es vor der Ehe verabredet wurde .

Während der Ehe findet eine ſolche Uebereinkunft nicht ſtatt . 1395 .

1443 . Abſtz . 2. 5

Abgeſehen davon , daß überhaupt keine Veränderungen des Eheverhält⸗
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niſſes durch Vertrag während der Ehe vorgenommen werden können , wäre
insbeſondere die separation des biens ein geeignetes Mittel , die Gläubiger
zu täuſchen .

Auf der andern Seite könnte aber auch der Mann ſeine Rechte
über das von der Fran herrührende Vermögen mißbrauchen und die Frau
in die Gefahr bringen , alles zu verlieren , was ſie in die Ehe gebracht hat,
oder was , bei fortbeſtehender Gemeinſchaft noch ferner in den Beſitz
des Mannes gelangen könnte .

Es iſt deshalb der Frau das Recht eingeräumt worden , gerichtlich
auf Vermögensabſonderung anzutragen . 5

Das jus separationis iſt nicht blos bei jeder Art der Gemeinſchaft ,
ſondern auch bei der Nichtgemeinſchaft zuläſſig , ſofern der Mann dingliche
Rechte an das eheweibliche Vermögen erlangt , mithin die Nichtgemeinſchaft
nicht ſchon an ſich in einer separation beſteht . 1562 . 1535 b.

J . Von den Gründen , welche ein Abſonderungsbegehren rechtfertigen . 1443 .
Das Geſetz verlangt , daß entweder

1) das noch vorhandene oder zu erwerbende Vermögen der Frau
in Gefahr ſey , verloren zu gehen , m. a . W. , daß das Fortbeſtehen

855
Güterrechtsverhältniſſes nachtheilig für die Frau zu werden

droht .

Ob eine ſolche Gefahr im einzelnen Falle vorliege , hängt von den
Umſtänden und von dem richterlichen Ermeſſen ab .

2) Wenn die Frau wegen bereits geopfertem eigenen Vermögen Ver⸗

gütungen zu fordern hat , und das Vermögen des Mannes , worauf
ſie ein ſtillſchweigendes Unterpfand hat ( Art . 2135 ) , zur Deckung

dieſer Forderungen nicht hinreicht .
II . Verfahren .

Die Klage iſt im Ganzen wie jede andere zu behandlen , allein es
findet zum Beweiſe kein Geſtändniß und keine Eideszuſchiebung ſtatt , wie in
allen Streitigkeiten über Rechtsverhältniſſe , worüber die Partheien ſich nicht
vergleichen können . Vergl . auch Code de proc . 863 - 875 . ‚

III . Urtheilsvollzug .
Wenn Vermögensabſonderung erkannt wird , ſo muß das Urtheil

1) öffentlich bekannt gemacht werden , damit dritte Perſonen und ins⸗
beſondere die Creditoren zur Wahrung ihrer Rechte ſich darnach be⸗

nehmen können . 1445, . Es muß
2) die Frau den Vollzug ernſtlich und ohne eine ihr zur Laſt fal⸗

lende Verzögerung betreiben , d. h. ſie muß auf die Einweiſung in
den Beſitz desjenigen , was ihr zur Folge der Aufhebung des Guͤter⸗

rechts gebührt , unausgeſetzt dringen .
Die Unterlaſſung des Vollzuges wäre ein Zeichen , daß es der Frau

nicht um Wahrung ihre Rechte gegenüber von dem Manne , ſondern nur
um Benachtheiligung dritter Perſonen zu thun war .

3) Das Urtheil wirkt zurück auf dem Tag der Klage .
Die Eheleute werden alſo von dieſem Momente an ſo betrachtet , als

hätten ſie in Vermögensabſonderung gelebt und der Mann kann die Frau
durch keine Handlungen in der Zwiſchenzeit gefährden .

IV . Rechte der Gläubiger
1) der Frau . Deren Intereſſe kann nur dahin gehen , daß die Frau

in den Beſitz ihres Vermögens gelange und ſomit dieſes ihrem Zu⸗
griff unterworfen werde .
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Obwohl nun die Creditoren im Allgemeimen befugt ſind , die Rechte

der Schuldner zu ihrer Befriedigung geltend zu machen , 1166 , ſo iſt doch

dieſe Klage eine höchſtperſönliche und kann daher nicht ſtatt der Frau von

den Creditoren derſelben erhoben werden . Dagegen ſteht es den Gläubigern

zu , in einer Gant des Mannes die Forderungen der Frau zu liquidiren ,

damit ſie daraus befriediget werden . Dadurch wird aber das Güterrecht pro

futuro nicht aufgehoben .
2) Die Gläubiger des Mannes haben ein entgegengeſetztes Intereſſe ,

nämlich die Separation zu hindern , und ſie ſind deßwegen berech⸗

tiget , im Wege der Neben⸗Intervention während des Prozeſſes Ein⸗

ſprache zu erheben und nach geendigtem Prozeſſe die erkannte Ver⸗

mögensabſonderung anzufechten .

Jedoch müſſen ſie ſtets den Beweis führen , daß die Separation zum

Abbruch ihrer Rechte geſchehen iſt , d. h. daß einestheils kein geſetzlicher

Grund zum Ausſpruche derſelben vorlag , und daß anderntheils die Abſon⸗

derung ihnen Nachtheil gebracht hat .
Die Anfechtung des Urtheils von Seiten der Gläubiger iſt der Na⸗

tur der Sache noch nichts anderes , als ein Mittel , die Nachtheile abzuwen⸗

den , die ihnen ſonſt zugehen würden .
Es können daher

1) nur diejenigen Gläubiger auftreten , welche zur Zeit der Abſonderung

ſchon vorhanden waren . Spätere Creditoren können nur das Da⸗

ſein einer Abſonderung beſtreiten , wenn das Urtheil nicht gehörig

verkündet worden iſt .

2) Die Anfechtung hat keine weitere Wirkungen , als es ihr Zweck er⸗

heiſcht , d. h. die Nullität wirkt nur zum Vortheil der Gläubiger ,
die zu ihrer Befriedigung die Nullität geltend gemacht haben .

3) Es muß ihnen diejenige Befriedigung zu Theil werden , welche ſie
im Falle der noch vorhandenen communio bekommen hätten . Im

Uebrigen bleibt es bei der Abſonderung .
V . Wirkungen der Gant des Ehemannes hinſichtlich der Vermögensabſon⸗

derung.
0

Wenn gegen den Ehemann Gant erklärt wird , ſo iſt die nächſte Folge

dieſe , daß alles Vermögen , worauf die Gläubiger des Mannes zu greifen

befugt ſind , in die Gantmaſſe gezogen wird , alſo auch ſämmtliches Vermögen

der Gemeinſchaft . Das Grundeigenthum der Frau darf aber als fremdes

Gut ebenſowenig einen Theil der Maſſe bilden , als das Vermögen einer

dritten Perſon und die Frau kann daher deſſen Ausſcheidung fordern .

Hat ſie Vergütungsforderungen an die Maſſe , z. B. weil ihr eigenes

Vermögen zum Beſten derſelben verwendet worden iſt , ſo muß die Frau ,

wenn ſie aus dem gegenwärtigen Vermögen des Mannes befriediget ſeyn

will , dieſe Forderungen wie jeder andere Gläubiger liquidiren . Daß ſie hie⸗

bei zugleich auf Vermögensabſonderung antragen kann , unterliegt keinem

Zweifel , denn der Konkurs des Mannes iſt der klarſte Beweis für das Da⸗

ſein der Vorausſetzungen des Art . 1443 . Ob ſie aber darauf antragen

müſſe , wenn ſie ihr Vermögen liquidiren wolle , und beziehungsweiſe , ob

—
Liquidation nichts anderes als eine Abſonderung ſey , iſt eine Streit⸗

frage .
Von der einen Seite wird behauptet : *

1) dieſe Zurücknahme des weiblichen Vermögens könne gar nicht ge⸗

8 ſchehen , ohne daß Vermögensabſonderung nachgeſuchtund ausge⸗
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fprochen werde , weil ſonſt die Gemeinſchaft fortbeſtehen und die
Folge die ſeyn würde , daß

a. die Frau zur Zeit ihr Einbringen nicht zurückfordern kann ,

55 16 erſt nach Auflöſung der Gemeinſchaft geſchehen
ürfe , da ‚

b . die Frau ſogar für die Hälfte aller im Gant liquidirten Schul⸗
den des Mannes haften müſſe , weil ſie ſich nur durch Ent⸗
ſchlagung davon befreien könne , und eine Entſchlagung du -
rante communione gar nicht möglich ſey.

Es wird ſodann

2) weiter behauptet , daß 3 —
a. die Frau , wenn ſie ihr Vermögen zurückfordere , eben damit

auch die Vermögensabſonderung begehre , weil das eine ohne
das andere nicht denkbar ſey , daß

b. das Erkenntniß des Richters , welches ihr das Einbringen zu⸗
erkenne , ipso jure ein Ausſpruch der Abſonderung ſey , und

55 gleichfalls wegen der Untheilbarkeit des einen von dem
andern .

Andere dagegen behaupten , die Rückforderung des Einbringens in —
volvire keineswegs die Abſonderung . Dieſe müſſe ausdrücklich nachgeſucht
und vom Richter erkannt worden ſeyn. Es fehle ja ſonſt an den Formali⸗
täten des Art . 1445 .

Dieſe Streitfrage iſt für Baden von der größten Wichtigkeit , weil
bei uns die Ganten eine andere Geſtalt haben , als in Frankreich , und weil
ſeit Einführung des Landrechts faſt in keiner Gant die Vermögensabſonde⸗
rung ausdrücklich ausgeſprochen wurde .

Es hängt alſo von der Beantwortung dieſer Frage die weitere ab,
in welchem Güterrechts - Verhältniß leben die ſeit 1810 verganteten
Eheleute vom Augenblick der Beendigung des Konkurſes ?

Wie iſt das ſpäter erworbene Vermögen zu behandeln ?
Jede Beantwortung dieſer Streitfrage kann je nach Umſtänden bald

zum Vortheil , bald zum Nachtheil der Frau ausſchlagen , weil hier alles auf
die Glücksumſtände ankömmt , welche nach der Gant eingetreten ſind .

Die Vorausſetzungen , auf welche die erſtere Anſicht gebaut iſt , ſind
unhaltbar , und daher auch ihre Folgen . Daß nämlich “

1 ) eine Liquidation des Beibringens der Frau auch ohne Abſonderung
im Gante zuläßig iſt , beweist ſchon der Art . 1446 , Abſ . 2, indem

hier den Gläubigern der Frau dieſes Recht eingeräumt iſt , mit⸗
hin ihr ſelbſt das gleiche Recht zuſtehen muß , weil ja die Gläubi⸗
ger nur die Rechte der Frau ausüben . 1166 .

In Handelsganten iſt auch jenes Recht der Frau ſelbſt , ohne der
Abſonderung zu gedenken , eingeräumt . Art . 228 ff. des §. 2.

Wenn der Frau unterſagt iſt , während der Dauer der Gemeinſchaft
ihr Einbringen von dem Manne zu fordern , ſo hat dieß ſeinen Grund darin ,
weil dem Manne die Nutznießung und Verwaltung zuſteht .

Dieſe Rechte ſollen ihm nun durch die Liquidation in der Gant nicht
entzogen , ſondern vielmehr erhalten werden , indem die Frau nur verhüten
will , daß der Grundſtock zur Vertheilung unter die Creditoren verwendet wird .

Dieſe haben auch die Befugniß , nach Beendigung der Gant wieder

auf den Mann und die Gemeinſchaft zu greifen , wenn die Nutznießung nach f

＋öf
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Abzug der ehelichen Laſten ſo viel abgeworfen hat , als der §. 958 der

Proc . O . erfordert , um die Schuldner wieder belangen zu können .

2 ) Gegen die behauptete Haftbarkeit der Frau für die liquidirten Schul⸗
den läßt ſich einfach einwenden , daß kein Gläubiger des Mannes

durante ceommunione auf das Grundeigenthum der Frau greifen darf .
Die Frau haftet den Gläubigern nur dann und nur ſoweit , als ſie

an dem gemeinſchaftlichen Vermögen Antheil genommen hat . 1483 .

Eine ſolche Theilnahme läßt ſich aber nicht behaupten , wenn die

Gläubiger das geſammte Gemeinſchaftsvermögen zur Gantmaſſe gezogen haben .
Es iſt daher gegen alle Rechtsgrundſätze , wenn man aus der Rettung

des Grundeigenthums die Folge ableiten will , daß nunmehr die Frau auch
für die Schulden verhaftet ſey .

Es iſt alſo eine Vermögens - Abſonderung nur dann anzunehmen ,
wenn ſolche ausdrücklich verlangt und erkannt iſt , weil man ſonſt leicht zum

Bant
der Frau und wider ihren Willen eine Abſonderung unterſtellen

önnte .

VI . Wirkungen der Vermögens-Abſonderung . Vergl . die Art. 1488 ff.
und die Bemerkungen zu Art . 1536 ff.

Anhang über Art . 124 .

Die Verſchollenheit eines Ehegatten löst die Ehe nicht auf und ſie

iſt daher auch kein Auflöſungsgrund für die Gütergemeinſchaft . Wie ſoll es

aber bei dieſem Zuſtande der Ungewißheit des Lebens oder des Todes mit

der Gütergemeinſchaft gehalten werden ? 8

Nach Art . 124 iſt jeder Ehegatte in dieſem Falle berechtiget , zwiſchen
der Fortſetzung und der , wenigſtens fürſorglichen Aufhebung der Gemein⸗

ſchaft zu wählen und er hat ſich, wenn auf proviſoriſche Imiſſion angetragen
iſt , darüber zu erklären , was er vorziehe .

1) Wirkungen der Erklärung für die Fortſetzung ,
a. wenn die Frau verſchollen iſt .

Hier bleibt alles im bisherigen Zuſtande . Der Mann verwaltet vor

wie nach das Gemeingut und die eigenen Güter der Frau . Er hat jedoch :
a . in Bezug auf die eigenen Güter der Frau ein Inventarium

zu errichten , und für die Verwaltung Sicherheit zu leiſten .
Art . 126 .

6. Vermögen , welches der Frau während der Verſchollenheit an⸗

fällt , kann er nicht anſprechen , denn dieſes wird ſo vertheilt ,
als ob der Verſchollene nicht da wäre . 135 , 136 .

b . Wenn der Mann verſchollen iſt .
Hier erlangt die Frau die Verwaltung der Gemeinſchaft und der

eigenen Güter des Mannes . Allein ſie muß ein Inventarium errichten und
bei allen Handlungen , welche nicht Verwaltungshandlungen ſind , die Er —⸗

mächtigung des Gerichts nachſuchen .
Hat übrigens in dem einen wie in dem andern Falle die Verſchollen⸗

heit 30 Jahre gedauert , oder iſt ſonſt eine Thatſache eingetreten , welche die

W0 auflöſen würde , ſo treten die Erben in den definitiven
Beſitz .

2) Wirkungen der Erklärung für die Aufhebung .
Hier wird proviſoriſch diejenige Theilung vorgenommen , welche ſtatt⸗

finden mußte , wenn die Gütergemeinſchaft definitiv aufgelöst wäre , und die
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Erben des Abweſenden werden in den Beſitz vorläufig eingewieſen . Allein
die Gütergemeinſchaft tritt wieder ein , wann der Ehegatte zurückkehrt , und
es muß deßhalb für alles dasjenige , was in dieſem Fall zurückzugeben wäre ,
Caution geſtellt werden . 124 .

Zum Aten bis Gten Abſchnitt .

Ueberſicht .
J . Die Auflöſung der Gütergemeinſchaft beſteht darin , daß

1) alle bisherige Verfügungsgewalt des Mannes oder ſeiner Erben

3
über das Gemeingut erloſchen iſt ;

ö 2) daß die gemeinſchaftliche Kaſſe durch keine neue Erwerbungen irgend
einer Art mehr bereichert oder mit neuen Schulden beladen werden

kann , ſolche Laſten ausgenommen , welche durch die Theilung der —

ſelben veranlaßt werden . Art . 1482 .

Daß dagegen
3 ) die im Augenblick der Auflöſung in der Gemeinſchaft vorhandenen

reſp . deren Erben bilden , wovon

2) jeder Theil die Hälfte anzuſprechen hat .
II . Es iſt von hoher Wichtigkeit , daß alsbald ein Vermögensverzeichniß

gefertiget werde , damit für die Auseinanderſetzung der Gemeinſchaft
ſicher geſtellt iſt , welches Vermögen im Augenblicke der Auflöſung der

Gemeinſchaft vorhanden war . Im Fall des Todes iſt deßhalb der

überlebende Ehegatte verpflichtet , ein Vermögensverzeichniß , und zwar
in den gewöhnlichen Friſten von 3 Monaten , zu errichten . Unterläßt

0 er dieſes , ſo iſt
a. zu Gunſten dritter Perſonen der Beweis der Größe des Ver —

mögens ſehr erleichtert . 1442 .
b . Ueberdieß hat dieſes für den Ehegatten ſelbſt nachtheilige Wir —⸗

kungen , ibid . Abſ . 2 und unten . Eine communio continuata
0 aber entſteht daraus nicht.

III . Bei Auflöſung einer gewöhnlichen Geſellſchaft hat jeder Geſellſchafts⸗
Genoſſe unbedingt für die Schulden in dem Verhältniß zu haften ,

in dem er an dem Vermögen Theil hat .
Die beſonderen Verhältniſſe der ehelichen Gütergemeinſchaft fordern

6 andere Beſtimmungen . Die Frau iſt mit Rechtswohlthaten begünſtiget , um

0 die Folgen einer üͤblen Haushaltung des Mannes abzuwenden . Sie wird

in Bezug auf ihren Antheil an der Gemeinſchaft ganz ſo angeſehen , als

hätte ſie denſelben durch eine Erbſchaft erworben . Sie hat die nämlichen
0 Rechte und Pflichten , wie ein Erbe . Sie kann nämlich wie ein Erbe ihren

495 Gemeinſchafts - Antheil annehmen oder darauf verzichten .
85 A . Die Annahme hat

1 1) die Wirkung , daß ſie die Hälfte des Gemeingutes bekömmt , da⸗

gegen aber auch für die Hälfte aller derjenigen Schulden verhaftet
iſt , für welche die Gemeinſchaft angegriffen werden konnte .

2) Sollten jedoch die Schulden den Gemeinſchafts - Antheil überſteigen ,
ſo kommt alles darauf an , ob ein getreues Inventarium in der ge —

ſetzlichen Friſt errichtet worden iſt oder nicht . Im erſteren Falle
kann die Frau ähnlich , wie ein Vorſichtserbe , nur ſo weit belangt
werden , als ihr Antheil an der Gemeinſchaft reicht . Andernfalls ,
wenn nämlich kein Inventarium errichtet wurde , oder das errichtete

Aktiva ein condominium pro indiviso zwiſchen den Eheleuten und



ungetreu iſt , wenn ſie Sachen verheimlichet oder unterſchlagen hat ,
haftet ſelbſt ihr eigenes Vermögen für die ihr zukommende Hälfte .

3 ) Diejenigen Gläubiger , denen die Frau perſönlich verhaftet iſt , kön⸗

nen natürlich unbedingt , d. h. der Antheil an der Gemeinſchaft mag

zureichen oder nicht , ihre Bezahlung aus dem Vermögen der Frau

fordern , ſey es , daß
a. die Schuld von ihr in die Ehe eingebracht ,
b. oder während der Ehe in der Art von ihr contrahirt wurde ,

daß ſie ſich nicht blos als Mandatarin des Mannes , ſondern
im eigenen Namen dem Dritten gegenüberſtellte .

8 Iſt ſie Mitſchuldnerin , ſo haftet ſie für die Hälfte , hat ſie ſich ſammt⸗

verbindlich gemacht , für das Ganze .

B . Verzichtet die Frau , ſo bekömmt ſie nur ihr eigenes Vermögen , hat
aber weder Antheil am Gemeinſchaftsvermögen , noch hat ſie Gemein⸗
ſchaftsſchulden zu zahlen , allein auch hier kann ſie

1) ſich denjenigen Gläubigern gegenüber nicht ſchuldenfrei machen , für
welche ſie nicht als Gemeinſchaftsgenoſſin , ſondern als

Contrahentin haftet . 8

Sie hat dagegen
nicht nur für Bezahlung ſolcher Gemeinſchulden , für die ſie perſön⸗
lich ſich verpflichtet hat , ihre Vergütungsanſprüche an den Mann ,

ſondern ſie behält überhaupt alle ihre Anſprüche , die ſie wegen

Abgang ihres eigenen Vermögens an die Gemeinſchaft und an

den Mann zu machen hat . 5

3) Gewiße Rechte der Wittwe beſtehen unabhängig von der Theil⸗
nahme oder Entſchlagung . Art . 1465 .

Die Geſetze beſtimmen genau , wie ſich die Frau verhalten müſſe , um

dieſe Rechtswohlthat zu bewahren , und ſie legen die Unterlaſſungen theils als

Annahme , theils als Verzicht auf die Gemeinſchaft aus . 1456 ff. 1463 .

Sie beſtimmen ferner , welche poſitive Handlungen , wie beim Erben , als

eine ſtillſchweigende Annahme zu betrachten ſeyen . Art . 1454 . 1460 .

IV . Der Mann oder deſſen Erben können ſich der Gemeinſchaft nicht ent⸗

ſchlagen , es ſey denn , daß letztere auf die Erbſchaft überhaupt
verzichten .

Der Mann bekommt im Fall der Theilnahme der Frau die Hälfte
des Vermögens der Gemeinſchaft , und

a. der Frau gegenüber auch die Hälfte der Gemeinſchaftsſchulden ,
dagegen haftet er

b. den Creditoren gegenüber als Contrahent vor , wie nach Auf⸗
löſung der Gemeinſchaft für das Ganze der Forderungen .

Die Gläubiger des Mannes können alſo ihn auf das Ganze und die

Frau auf die Hälfte belangen , bis ſie für ihre Forderung befriediget ſind
( sed non bis in idem . ) Dieſes leidet nur eine Ausnahme in Bezug auf

diejenigen Schulden , welche die Frau in die Ehe eingebracht hat . Hier

haftet er den Creditoren nicht als Contrahent , ſondern als Inhaber der

Gemeinſchaft , und kann daher nur auf die Hälfte belangt werden , nachdem

durch die Auflöſung der Gütergemeinſchaft ſein Antheil auf die Hälfte be⸗

ſchränkt worden iſt .
Wird ihm die Gemeinſchaft von der Frau heimgeſchlagen , ſo muß er

auch dieſe Schulden ganz auf ſich leiden . 1494 . 1
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Zum öten Abſchnitt .

I . Von der Theilung des Vermögens . 1458 —1461 .

Im Augenblick der Auflöſung der Gütergemeinſchaft befindet ſich alles

vorhandene Vermögen ohne Unterſchied im Beſitze des Mannes , und die

Frau hat ſich zu erklären , ob ſie an der Gemeinſchaft Theil nehmen will .

Wenn die Frau oder ihre Erben erklärt haben , daß ſie an der Güter⸗

gemeinſchaft Theil nehmen wollen , ſo muß , wenn dieſes nicht ſchon geſchehen ,
allernächſt ein Vermögensverzeichniß errichtet werden , in welches alle Activa

und Paſſiva aufzunehmen ſind , ſie mögen der Gemeinſchaft , oder dem eige —
nen Vermögen angehören , wie der Mann ſolches im Beſitze hat , oder ge⸗

habt hat . Von dieſer Geſammtmaſſe werden die Beſtandtheile der drei ver⸗

ſchiedenen Kaſſen auf folgende Weiſe hergeſtellt und reſp . ihre wechſelſeitigen
Anſprüche ausgeglichen .

1) Es ſind unter die Activa der Gemeinſchaft alle diejenigen Forderun⸗
gen aufzunehmen , welche die Gemeinſchaft an den einen oder an⸗

dern Ehegatten deßhalb zu machen hat , weil irgend etwas aus der

Gemeinſchaft zu ſeinem Vortheil verwendet , z. B . wenn eigene
Schulden deſſelben aus der Gemeinſchaft bezahlt worden ſind . 1437 .

2) Jeder Ehegatte bezeichnet ſeine allein eigenen , in natura vorhan⸗

denen Gegenſtände , alſo insbeſondere die Liegenſchaften , welche nach
den bisher entwickelten Grundſätzen ſein Eigenthum geblieben ſind .

Sie werden von den Aetiven des Geſammtverzeichniſſes ausgeſchieden
und auf das Verzeichniß des eigenen Vermögens eines Ehegatten eingetragen .

3) Jeder Ehegatte gibt die Forderungen an , welche er an die Gemein —⸗

ſchaftsmaſſe zu machen hat , weil ſein Vermögen nicht mehr in

natura vorhanden iſt , oder auf was immer für einem Grunde ſeine

Vergütung nach den bisher entwickelten Regeln beruhen mag .

Es ergeben ſich dadurch die Paſſiva der Gemeinſchaft , die einem je —

den Ehegatten aus dem gemeinſchaftlichen Vermögen zu bezahlen ſind .
Hiebei findet jedoch zwiſchen den Vergütungsforderungen des Mannes

und denen der Frau der wichtige Unterſchied ſtatt , daß

1) die Frau vor dem Manne befriediget wird .

Sollte alſo das Gemeinſchaftsvermögen nur zur Bezahlung der Frau

hinreichen , ſo bekommt der Mann nichts .
2) Die Frau kann überdieß das eigene Vermögen des Mannes zu

iſrer Befriedigung angreifen , wenn die Gemeinſchaft nicht ausreicht ,
während der Mann ſich nur an die Gemeinſchaft halten kann .

3) Die Frau hat eingeſetzliches ſtillſchweigendes Unterpfandsrecht auf
die Liegenſchaften des Mannes . 2135 .

Sind auf dieſe Weiſe die nicht in die Gemeinſchaft gehörenden Ver⸗

mögenstheile ausgeſchieden , und die Schulden der Gemeinſchaft an die beiden

Eheleute befriediget , ſo ergibt ſich von ſelbſt , was an Vermögen der Ge⸗

meinſchaft übrig bleibt und dieſes wird in 2 Hälften getheilt .
Es iſt nun aber noch denkbar , daß ein Ehegatte nicht an die Gemein⸗

ſchaft , ſondern an das eigene Vermögen des andern Forderungen zu machen

hat , weil z. B . das eigene Vermögen des einen zum Vortheil des eigenen
Vermögens des andern verwendet worden iſt .

Hier iſt der Gläubiger berechtiget , ſeine Zahlung zunächſt dadurch zu

bewirken , daß er ſich aus dem Gemeinſchaftsantheil des ſchuldenden Ehe⸗
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gatten befriedigen laßt , eventuell aber aus dem rückgenommenen Einbringen
deſſelben .

Iſt auf dieſe Weiſe feſtgeſtellt , was einem jeden Ehegatten an dem

vorhandenen Vermögen gebührt , und iſt einer derſelben geſtorben , ſo wird
nun die weitere Theilung jenes Betreffniſſes unter die Erben vorgenommen .

II . Theilung der Schulden .

Hier muß das Verhältniß der Eheleute unter ſich und das Recht der

Creditoren ebenfalls wieder ſorgfältig unterſchieden werden .

Unter den Ehegatten ſelbſt gilt die einfache Regel , daß jeder die

Hälfte von denjenigen Schulden bezahlen muß , die nach den bisherigen Re⸗

geln in die Gemeinſchaft gefallen ſind , d. h. zwiſchen den Eheleuten für
Gemeinſchaftsſchulden gelten . 8

Hat einer der Ehegatten oder deren Erben nach Auflöſung der Ehe
aus was immer für einem Grunde mehr bezahlt , als ſeine Hälfte , ſo hat
er , wie jeder , der eine Schuld für einen anderen bezahlt , den Rückgriff auf
den anderen Ehegatten .

Anlangend die Rechte der Gläubiger , ſo können dieſe weder durch
die Theilung , noch durch eine Uebereinkunft unter den Ehegatten ſchlimmer
geſtellt werden , als es die allgemeinen Grundſätze über die Rechte der Gläu⸗

biger an ihre Schuldner mit ſich bringen .
Die beiden Hauptregeln ſind folgende :

1) Wer ſich einem Gläubiger verbunden hat , der haftet vor , während
und nach der Ehe für das Ganze der Forderung mit allem Ver⸗

mögen , was ſich in ſeinem Beſitze befindet .
2) An das Vermögen desjenigen Ehegatten , der nicht ſein perſön⸗

licher Schuldner iſt , d. h. die Forderung nicht ſelbſt contrahirt hat ,
erwirbt der Gläubiger außerdem ein Recht auf Befriedigung : wenn

und ſoweit dieſer Ehegatte an dem Vermögen der Gemeinſchaft
Antheil hat .

Es ergeben ſich hieraus folgende einzelne Regeln :
1) Voreheliche Schulden , ̃

a . des Mannes . Dieſe können , wenn ſie noch nicht bezahlt
ſind , von dem Manne als Contrahent ganz gefordert werden ,
und von der Frau , als Theilnehmerin an der Gemeinſchaft ,
zur Hälfte . Hat der Mann nach aufgelöster Ehe das Ganze

Eilte
ſo hat er den Rückgriff auf die Frau wegen der

älfte .

b . Der Frau . Für dieſe Schulden muß der Mann während der

Ehe als Herr der Gemeinſchaft unbedingt einſtehen .
Wenn aber dieſe aufgelöst iſt , ſo haftet er nur noch für die

Hälfte , und die Frau als Contrahentin für das Ganze . 1485 .

Unter dieſen vorehelichen Schulden gibt es nun aber ſolche , die zwar

von den Creditoren aus der Gemeinſchaft beigetrieben werden können , die

aber zwiſchen den Eheleuten ſelbſt ein Vergütungsrecht begründen ( Art . 1409 ,

Abſ . 1. ) , weil ſie Liegenſchaften derſelben angehen . Dieſe Schulden machen

gegenüber von den Creditoren keine Ausnahme von der Regel , und der Ehe⸗
gatte , welcher die Hälfte einer ſolchen Schuld bezahlen muß , iſt dadurch
gedeckt, daß er für das Einbringen einer ſolchen Schuld von dem andern

Ehegatten Vergütung an die Gemeinſchaft fordern kann .
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2) Schulden , die während der Ehe contrahirt wurden .
a. Der Mann haftet fortan für das Ganze aller Schulden , die

—5 18 oder doch unter ſeiner Mitwirkung contrahirt wor⸗
en ſind;

b . die Frau für die Hälfte qua Gemeinſchafts - Genoſſin , wenn

ſie ſich nicht ſammtverbindlich gemacht hat , wo ſie den Gläu⸗

bigern für das Ganze vorbehaltlich ihres Rückgriffes auf den

Mann einſtehen muß .

Hat die Frau gegen den Willen des Mannes , wenn gleich mit obrig⸗
keitlicher Autoriſation , Schulden contrahirt , ſo haftet nur ſie allein .

3) Schulden , die mit Erbſchaften und Schenkungen anfallen . Beſtehen
dieſe ganz oder theilweiſe in Fahrniſſen , ſo haftet —

a. der Ehegatte , der die Erbſchaft oder Schenkung empfangen
hat , auch nach Auflöſung der Gemeinſchaft für das Ganze .

b . Der andere Ehegatte aber haftet für die Hälfte qua Theil⸗
haber an der Gemeinſchaft .

Soweit dieſe Schulden nicht in die Gemeinſchaft gefallen ſind , ſon —
dern nur von dem Gläubiger aus der Gemeinſchaft beigetrieben werden

durften , iſt der zahlende Ehegatte gegen Nachtheile dadurch gedeckt, daß der

andere auch hier für das Einbringen einer ſolchen Schuld der Gemeinſchaft
Vergütung leiſten mußte . 5

Zum Gten Abſchnitt .

Von der Entſchlagung .

Die Wirkungen der Entſchlagung ſind leicht zu verſtehen und anzu —

wenden , wenn man die Rechte und Pflichten der Frau als Mitgenoſſin
der Gemeinſchaft , und die Rechte und Pflichten derſelben als In —

haberin ihres eigenen Vermögens unterſcheidet . Jene hören auf ,
dieſe dauern fort .

Die Frau hat alſo keinen Theil an den Gegenſtänden der Gemein —

ſchaft und auch keinen Theil an den Schulden . Sie bekömmt nur ihr Weiß⸗
und Leibgeräth . 1492 .

Sie haftet jedoch denjenigen Creditoren , denen ſie ſich perſönlich
verpflichtet hat , vorbehaltlich ihres Rückgriffs auf den Mann , wenn die

Schulden gemeinſchaftlich geworden ſind . 1494 .

Dagegen behält ſie das Recht, ihre eigenen Liegenſchaften oder deren

Werth von dem Manne zu fordern , und anderer Seits behält ſie die Ver⸗

bindlichkeit , dasjenige , was ſie der Gemeinſchaft zu vergüten hat , ungeach⸗
tet der Entſchlagung an dieſelbe zu bezahlen .

Eine Entſchlagung zum Nachtheil der Creditoren der Frau kann von

dieſen angefochten werden . Art . 1262 .

Zweite Abtheilung .

Von der bedungenen Gütergemeinſchaft ,
Es iſt den Verlobten geſtattet , durch einen Heirathsvertrag das Ein⸗

treten einer Gemeinſchaft unter abweichenden Bedingungen einzuführen , ſo⸗

fern ihre Stipulationen nur uicht verbietenden Geſetzen zuwiderlaufen .
Das Geſetzbuch hat die gewöhnlich vorkommenden Abänderungen ein⸗

zeln aufgeführt und ihre rechtlichen Wirkungen beſtimmt , ohne den Ehegatten
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dadurch das Recht zu benehmen , noch andere Modifikationen oder mehrere
der im Geſetz genannten Abweichungen zugleich zu ſtipuliren , ſoweit ſie
nebeneinander beſtehen können . Art . 1527 .

Die Gedinge , welche verabredet werden , um die geſetzliche Gemein⸗

ſchaft zu ändern , ſind jedoch ſtets strietissimae interpretationis , und die

bisher aufgeſtellten Regeln gelten überall in subsidium , ſoweit ſie nicht
ausdrücklich oder durch folgerichtige Conſequenz abgeändert ſind . 1528 .

Die Modifikationen , welche das Geſetzbuch berührt , betreffen entweder

J. die Bildung und den Beſtand der Gemeinſchaftsmaſſe , alſo die Aetiva

und Paſſiva , welche nach der geſetzlichen Gütergemeinſchaft in dieſelbe
gehören ;

oder ſie betreffen
II . die Theilung der Gemeinſchaft nach deren Auflöſung .

In dieſen 2 Abtheilungen ſind die einzelnen Abänderungen zu be⸗

trachten , wobei freilich , jedoch im Intereſſe der logiſchen Ordnung und kla⸗

ren Ueberſicht , von der geſetzlichen Darſtellungsform abgewichen werden muß .

I . Aenderungen in Bezug auf den Beſtand der Gemein —

ſchaftsmaſſe .

Hieher gehören die in Art . 1497 , Abſ . 1, 2, 3, 4 und 8 genannten
Gedinge . Im Art . 1497 , Abſ . 2 ſind nach dem Worte „ durchaus “ die

weiteren Worte „ausgeſchloſſen ſeyn “ offenbar ausgelaſſen .
Die Eingehung einer Gemeinſchaft iſt als wechſelſeitige Einräumung

eines Miteigenthums zugleich eine wechſelſeitige Veräuſſerung des Vermögens
der Eheleute . Dieſe Veräuſſerung geſchieht bei der geſetzlichen Gütergemein⸗
ſchaft titulo universali , indem ſie ein pars quota des Vermögens ,
d. h. eine Geſammtheit von Activen und Paſſiven umfaßt .

Die Ehegatten können nun durch Verabredung das Einwerfen ihres
Vermögens in die gemeinſchaftliche Kaſſe vermehren oder vermindern . Sie

können ferner die rechtliche Form des Einbringens verändern , indem ſie ſtatt
einer Geſammtheit ( pars quota ) ihres Vermögens einen beſtimmten Be⸗

trag von Activen einzuwerfen verſprechen . Das letztere iſt ein Einwerfen
titulo singulari , und hat eben deßhalb den Ausſchluß der Schulden eo ipso
zur Folge . Die Ehegatten können aber auch ohne dieſes bedingen , daß die

Schulden ausgeſchloſſen ſeyn ſollen .

A. Abänderungen hinſichtlich des Einbringens der Activa .

1) Vermehrung derſelben .
Eine ſolche kann nur darin beſtehen , daß nebſt dem fahrenden Ver⸗

mögen auch liegenſchaftliches eingeworfen , mithin wie das fahrende behandelt
wird ( Entliegenſchaftung . ) 1505 . 1526 .

Die Formen , in welchen dieſes geſchehen kann , ſind folgende :
1) Die Liegenſchaften werden titulo universali entliegenſchaftet ,

reſp . eingeworfen , und zwar
a. ſammt und ſonders , d. h. die gegenwärtigen und zukünf⸗

tigen Liegenſchaften ohne Unterſchied .
Die Folge iſt dieſe , daß das geſammte Vermögen beider Eheleute

und ſomit auch alle ihre Paſſiva Gemeingut werden , und man nennt dieſes
Geding allgemeine Gütergemeinſchaft im weiteſten Sinne des

Wotes . Art . 1526 . Es iſt dieſes die einfachſte Art der Gütergemeinſchaft .
Keinem Ehegatten bleibt hier eigenes nicht gemeinſchaftliches Vermögen , es
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ſey denn , daß einem derſelben von dritten Perſonen etwas unter der Be⸗
dingung titulo Iucrativo anfällt , daß die Gemeinſchaft kein Recht darauf
haben ſoll . Es können ferner

b. entweder blos alle gegenwärtigen oder nur alle zukünf⸗
tigen Liegenſchaften eingeworfen werden .

Das Geding hat natürlich die Folge , daß im erſten Falle alle gegen⸗
wärtigen Schulden ohne Unterſchied gemeinſchaftlich werden , im zweiten Falle
alle diejenigen , welche mit Erbſchaften und Schenkungen anfallen . Der Art .
1526 nennt auch dieſes Geding eine allgemeine Gütergemeinſchaft .

Die allgemeinen Geſellſchaften ſind nach Art . 1836 ff. ſtets strictis -
simæ interpretationis und dürfen ſonſt nur die gegenwärtigen , nicht aber
die zukünftigen Güter umfaſſen , ſoweit letztere durch Schenkung oder Erb —
ſchaft erworben werden . Obwohl nun das Gegentheil für die Ehe geſtattet
iſt , ſo ſind doch die Worte , welche die Verlobten bei der Entliegenſchaftung
gebrauchen , ſtrenge auszulegen und im Zweifel auf das minus zu reduziren .

Wenn alſo z. B . eine allgemeine Gütergemeinſchaft ohne nähere
Bezeichnung verabredet wird , ſo iſt darunter nur eine Entliegenſchaftung aller
gegenwärtigen unbeweglichen Güter zu verſtehen , nicht aber aüch der
zukünftigen . Boileux commentarie II . p . 226 . Bellot III . p 5138 .
Pothier XI . Nro . 504 . 8

3
—

In der badiſchen Praxis verſteht man aber darunter häufig , wie nach
römiſchem Recht , eine Gemeinſchaft des gegenwaͤrtigen und zukünfttgen Ver⸗
mögens.

L . 5 . § 1 . D. pro socio . 17 . 2 .

Quum specialiter omnium bonorum societas coita est , tune
et hereditas et legatum et quod donatum est , aut quoque ratione
adquisitum , communion adquiretur .

Die Wirkungen dieſer Entliegenſchaftung ſind einfach dieſe , daß der
Ehemann über die Liegenſchaften der Frau wie über fahrendes Vermögen
verfügen kann , und daß die beiderſeits entliegenſchafteten Immobilien auch
bei der Theilung wie fahrende Habe behandelt werden .

2 ) Es können blos einzelne Liegenſchaften , die ſpeziell bezeichnet wer⸗
den , dem beweglichen Vermögen gleichgeſtellt werden , dies iſt eine
Entligenſchaftung titulo singulari . 1506 ff .

Die eigenthümlichen Wirkungen dieſes Gedings ſind folgende:
a) Die Schulden , welche dieſe einzelne Liegenſchaft angehen , fallen

mit dieſer in die Gemeinſchaft . 5

b) Wenn das Grundſtück evinzirt wird ,ſo muß der Ehegatte , der
es einbrachte , Gewähr leiſten , während eine Gewährleiſtung bei
der Veräußerung titulo universali niemals ſtatt findet .

3) Die Ehegatten können erklären , daß ſie die Liegenſchaften bis zu
einer beſtimmten Summe in die Gemeinſchaft einwerfen , Art .
1506 ff. und zwar entweder

a) beſtimmte einzelne Liegenſchaften oder

b) eine Geſammtheit derſelben z. B . alle gegenwärtigen oder ſeine
Liegenſchaften überhaupt .

Die Wirkungen einer ſolchen Stipulation ſind :
a) daß die Liegenſchaften keineswegs Eigenthum der Gemeinſchaft

werden , ſondern daß 5

bß ) der verſprechende Ehegatte perſönlichen Schuldner derjenigen Summe
wird , für welche er die Liegenſchaft entliegenſchaftet hat . Doch kann

*
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e) das liegenſchaftliche Vermögen oder die betreffende Liegenſchaft
quod summam concurrentem für die Gem . verpfändet werden .

d) Bei der Theilung muß entweder die verſprochene Summe bezahlt ,
oder ſoviel an den Liegenſchaften als zur Bezahlung der Forde —⸗

rung nöthig , in der Gemeinſchaft zurückgelaſſen werden .
2) Verminderung der Activa .

Dieſe kann nur darin beſtehen , daß die Fahrniſſe , welche ſonſt in die

Gemeinſchaft fallen würden , davon ausgeſchloſſen werden , mithin ſolche Fahr⸗
niſſe , welche die Ehegatten am Hochzeittage beſitzen , oder welche ihnen wäh⸗
rend der Ehe durch Erbſchaft oder Schenkungen anfallen .

Auch dieſes Geding hat verſchiedene Modifikationen ; doch gelten fol⸗

gende allgemeine Grundſätze :

1) jeder Ehegatte bleibt Eigenthümer ſeiner ausgeſchloſſenen Fahrniſſe ,
wie wenn ſie Liegenſchaften wären . Die Gemeinſchaft hat aber den

Nießbrauch . Sind die ausgeſchloſſenen Fahrniſſe verbrauchbare oder

ſolche Gegenſtände , die durch den Gebrauch abgenutzt werden , und

ſind letzteren Falls die Fahrniſſe einzeln verzeichnet und ange⸗

ſchlagen eingebracht worden , ſo wird die Gemeinſchaft Eigen⸗
thümerin und die Frau hat nur ein Recht auf Wiedererſatz des

Preiſes , vergl . Art . 587 . 1532 . 1551 und vorzüglich Art . 1851 ,
indem dieſer letztere Artikel den Zweifel löst , ob und wie weit die

Art . 1532 und 1551 auch auf die Gütergemeinſchaft anwendbar

ſeyen , indem er einen allgemeinen Grundſatz für alle Geſellſchafts⸗
verhältniſſe aufſtellt .

2) Die Vermuthung ſtreitet auch hier immer für die Gemeinſchaftlichkeit
der vorhandenen Sachen und derjenige Ehegatte , welcher das Gegen —
theil behauptet , muß es beweiſen .

Soll dieſer Beweis

a) gegen dritte Perſonen geführt werden , ſo muß dieſes durch ein

Vermögensverzeichniß geſchehen , welches ſeiner Form nach Beweis⸗

kraft gegen dritte Perſonen hat und unzweifelhaft vor der Ehe
errichtet worden iſt , ſofern die betreffenden Gegenſtände in die

Ehe eingebracht und von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen ſeyn
ſollen . Art . 1499 . 1510 . vergl . mit 1328 .

Sind die während der Ehe anfallenden Fahrniſſe ausgeſchloſſen
worden , ſo entſcheiden die Art . 1504 und 1414 . 1415 . 1416 .

b) Unter den Ehegatten ſelbſt entſcheiden hinſichtlich der beigebrach⸗
ten Fahrniſſe die gewöhnlichen Regeln der Beweisführung und

es 11 nicht gerade ein Verzeichniß im Sinne des Art . 1499 noth⸗
wendig .

Was aber die angefallene fahrende Habe betrifft , ſo entſcheiden auch
hier über das Verhältniß der Frau zu dem Manne die Art . 1504 , vergl .

mit Art . 1414 und 1415 .

3) Die vorehelichen Gläubiger behalten alle ihre Rechte auf das Ver⸗

mögen , welches ihr Schuldner in die Ehe eingebracht und von der

Gemeinſchaft ausgeſchloſſen hat . Sie können noch außerdem auf
dasjenige greifen , was nicht ausgeſchloſſen , folglich gemeinſchaftlich

geworden iſt , z. B . auf das errungene Vermögen , allein auf das

vorbehaltene Vermögen des andern Ehegatten können ſie nicht grei⸗
fen, ſofern dieſer den Beweis des Vorbehalts und ſeines Alleineigen⸗
thums auf die vorhin angegebene Art zu erweiſen vermag .

3
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Das Nähere ſoll nun bei den einzelnen Arten dieſes Ausſchluſſes er —
örtert werden .

a. Errungenſchaftsgemeinſchaft .
Hier werden alle gegenwärtigen , ſowie alle durch Erbſchaft oder Schen⸗

kungen in Zukunft anfallenden beweglichen Rechte verliegenſchaftet . Es kommt
alſo hier nichts in die gemeinſchaftliche Caſſe als die Nutznießung des liegen —
ſchaftlichen und verliegenſchafteten Vermögens , ſowie das errungene Gut
Art . 1498 und 1504 a.

Wegen den Sachen , quæ usu consumuntur vel minuuntur , ver⸗
gleiche das Vorhingeſagte . Es wird alſo

1) die Gemeinſchaft , außer in den angegebenen Ausnahmsfällen , nicht
Eigenthümerin der Mobilien und die vorbehaltenen Fahrniſſe der

Frau können nicht ohne ihre Zuſtimmung veräußert werden . Vergl .
jedoch Art . 1428 . Abſtz . 2.

2) Die Schulden eines jeden Ehegatten , welche er am Hochzeittage be —

ſitzt, oder welche mit Schenkungen und Erbſchaften anfallen , werden
nicht gemeinſchaftlich , weil der Grund dazu , nämlich die Gemein —

ſchaftlichkeit an den eingebrachten Mobilien , nicht vorliegt .
Wird daher die Gemeinſchafts - Caſſe wegen ſolcher Schulden ange —

griffen , ſo muß der Ehegatte , für welchen die Schuld bezahlt wurde , der

Gemeinſchaft ſeiner Zeit Vergütung leiſten .
3) Hinſichtlich der während der Ehe gemachten Schulden gilt das näm⸗

liche wie bei der geſetzlichen Gütergemeinſchaft .
40 Die mit Erbſchaften und Schenkungen anfallenden Schulden werden

gerade ſo behandelt , wie wepn die Erbſchaft oder Schenkung nur
aus Liegenſchaften beſtanden hätte . Vergl . Art . 1412 .

Alle andern Wirkungen der geſetzlichen Gütergemeinſchaft , namentlich
hinſichtlich der Auflöſung derſelben ſind nach franz . Rechte auch bei dieſer
Gemeinſchaft anwendbar , z. B . die Rechtswohlthaten der Frau , jedoch muß
natürlich das ausgeſchloſſene Fahrnißvermögen bei der Theilung wie liegen⸗
ſchaftliches behandelt werden .

In Baden macht aber der Art . 1521 a. den Auslegern viele Schwierig⸗
keiten . 5

Man behauptet nämlich , es ſey der Frau durch dieſen Artikel das

Entſchlagungsrecht bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft genommen und es

ſcheint nach Brauers Erläuterungen auch gewiß , daß er dieſen Sinn mit
dem Art . 1521 a. verbunden hat .

Für den Ausleger des Geſetzes iſt nur die Alternative vorhanden ,
entweder auf Brauers Erläuterungen hin eine der größten Inkonſequenzen
und Ungerechtigkeiten aus dem Art . 1521 a. abzuleiten , oder , ohne Rückſicht
auf jene Erläuterungen , auf dem Wege der geſetzlichen Interpretationsregeln
felbſtändig zu prüfen , ob in den Worten des Art . 1521 a. wirklich das liege ,
was nach Brauer darin enthalten ſeyn ſoll .

Daß die Braueriſche Unterſtellung inkonſequent und ungerecht iſt ,
wird allgemein anerkannt und liegt auf flacher Hand . Alle jene Gründe der

Gerechtigkeit und Billigkeit , welche den Geſetzgeber veranlaßt haben , der Frau
nicht nur das Recht der Entſchlagung einzuräumen , weil ihr an dem Zuſtande
der Gemeinſchaft rechtlich keine Schuld beigemeſſen werden kann , indem ſie
nicht darüber verfügen darf , ſondern auch jedes Geding für nichtig zu er⸗

klären , welches der Frau dieſe Rechtswohlthat entzieht ( Art . 1453 ) ſind bei

jeder Gemeinſchaft und daher auch bei der Err . Gemeinſchaft vorhanden .
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Warum ſoll nun dieſes die einzige Gemeinſchaftsart ſeyn , bei welcher
jenes benelicium ausgeſchloſſen iſt ?

Es läßt ſich für eine ſolche Inkonſequenz durchaus kein vernünftiger

Grund auffinden . Entweder muß die Entſchlagung überall ſtatthaben , oder

generell aufgehoben werden . Es fragt ſich nun aber weiter :

a) ſind wir überhaupt berechtiget , eine andere Interpretation an
die Stelle derjenigen zu ſetzen , welche uns Brauer gegeben hat ?

b) Giebt es eine Interpretation , die einerſeits den überall anerkannten

Auslegungsregeln entſpricht , und andererſeits nicht zu dem Reſultate

führt , daß das Entſchlagungsrecht der Fran aufgehoben iſt , ſondern

ungeachtet des Art . 1521 a. fortbeſteht ?
Was die erſte Frage betrifft , ſo ſage ich , daß wir nicht nur berech⸗

tiget , ſondern ſogar verpflichtet ſind , dasjenige Reſultat , zu welchem uns eine

richtige Anwendung der Auslegungsregeln führt , unbedingt dem Ausſpruche

Brauers vorzuziehen , wenn dieſer nicht damit übereinſtimmt . Vergl . Vor⸗

träge § 25 .

Anlangend die zweite Frage , ſo ergiebt ſich allerdings eine andere

Interpretation aus folgenden Betrachtungen :

1) Es ſind im Allgemeinen zwei Wege denkbar , auf welchen ſich eine

die Gemeinſchaft eingehende oder in einer ſolchen lebende Ehefrau
davor bewahren kann , daß ſie zu den Gemeinſchaftsſchulden beitragen

muß . Der eine Weg iſt dieſer , daß ſie ſchon im Heirathsvertrage

ſich die Freiheit von der Conkurrenz ausbedingt , oder , wenn dieſes
nicht geſchah , ſo iſt der andere Weg der , daß ſie von den Rechts⸗

wohlthaten des Geſetzes bei Auflöſung der Ehe Gebrauch macht .

Will ſich die Frau im Heirathsvertrage blos dasjenige ſichern , was

ihr ſchon kraft Geſetzes zuſteht , ſo iſt natürlich ein beſonderer Vorbehalt

nicht nothwendig . Man kann aber auch weiter gehen .
Die Frau kann ſich z. B . die ſchuldenfreie Zurücknahme ihres Ein⸗

bringens bedingen , oder ſie könnte noch weiter verabreden , daß ſie überhaupt
ein für allemal von den Schulden der Gütergemeinſchaft frei bleiben ſoll ,

auch ohne Beobachtung der bei den Benefizien vorgeſchriebenen Formen .

Fehlt es an einer Verabredung , ſo bleibt ihr jedenfalls das Recht
der Entſchlagung als weiteres und letztes Mittel .

Wenn man alſo ſagt , die Frau könne ſich frei machen , oder ſie könne

ſich nicht frei machen , ohne daß weiter geſagt wird , welche Mittel und

Wege des Freimachens gemeint ſeyen , ſo bleibt es dieſen Worten nach

ungewiß , ob man den einen oder andern Weg oder ob man beide zugleich

gemeint , mithin im weiteren Sinne geſprochen habe.
Es müſſen alſo die logiſchen Interpretationsregeln zu Hülfe genommen

werden , um zu“finden , ob die Worte im weiteren oder engeren Sinne auf⸗

zufaſſen , und letzteren Falls : ob das Freimachen durch Vertrag oder das

Freimachen durch Gebrauch der geſetzlichen Rechtswohlthat gemeint ſey ? ( natür⸗

lich ein ſolches Freimachen durch Vertrag , welches noch weiter gienge , als

das Geſetz es ohne Vertrag der Frau geſtattet).
2) Der Art . 1521 a. ſteht nun mit einem Artikel in Verbindung , der

davon handelt , ob und in wie weit die Ehegatten im Heiraths⸗

vertrag bedingen können , daß ihnen mehr oder weniger Schulden

zukommen ſollen , als es ſie nach dem Geſetze treffen würde .

Beide Artikel ſtehen überdieß in der Aten Abtheilung des Gemein⸗
3 *
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ſchaftsrechts , welche Abtheilung den Zweck hat , diejenigen Stipulationen
oder doch die meiſten derſelben zu beſprechen , welche die Ehegatten im Heiraths⸗
vertrage machen können oder auch nicht machen dürfen , um die geſetzliche
Gütergemeinſchaft durch Uebereinkommen in der einen oder anderen Bezie⸗
hungen abzuändern , wobei der Art . 1528 die allgemeine Bemerkung enthält ,
daß es in Anſehung des nicht ausdrücklich oder folgeweiſe durch Vertrag
aufgehobenen bei den Regeln der geſetzlichen Gemeinſchaft verbleibe .

In dem Art . 1521 iſt nun verfügt , daß da , wo die Halbtheiligkeit
aufgehoben iſt , kein Ehegatte durch Vertrag bedingen dürfe , daß er nach
einer geringeren Rate an den Schulden konkurrire , als die Rate ſeines —
Vermögens beträgt . Natürlich kann er alſo auch nicht bedingen , daß er

gar keine Schulden bezahle .
Daneben ſteht aber das Entſchlagungsrecht der Ehefrau , alſo der ge —

ſetzliche Weg der Befreiung für dieſelbe durch Verzicht auf ihren Antheil
unbeſchränkt fort . Wenn nun

3) der Art . 1521 a. fortfährte : auch bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft
könne ſich kein Ehegatte frei machen , ſo muß ſchon wegen dieſes in⸗

nigen Zuſammenhanges beider Artikel der Ausleger dahin geführt wer —

den , daß nur von Conventionen im Ehevertrag die Rede ſey ,
welche den Zweck haben , dasjenige , was ohne Convention Rechtens
wäre , abzuändern , daß alſo der Art . 1521 a. gerade wie der Art .

1521 nur ein vertragsmäſſiges Freimachen verbieten wolle ,
welches die Prinzipien der geſetzlichen Gütergemeinſchaft abändern ſoll .

Für dieſe beſchränkende Auslegung ſpricht ferner ganz entſchieden alles

dasjenige , was oben ſchon angeführt wurde , um zu zeigen, daß eine entgegen —
geſetzte Interpretation zur Ungerechtigkeit u. ſ. w. führen würde .

Es ſoll alſo kein Ehegatte im Heirathsvertrage ausbedingen können ,
daß er nicht ſchuldig ſeyn ſoll , nach demjenigen Antheile , welchen er an der

Gemeinſchaft hat , an den Schulden zu konkuriren und ſie nöthigenfalls aus

ſeinem eigenen Vermögen zu bezahlen .
Dieſes ſetzt aber

) in Beziehung auf die Frau nothwendig voraus , daß ſie ſich der

Gemeinſchaft überhaupt theilhaftig mache . Entſchlägt ſie ſich, ſo kann
von einem Antheil an den Schulden , der ſie trifft , überall nicht die
Rede ſeyn , und folgeweiſe auch nicht von einem Gedinge , das ſie
vor der Theilnahme an den Schulden in dieſem Falle ſchützt. Macht
ſie ſich aber theilhaftig , ſo muß ſie trotz aller entgegenſtehenden Ge —

dingen nach ihrem Antheil zu den Schulden konkuriren und zwar
mit Aufopferung ihres eigenen Vermögens , während ihre Ent⸗

ſchlagung die rückwirkende Kraft hat , daß ſie ſo angeſehen wird ,
als wäre ſie niemals Miteigenthümerin geweſen , und deshalb alle —
Theilung des Vermögens und der Schulden deshalb unterbleibt . N

Es handelt ſich bei der Entſchlagung nur noch um die Frage , was

hat die Frau an den Mann , der während der Ehe Nutznießer und Verwal⸗
ter ihres Vermögens war , zu fordern , nuchdem nunmehr beides aufgehört
hat und der Mann ſchuldig iſt , den Grundſtock in natura oder im Werthe
herauszugeben .

iernach wären wir zu dem Reſultate gelangt , daß der Art . 1521 a.

mehr nicht ſagen will , als : „auch bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt je⸗
des Geding ungültig , welches den Theilnehmer an der Gemeinſchaft frei
machen ſoll , weniger als ſein Antheil an dem Vermögen beträgt , an den eeee



Schulden zu bezahlen , oder gar keine Schulden zu bezahlen . Er muß ſie

nöthigenfalls aus ſeinem vorbehaltenen und rückgezogenen eigenen Vermögen

bezahlen , trotz aller entgegenſtehenden Gedinge . Was aber die Frau betrifft ,

ſo bleibt ihr jedenfalls die Wohlthat der Entſchlagung , und wenn ſie davon

Gebrauch macht , ſo kann von einem Autheiltreffen gar nicht mehr die Rede

ſeyn . Es fällt die Vorausſetzung des Art . 1521 a. weg .

Höchſtens ließe ſich behaupten , daß ſie durch ein bloßes Inventarium

ſich nicht ſchützen könne . Der Art . 1521 a. wäre daher eiue nähere An⸗

wendung des Art . 1521 auf die Errungenſchaftsgemeinſchaft , bei welcher

Halbtheiligkeit nach früherem Rechte gewöhnlich aufgehoben war . Er ſoll

verhüten , daß man durch Gedinge nicht noch weiter gehe , als die Frau

mit den Wohlthaten des Geſetzes gehen kann , ſofern ſie die dabei nothwen⸗

digen Vorſichtsmaßregeln , Formen und Friſten beobachtet .

Auf ähnliche Weiſe beſchränkt der Art . 1514 a. dasjenige Geding ,

welches die Rechtswohlthat der Entſchlagung dahin erweitern ſoll , daß die

Frau bei der Entſchlagung ihr Einbringen in die Gemeinſchaft (nicht ihr

liegenſchaftliches oder vorliegenſchaftliches Vermögen ) ſchuldenfrei ſoll zurück—

ziehen dürfen .

b . Theilweiſe Verliegenſchaftung ,
sub titulo universali .

Während bei der Errungenſchaft alle gegenwärtige und zukünftige
Fahrniß ausgeſchloſſen wird , kann nach Art . 1500 die gegenwärtige oder

zukünftige allein ausgeſchloſſen werden . Die Wirkungen ſind aus dem bis⸗

herigen leicht zu entnehmen . Es bleiben auch die mit der einen oder andern

Geſammtheit verbundenen Paſſiva ausgeſchloſſen .

c. Einwerfen der Activa

sub titulo singulari .
Das Einwerfen in die geſetzliche Gütergemeinſchaft geſchieht , wie

früher gezeigt wurde , titulo universali , d. h. in einer Geſammtheit , welche

Vermögen und Schulden zugleich umfaßt .
Es können nun aber die Eheleute im Heirathsvertrage dahin ſich

verabreden , daß von ihrem Fahrnißvermögen nur eine beſtimmte Summeals

gemeinſchaftlich angeſehen werden ſoll , z. B . tauſend Gulden .

Eine ſolche Zuſage hat folgende , in der Natur der Sache gegründete

Wirkungen :
1) Die Gemeinſchaft erwirbt unmittelbar nicht das Eigenthum beſtimm⸗

ter Sachen , ſondern nur das perſönliche Forderungsrecht an den

zuſagenden Ehegatten , jene Summe baar oder in Molbilien , die

jenen Werth haben , einzuſchießen .
Der Ehegatte wird alſo Schuldner der Gemeinſchaft . Art . 1501 .

2) Eben deßhalb , weil die gemeinſchaftliche Kaſſe nur einen Anſpruch

auf einen beſtimmten Betrag hat, iſt alles bewegliche Vermögen des

Ehegatten , welches nach Abzug oder Bezahlung jenes Betrages

übrig bleibt , eo ipso für verliegenſchaftet erklärt , und die Gemein⸗

ſchaft hat nur die Nutznießung an demſelben . Es muß dem be⸗

ſitzenden Ehegatten bei Auflöſung der Gemeinſchaft zum Voraus
zurückerſtattet werden , wie bei der geſetzlichen Gütergemeinſchaft die

W Liegenſchaften , 1503 , ſey es nun in natura oder im
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3) Wenn zwiſchen den Ehegatten oder ihren Erben Streit entſteht , ob
das Verſprochene wirklich eingebracht worden ſey, ſo muß der Schuld⸗
ner die Zahlung beweiſen .

Wie der Beweis geführt werden kann , ſagt der Art . 1502 . Dieſer
Artikel iſt ſo zu verſtehen .

Das gewöhnliche Beweismittel für Zahlungen ſind Quittungen ,die derjenige ausſtellt , der eine Sache empfangen hat .
Der Empfänger iſt hier die gemeinſchaftliche Kaſſe . Da aber dieſeim Beſitze und der Verwaltung des Mannes ſich befindet , ſo iſt es der

Mann . Dieſer iſt und bleibt im Beſitze ſeines Vermögens und kann ſich
ſelbſt keine Quittung darüber ausſtellen , daß er das Verſprochene wirklich
inferirt habe. Ebenſo wenig kann aber die Frau quittiren , weil ſie nichts
empfangen hat . Sie kann nur atteſtiren , daß der Mann ſo viel be⸗
ſitze, als er einzubringen verſprochen hat . Dieſes Atteſt geſchieht nun und
kann nur geſchehen dadurch , daß die Frau beim Ehvertrage die Erklärung
abgibt , daß ſie anerkenne , daß der Mann ſo und ſo viel Mobiliar - Vermögen
beſitze . Nach abgeſchloſſener Ehe würde ein ſolches Anerkenntniß dem Mann
nichts mehr helfen , denn das Geſetz geht von dem Gedanken aus „ daß der
Mann die Frau zu einem unrichtigen Bekenntniſſe veranlaſſen oder nöthigenkönnte , nachdem er die eheliche Gewalt über ſie erlangt hat .

Iſt daher die Anerkennung im Heirathsvertrag unterblieben , ſo kann
ſich der Mann nur durch ein öffentliches Verzeichniß ſeiner fahrenden Habe
den Beweis erhalten . Umgekehrt verhält es ſich mit der Frau . Sie zahlt
an den Mann und hier ſind jene Beſorgniſſe nicht vorhanden . Die Fraukann daher durch eine Quittung des Mannes hinlänglich ihren Beweis füh⸗
ren , ſey ſie zu dieſer oder jener Zeit ausgeſtellt . Es ſtehen ihr aber außer⸗
dem auch die gewöhnlichen Beweismittel der Zahlung zu Gebot , z. B . Eides⸗
zuſchiebung an den Mann . Sie iſt nicht auf eine Quittung beſchränkt . Das
Geſetz will nur ſagen , daß zwar ſie mit einer Quittung des andern Ehe⸗
gatten beweiſen könne , aber nicht ebenſo der Mann .

4 Auch hier wird die Errungenſchaft gemeinſchaftlich.
5) Eine Hauptwirkung dieſer Beredung iſt es ferner , daß die vorehe⸗

lichen Schulden von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen bleiben ,
denn es verſteht ſich von ſelbſt , daß derjenige , der titulo singulari
veräuſſert , alſo ſich zu einer Summe verpflichtet , eo ipso ſagt , daß
dieſe Summe nicht wieder durch Schulden verringert werden dürfe .

Was dagegen die Gläubiger betrifft , ſo können dieſe einestheils auf
das eigene Vermögen ihres Contrahenten und anderntheils auf dasjenige
greifen , was ſich in der Gemeinſchaft vorfindet . Es wird hier wie bei der
Gütergemeinſchaft des Art . 1498 , ihnen gegenüber Alles fuͤr errungen und
folgeweiſe für gemeinſchaftliches , ihrem Zugriff unterworfenes Gut betrachtet ,
was nicht der Vorſchrift des Art . 1499 , 1405 , 1415 gemäß als vorbehalte⸗
nes Gut von demjenigen Ehegatten nachgewieſen wird , der nicht zugleich
perſönlicher Schuldner iſt .

Hat eine derartige Zahlung aus dem Gemeingute ſtattgefunden , ſo
muß der ſchuldende Ehegatte Vergütung thun . Art . 1611 .

Schließlich muß noch bemerkt werden , daß dieſe Art der Gemeinſchaft
in neuerer Zeit ſehr häufig ſtatt der Errungenſchafts - Gemeinſchaft gewählt
wird , weil für dieſen Vertrag der Art . 1521 a. nicht gilt , und durch Ein⸗

werfen einer ganz unbedeutenden Summe der Vermögensſtand der Eheleute
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wie bei der Errungenſchaft einem Jeden erhalten und von der Gemeinſchaft

ausgeſchloſſen wird .

B . Vom Ausſchluſſe der Schulden aus der Gemeinſchaft .

Bisher war von den Aenderungen die Rede , welche die in die Ge⸗
meinſchaft fallenden Activa betreffen . Es hat ſich dabei ergeben , daß meh⸗

rere dieſer Gedinge , nämlich diejenigen , welche das Einbringen vermindern

oder in eine beſtimmte Summe verwandeln , eo ipso auch Einfluß auf den

Ausſchluß der Schulden haben , indem die vorehelichen Schulden ganz oder

theilweiſe ſtillſchweigend und in natürlicher Folge des Ausſchluſſes der

Activa von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen bleiben .

Das Geſetzbuch läßt nun aber auch das Geding des Ausſchluſſes der

Schulden für ſich allein zu , ohne daß deßhalb die bewegliche Habe aus⸗

geſchloſſen wird . Es kann dieſes entweder

1) in der Weiſe geſchehen , daß man ausdrücklich verabredet , es ſoll

jeder Ehegatte ſeine Schulden aus ſeinem eigenen Vermögen be —

zahlen , oder

2) in der Weiſe , daß dem andern Ehegatten verſichert wird , es ſeyen

keine Schulden vorhanden . 1510 . 1513 .

Ad 1. Dieſes Geding hat
a. in Beziehung auf die Gläubiger keineswegs die Wirkung , daß

ihnen der Zugriff auf dasjenige genommen wird , was der

Ehegatte , der ihr Schuldner iſt , zur Zeit der Eingehung der

Ehe beſeſſen oder wovon er in Zukunft Antheil hat .

Sie können wie vor der Ehe auf dieſes Vermögen , ſowie auf das

errungene Gemeinſchaftsvermögen greifen , um ſich zu befriedigen . Sie kön⸗

nen ſogar auf das vom anderen Ehegatten eingebrachte Mobiliarvermögen

greifen , wenn nicht der Beſtand deſſelben durch ein öffentliches Vermögens⸗

Verzeichniß in Gewißheit geſetzt iſt .
Wo aber dieſes geſchah , kann ſich der eine Ehegatte gegen die Gläu⸗

biger des andern auf den Ehevertrag berufen , und ſeine eingebrachten Mo⸗

bilien vor dem Zugriff retten , ſo daß nur das vom Schuldner eingebrachte

1 errungene Vermögen zu ihrer Befriedigung verwendet wird . Art . 1510 ,

Abſatz 2.
55

b. Gegenüber von dem einen Ehegatten zum anderen hat dieſes

Geding die natürliche Folge , daß derjenige , deſſen Schulden

während der Ehe aus dem gemeinſchaftlichen Vermögen be⸗

zahlt wurden , der Gemeinſchaft Vergütung leiſten muß .

c. Nach Auflöſung der Gütergemeinſchaft können ſich die Gläu⸗
biger nur an den halten , der urſprünglich ihr Schuldner war .

Wie aber , wenn das Inventarium bei Eingehung der Ehe unterblieb ?

Einige behaupten , daß auch beim Mangel eines Inventariumskein

Ehegatte mehr für die Schulden des andern haftbar bleibe , andere nehmen

in dieſem Falle das Gegentheil an .

Die erſtere Meinung iſt wohl deßhalb unrichtig , weil ſonſt den Gläu⸗

bigern der Frau durch Entſchlagung derſelben das Recht entzogen werden

könnte , auf ihr Vermögen zu⸗ greifen . Bellot III . 186 .

Ad 2 . Hier giit im Ganzen daſſelbe , vergl . jedoch noch Art . 1513 .

Der im Abſatz 2 enthaltene Unterſchied zwiſchen Mann und Frau

hinſichtlich der Entſchädigungsforderungen vor und nach Auflöſung der Ehe

hat ſeinen Grund darin , daß die Klage der Frau ſtets vorausſetzt , daß ſie
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ſich der Gemeinſchaft theilhaftig macht , was aber , ſo lange dieſe dauert ,
noch ungewiß iſt .

II. Abänderung hinſichtlich der Theilung der Vermögens und der Schulden .
Hieher gehören folgende Gedinge :

1 Das Geding der Frau , daß ſie im Fall der Entſchlagung berechti⸗
get ſeyn ſoll , das von ihr eingebrachte Mobiliar⸗Vermögen ganz
oder theilweiſe ſchuldenfrei zurückzuziehen . 1514 . 1514 a.

2 ) Das Geding , daß der Längſtlebende einen Voraus vor aller
Theilung aus der Gemeinſchaft erhalten ſolle . 1515 —1519 .

3) Das Geding ungleicher Antheile an der Gütergemeinſchaft .
Das letztere hat wieder verſchiedene Formen .

a. Es wird die pars quota , nämlich die Halbtheilung verändert ,
Rund ſtatt der Hälfte dem einen z. B . ½8, dem andern ½

zugewieſen . 1520 —1521 .
b. Es wird bedungen , daß der eine Ehegatte die ganze Gemein⸗

ſchaftsmaſſe erhalten , und dagegen dem andern eine beſtimmte
Summe als ſein Antheil zugewieſen ſeyn ſoll . 1522 .

e. Es wird ſtipulirt , daß die ganze Gemeinſchaft einem allein
gehören , und der andere nur berechtiget ſeyn ſoll dasjenige
daraus zurückzunehmen, was er inferirt hat . 1525 .

ad 1 .

Dieſes Geding iſt strictissimae interpretationis , wie der Art . 1514
zeigt . Der Art . 1514 a. hat aber den eigenthümlichen Zweck dieſes Ge⸗
dinges aufgehoben , indem es nicht gegen die Gläubiger wirken ſoll und der
Zweck deſſelben gerade in dem Falle ſich wirkſam zeigen würde , wann mehr
Schulden als Vermögen vorhanden ſind .

ad 2.

Der Voraus iſt eine Schenkung aus der Gemeinſchaft , die aber
nicht beſondere Formen bedarf , ſondern als Geding des Heirathsvertrages
Wirkung hat . 1516 .

Die Frage , ob ein im Heirathsvertrag enthaltenes Geding eine
Schenkung , oder ein vertragsmäßiges , dem Geſellſchaftsrecht angehöriges
Geding ſey , iſt aus mehreren Gründen von der größten Wich tigkeit . Ein⸗
mal hinſichtlich des Art . 299 , und dann wegen Verletzung des Pllichttheils
hinſichtlich der Pflichterben , die der zuſagende Ehegatte hinterläßt .

Der Voraus wird nur aus dem Gemeinſchaftsvermögen , nicht aus
dem eigenen Vermögen des zuerſt verſtorbenen Ehegatten erhoben , weßwegen
auch die Ehefrau , wenn ſie ſich entſchlägt , implizite auf den Voraus ver⸗
zichtet. Jedoch kann ſie ſich auch für dieſen Fall den Voraus bedingen und
es kann ſofort das eigene Vermögen des Mannes zur Zahlung angegriffen
werden .

In keinem Falle kann der Voraus von dem Gemeinſchaftsvermögen
abgezogen werden , ehe die Creditoren derſelben bezahlt ſind . 1519 .

ad 3 a.

Vergl. Art . 1520 , 1521 .

ad 3 b.

Dieſes Geding iſt ein Gluͤcksvertrag , kraft deſſen der Ehegatte, der

die ganze Gemeinſchaft bekömmt , perſönlicher Schuldner des andern für die
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Auszahlung der verſprochenen Summe wird , es mag mit der Gemeinſchaft

wohl oder übel ſtehen .
Es kann dieſes Geding für den einen Ehegatten ſelbſt oder nur für

die Erben des zuerſt verſtorbenen ſtipulirt werden . 3

Auch in dieſem Falle aber verliert die Frau das Recht der Entſchla⸗
gung nicht , wenn ſie die Auszahlung einer beſtimmten Summe verſprochen hat .

Die Gläubiger verlieren dadurch das Recht nicht , ſich an denjenigen

Ehegatten zu halten , der ihr perſönlicher Schuldner iſt . Doch können ſie

denjenigen , der eine beſtimmte Summe empfangen ſoll , nicht in der Eigen⸗
ſchaft als Theilhaber der Gemeinſchaft wegen einer Forderung belangen,
denn er iſt dieſes nicht , ſondern nur ein Gläubiger des die Gemeinſchaft
übernehmenden Ehegatten , wie ſie ſelbſt .

ad 3 e .

Vergl . Art . 1525 , wobei zu bemerken iſt ,

1) daß mit dieſem Gedinge nothwendig der Vorbehalt der eingebrachten
Fahrniſſe verbunden ſeyn muß , ſonſt wäre daſſelbe eine förmliche
Schenkung , während die Ueberlaſſung der Errungenſchaft , worauf
ſich jenes Geding mit dem obenerwähnten Vorbehalt beſchränkt ,
nicht als Schenkung angeſehen wird , weil der Vorbehalt auch im

Fall einer Verrungenſchaft ſeine Wirkung äußert .

2) Bei der Zurücknahme des Einbringens fragt es ſich , ob davon die
Schulden , die der Ehegatte eingebracht hat , abgezogen werden ?

Zachariä III . S . 291 bejaht dieſe Frage wegen des Grundſatzes :
abona non intelliguntur nisi deducto aere alieno . «

Allein dieſe Anſicht hat ihr Bedenken . Da der eine Ehegatte dem

andern die ganze Errungenſchaft überläßt und ſich durch den Vorbehalt ein⸗

für allemal mit der Gemeinſchaft abfindet , ſo iſt dieſes Geding ähnlich dem ,

wo ein Ehegatte ſich eine beſtimmte Summe ausbedingt . Es unterſcheidet

ſich von dieſem Gedinge nur durch eine andere Bezeichnung des Gegenſtan⸗
des , den man ſich als Antheil vorbehält . Wie nun bei der Ausbedingung
einer Summe der Ehegatte nichts an den eingebrachten Schulden zu tragen

hat , ſo dürfte es auch hier der Fall ſeyn , aber natürlich unter Vorbehalt
der Rechte Dritter .



III . Buch . II . Titel .

Vom Beſitz .

Einleitung .

Jedes Recht an ſich, es mag dinglich oder perſönlich ſeyn , iſt ein
unkörperliches Weſen ( étre morale . ) Seine Exiſtenz kann nicht durch
Augenſchein wahrgenommen , ſondern nur durch logiſche Schlußfolgerungen
aus Thatſachen und Geſetzen erkannt werden .

Dagegen kann man bei dinglichen Rechten ,da ſie in der unmittel⸗
baren , fortdauernden Herrſchaft über eine Sache beſtehen , die Handlungen
und Zuſtände ſinnlich wahrnehmen , mittelſt welcher jene Herrſchaft
ausgeübt wird . Die Wahrnehmung ſolcher Handlungen führt nach der
täglichen Erfahrung zu der Vermuthung , nicht nur , daß die Perſon , welche
eine Herrſchaft über eine Sache ausübt , die Abſicht habe , das Recht , das
ſie ausübt , für ſich anzuſprechen , ſondern daß ihr auch wirklich das Recht

zuſtehe , das durch die Vornahme jener Handlungen ſich kund gibt ; denn
dieſes iſt in der Regel der Fall , wenn auch häufige Ausnahmen ſtattfinden .
Die alſo ſich bildende Vermuthung hat nun bei derartigen Rechtsverhältniſſen
auch juriſtiſche Bedeutung .

Die perſönlichen Rechte gehen zwar auch auf ein Handeln , aber
nicht der Berechtigte , ſondern der Verpflichtete nimmt hier Handlun⸗
gen vor und dieſe Handlungen ſind ganz anderer Natur . Einmal erlöſcht
das Rechtsverhältniß in der Regel mit der Handlung des Verpflichteten , es
beſteht kein fortdauerndes Handlen gegenüber von einer beſtimmten Sache ,
und dann ſind jedenfalls dieſe Handlungen von der Art , daß man aus ihrer
Beobachtung , ohne nähere Aufklärung über den unſichtbaren Grund und
Zweck derſelben , unmöglich auf das Vorhandenſeyn einer beſtimmten Ver⸗

pflichtung ſchließen kann .

Wenn übrigens die , für die Exiſtenz dinglicher Rechte aus deren
Ausübung abſtrahirte Vermuthung in der äußern Wahrnehmung einen Halt
haben ſoll , ſo kann ſie

1) nur da eintreten , wo ein beſtimmtes Subjekt ruhig und ungeſtört
die betreffenden Handlungen vorgenommen hat , denn ſind es meh⸗
rere Perſonen , welche die gleiche Herrſchaft ausüben wollen , und

dadurch mit einander in Kolliſion gerathen , ſo kann man bei dieſem
Stand der Dinge weder zu Gunſten des Einen noch des Andern
einen Schluß aus ſeinen Handlungen ziehen.

Es kann

2 die Vermuthung nicht weiter gehen , als ihre Grundlage , die

äußere Erſcheinung .
Die Herrſchaft , die ich kraft eines dinglichen Rechtes über eine Sache

ausüben darf , iſt bald von größerem , bald von geringerem Umfang . Die

ausgedehnteſte Herrſchaft gewährt das Eigenthum . Die Servituten , als

losgetrennte einzelne Theile jener Herrſchaft , berechtigen nur zu einer ge —
wißen Gattung von Handlungen .



13

Es kommt alſo , wenn ich aus dem Sichtbaren auf das Unſichtbare

ſchließen will , darauf an , welche Handlungen ich vorgenommen habe , ob ſie

eine unbedingte Herrſchaft über die Sache , oder nur ein einzelnes Recht an⸗

kündigen , z. B . eine Servitut , und die Ausdehnung und Art der Hand⸗

lungen bedingt die Ausdehnung des daraus zu folgernden Rechts .
Endlich liegt es

3) von ſelbſt in der Denkungsweiſe des Menſchen , daß die Stärke

der Vermuthung von der Dauer des beobachteten faktiſchen Zu⸗

ſtandes abhängt . Der Schluß wird um ſo treffender , je länger die

Ausübung gedauert hat .
Aber bei noch ſo langer Dauer bleibt jene Vermuthung immer nur eine

Vermuthung , ein Wahrſcheinlichkeitsgrund , und man muß daher das Gegen⸗

theil ſtets für möglich halten .
Man kann ſich ſchon in der Vorausſetzung täuſchen , daß der Han⸗

delnde die Abſicht habe , das Recht für ſich zu exerciren . Es kann ferner ,

auch dieſe Abſicht vorausgeſetzt , der das Recht Ausübende doch nicht ein

wirklich Berechtigter ſeyn .

E.s kann alſo dieſer

1 ) zur Vornahme der Handlungen ſchlechthin unbefugt ſeyn , ſey es

wiſſentlich oder unwiſſentlich . Er kann 4385

2) zwar eine Befugniß haben , aber nur eine vorübergehende , die ihm

durch Geſetz oder Vertrag im Namen des wahren Berechtigten über⸗

tragen worden iſt , ſey es nun als procurator ſchlechthin, oder lals

procurator in rem suam , ſo daß er die Vortheile und Genüſſe der

Ausübung jener Herrſchaft für ſich bezieht , z . B . ein Aufbewahrer ,
oder ein Pächter , oder ein Nutznießer .

Dieſe aus der gewöhnlichen Denkungsweiſe und aus der Natur der

Sache , beziehungsweiſe der Rechtsverhältniſſe , abgeleiteten Sätze bilden im

Allgemeinen die Grundlage des franzöſiſchen Beſitzrechts , während die römi⸗

ſche Theorie , wenigſtens nach Savigny ' s Lehre , auf dem Grundſatze be⸗

ruht , daß Niemand ſich eine Eigenmacht gegen einen Andern erlauben dürfe ,

daß jede Störung desjenigen , der einmal eine Sache hat , eine Eigenmacht

ſey , welche nicht zu dulden , vielmehr der status quo zu erhalten ſey , bis

die Widerrechtlichkeit deſſelben nachgewieſen iſt .

J . Begriff und Arten des Beſitzes .

Beſitz im allgemeinſten Sinne des Wortes iſt der Zuſtand der Aus⸗

übung und des Genuſſes der Herrſchaft über eine Sache .

Umfaßt dieſe Ausübung die unbedingte Herrſchaft , alſo die Inhabung
einer Sache im ganzen Umfange , ſo bin ich im Beſitze der Sache ſelbſt ,
oder im Eigenthumsbeſitz . Umfaßt ſie nur einzelne Zweige derſelben ,

ſo bin ich im Beſitze eines dinglichen Rechts an der Sache , Art . 2228 ; ſey

es nun , daß ich die Handlungen ſelbſt vornehme , oder durch Andere vor⸗

nehmen laſſe .
Die rechtlichen Folgen dieſes Zuſtandes ſind verſchieden , je nachdem

man nur die äußere Seite deſſelben , das Haben und Ausüben für ſich

allein , ohne weitere Beachtung der Geſinnungen des Beſitzers , in ' s Auge

faßt , oder je nachdem noch weiter auf dieſe Geſinnungen Rückſicht ge⸗

nommen wird .

Man unterſcheidet nun
32 —

I . die detentio und die possessio im engern Sinnz die letztere ſetzt vor⸗
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aus , daß der Beſitzer den animus rem sibi habendi hat , während
die detentio nur den äußern Zuſtand ohne jenen animus bezeichnet.

Für das Daſeyn jenes animus ſtreitet ſtets die Vermuthung und es
iſt alſo die Wirkung der bloſen detentio , daß man ihr die Vermuthung bei⸗
legt , ſie ſey eine possessio . Art . 2230 .

Die possessio zerfällt weiter
II . in die possessio justa et injusta .

Jeder , der im Beſitz einer Sache oder eines Rechtes iſt, muß natür⸗
lich zu einer beſtimmten Zeit und durch eine beſtimmte Veranlaſſung in den
Beſitz gekommen ſeyn .

Iſt nun dieſe Veranlaſſung eine ſolche Thatſache geweſen , welche in
thesi geeignet iſt , Rechte zu verleihen , z. B . Vertrag , Erbgang , ſo iſt
der Beſitz eine possessio justa , mag gleichwohl dieſer Titel in oonereto
kein Eigenthum übertragen haben , weil der Autor ſelbſt nicht Eigenthümer
war . Iſt aber dieſes nicht der Fall , iſt die Erlangung des Beſitzes durch
ein factum geſchehen , was als kactum illicitum gilt , insbefondere durch
Eigenmacht , ſo iſt die possessio eine injusta .

Aber auch hier ſpricht die Vermuthung zu Gunſten des Beſitzers , alſo
dafür , daß er aus einem ſolchen Titel beſitze , der geeignet war , ihm das
Recht ſelbſt zu verleihen , alſo für den justus titulus . Art . 2230 .

Man unterſcheidet
III . Possessio bonae et malae fidei .

In bona fide beſitzt derjenige , der zwar nicht Eigenthümer iſt , aber
die Thatſachen nicht kennt , aus welchen nach dem Geſetze folgt , daß er nicht
mit Recht beſitzt. Kennt er jene Thatſachen , ſo iſt er in mala ſide , mag

er auch aus Rechtsirrthum der Meinung ſeyn , daß ihm jene Thatſachen
nicht entgegen ſeyen . Art . 550 . Vorträge §. 58 .

Von ſelbſt verſteht es ſich , daß derjenige , welcher nicht justo titulo
beſitzt , ein possessor malae fidei iſt , während die mala fides mit einem
gerechten Titel verbunden ſeyn kann .

Auch hier ſpricht die Vermuthung für den Beſitzer , daß er in gutem
Glauben beſitze. Art . 2268 . Man muß endlich

IV . nach franzöſiſchem Rechte zwiſchen einem Beſitze unterſcheiden , der
noch kein Jahr gedauert hat , und zwiſchen einem Beſitze , der ein
Jahr und länger gedauert hat .

Es iſt aber dieſe Dauer des Beſitzes
1) nicht ſo zu verſtehen , als müſſe gerade eine und dieſelbe Perſon ein

Jahr lang beſeſſen haben. Wenn mehrere aufeinander gefolgte Be⸗

ſitzer Rechtsnachfolger ſind , alſo juriſtiſch nur eine Perſon aus⸗

machen , ſo kann der ſpätere Beſitzer die Dauer des Beſitzes ſeines
Autors zu der ſeinigen hinzurechnen Caccessio possessionis ) .
Art . 2235 .

D Auch iſt das Erforderniß der Dauer des Beſitzes , wenn es auf den
Beweis derſelben ankommt , nicht ſo zu verſtehen , als ſeyen für je⸗
den Tag oder gar jede Stunde Beſitzhandlungen nachzuweiſen .

Wer Beſitzhandlungen aus verſchiedenen Zeiträumen nachweiſen kann ,
hat die praesummtio pro possessione in medio tempore , vorbehaltlich
des Gegenbeweiſes einer Unterbrechung für ſich. Art . 2234 .

II . Wirkungen des Beſitzes im Allgemeinen .
Hier müſſen folgende Hauptfragen unterſchieden werden :
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A . Welches ſind die Wirkungen des Beſitzes , ſofern man dieſen als einen

bloß äußerlichen Zuſtand ohne alle Rückſicht auf die Geſinnungen des

Beſitzers in ' s Auge faßt ?
B. Welches ſind die Wirkungen des Beſitzes im engern Sinne und ſeiner

verſchiedenen Arten ?

ad A.

Das bloße Factum , daß Jemand Handlungen vorgenommen hat ,
die als Ausübung eines Rechts in die Sinne fallen , hat für ſich allein

folgende Wirkungen :
1) Daß der Ausübende vor der Hand ſo angeſehen wird , als beſitze

er im eigenen Namen ( praesummtio pro animo . )
Wer alſo behauptet , der Inhaber beſitze nicht in eigenem , ſondern

in ſeinem , des Behauptenden , Namen , der muß den Beweis führen , er

mag was immer für Folgerungen aus ſeiner Behauptung ableiten , d. h. er

mag mit einer Klage aufgetreten ſeyn , die vorausſetzt , daß der Beklagte
in ſeinem Namen beſitze , z. B . mit einer Vertragsklage , oder er mag dem

Inhaber , der ſich in der Rolle des Klägers als Civilbeſitzer geriren will ,
die Einwendung machen , daß er nicht in eigenem Namen beſitze. Der Be⸗

weisführer braucht übrigens nicht darzuthun , daß der Inhaber im gegen⸗

wärtigen Augenblick alieno nomine beſitze , ſondern er hat ſeinen Be⸗

weis vollſtän dig gebracht , wenn er darthut , daß der Inhaber früher einmal

alieno nomine beſeſſen habe , denn hier dauert die Vermuthung für eine

bloße Detention fort , Art . 2232 , bis der Beſitzer beweist , daß die causa

possessionis auf rechtlich zuläßige Art verändert worden ſey, denn ſich

ſelbſt kann man Anfang und Urſache des Beſitzes nicht verändern , Art . 2242 .

Nemo sibi ipse causam possessionis mutare potest .

Der Beſitzer ſelbſt muß ſogar den Beweis führen , wenn er be⸗

hauptet , daß er nicht in eigenem Namen beſitze, denn die Vermuthungſtrei⸗
tet nicht nur in dem Sinne für das possidere proprio nomine , daß der Geg⸗
ner des Beſitzenden im Läugnungsfalle beweispflichtig wäre , ſondern der

letztere muß die Vermuthung auch gegen ſich gelten laſſen . Wann alſo

z. B . der Beklagte , der als Beſitzer einer Sache belangt iſt , läugnen

will , daß er in eigenem Namen beſitze , ſo kann dadurch der Kläger nicht
beweispflichtig werden , wenn er nicht freiwillig den Beweis übernimmt ,

ſondern der Beklagte muß ſeine Behauptung dadurch rechtfertigen , daß er

denjenigen nennt , für welchen er beſitzen will ( laudatio auctoris . )
Er muß ihn aber auch darum nennen , wenn er alieno nomine be⸗

ſitzt , weil er in dieſem Falle nicht der rechte Beklagte und nach §. 92 ,

Abſ . 4 der Proz . O . verpflichtet iſt , ſolches anzuzeigen . Es iſt daher die

nominatio auctoris für den Beſitzer in fremden Namen nicht ein Recht,
ſondern eine Pflicht , und die Befreiung deſſelben von dem Streite nur eine

natürliche Folge dieſer Verbindlichkeit .
Iſt die Vermuthung für den juriſtiſchen Beſitz , die aus dem Inhaben

entſpringt , durchBeweis beſeitiget , ſo folgt daraus von ſelbſt , daß der Beſitz
keine jener Wirkungen haben kann , die ihm nur unter der Bedingung ein⸗

geräumt ſind , daß man in eigenem Namen beſitze , und welche Wirkungen
ad B. erörtert werden .

In Bezug auf das römiſche Recht lehrt Savigny (Beſitz S . 15. ) ,
daß die Befreiung von dem Beweiſe nicht eine Folge des Beſitzes , oder ei⸗

ner für denſelben ſtreitenden Vermuthung , ſondern eine Folge des allgemeinen



46

Grundſatzes ſey , daß einer Seits der Beſitzer niemals nöthig habe , zu kla —

gen , 19 daß anderer Seits der Kläger als ſolcher immer zuerſt beweis —⸗

pflichtig ſey.33 hat Savigny ' s Anſicht , angewendet auf das franzöſiſche Recht ,
in ſofern Grund , als jene Vermuthung nicht eine Wirkung der possessio
civilis , ſondern ſchon eine Wirkung der detentio allein iſt .

Hier aber iſt die aus der Inhabung entſpringende Vermuthung eine

eigentliche und wahre Wirkung der Inhabung , und nicht die Wirkung jener

Grundſätze des Prozeſſes , indem ſie eines Theils der Art . 2230 ausdrücklich

für eine Wirkung der Inhabung erklärt , und andern Theils die von Sa⸗

vigny aufgeſtellte allgemeinere Regel nicht immer zu den gleichen Reſultaten

führen würde , wie die geſetzlich ausgeſprochene Vermuthung . Für ' s erſte iſt

ſchon oben dargeſtellt worden , daß vermöge dieſer Wirkung der Inhabung
ſelbſt der Beklagte beweispflichtig werden kann . Für ' s zweite gibt es Fälle ,
wo der Kläger in Folge jener Vermuthung vom Beweiſe frei iſt , nämlich
in allen denjenigen Fällen , wo der Kläger als Beſitzer einer Sache auf —

getreten iſt , wo alſo der Beſitz zu ſeiner letzitimatio ad causam gehört ,

z. B . bei Konfeſſorienklagen . Iſt hier die Inhabung der Sache auf Seiten

des Klägers nicht im Zweifel , ſo nützt es dem Beklagten nichts , blos zu

läugnen , daß der Kläger in eigenem Namen und aus Eigenthumstiteln be⸗

ſitze , ſondern er muß , wenn er die legitimatio ad causam beanſtanden will ,

förmliche Einreden vorſchützen , welche geeignet ſind , jene Vermuthung auf⸗

zuheben . .

Uebrigens hat die bloße Detentio noch folgende Wirkungen , die auch
dann eintreten , wenn konſtatirt iſt , daß der Inhaber nur alieno nomine

beſitze , nämlich
D das Recht der Selbſtvertheidigung bei einem eigenmächtigen Angriff ,

indem auch der Detentor dieſen Eingriff abwehren darf .

3) Das Retentionsrecht , d. h. das Recht , eine Sache , die einem an⸗

dern gehört , wegen einer Forderung zurückzubehalten , die man

wegen dieſer Sache ( propter debitum cum re conjunctum )
an den Eigenthümer der Sache zu machen hat .

Art . 867 , 1749 , 1948 . Eine Ausnahme von dem Erforderniß der

Connceität ſcheint der Artikel 1885 zu machen . Es behaupten jedoch viele ,
daß dieſer Art . nur auf ſolche Forderungen ſich beziehe , welche mit der Er⸗

haltung der Sache in Verbindung ſtehen , und dieſes iſt auch richtig , wenn

man erwägt , daß der Comodatar zugleich auch die Rechte und Verbindlich⸗
keiten eines Depoſitors hat . Weiter aber geht der Art . 2082 .

Ad . B .

Wenn gewiß iſt , daß der Beſitzer in eigenem Namen beſitzt , wenn

alſo die aus der detentio entſpringende Vermuthung nicht widerlegt und

Prossessio civilis vorhanden iſt , ſo hat der Beſitz natürlich zunächſt dieje⸗

nigen Wirkungen , die ſchon dem Beſitze ohne Rückſicht auf den animus ein⸗

geräumt ſind . Es entſteht aber aus dem Civilbeſitz die weitere Vermuthung ,
daß man der wirklich Berechtigte ſey und dieſe præsumtio iſt

I . bei beweglichen Sachen eine prasumtio juris et de jure , läßt alſo
keinen Gegenbeweis zu .

Wenn alſo anders die possessio civilis ſelbſt nicht beſtritten , z. B .

ex obligatione geklagt werden kann , ſo findet eine andere dingliche Klage
auf Herausgabe der Sache nicht ſtatt . Art . 229 .
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Es leidet dieſe Regel nur dann eine Ausnahme , wenn der frühere
Beſitzer eontra voluntatem suam aus der Detention der Sache ge⸗
kommen iſt , was bei Entwendungen und beim Verlieren einer Sache eintritt ,
ibid , oder wenn die Vorausſetzungen einer actio Pauliana gegen den

dritten Beſitzer vorhanden ſind . 1167 . 1141 .

II . Im Uebrigen iſt die præsumtio nur eine einfache præs . juris und es

hat die possessio hier folgende Wirkungen :
1) ohne Rückſicht auf die Dauer den Erwerb der Früchte , ſo

fern und ſo lange die animus mit gutem Glauben verbunden war .

Art . 549 .

2 ) Mit Rückſicht auf Dauer , hat er die Wirkung der Beſitzklagen
und der erwerbenden Verjährung .

Das Erforderniß der Dauer des Beſitzes iſt jedoch ſehr verſchieden ,
je nachdem man blos eine Beſitzklage oder die erwerbende Verjährung auf
den Grund ſeines Beſitzes ſtützen will .

III . Erforderniſſe des Beſitzes zum Behuf der Erhebung von

Beſitzklagen und der erwerbenden Verjährung .

Dieſe ſind für die Verjährung ( nämlich für die 30jährige Erſitzung )
in Art . 2229 und für die Beſitzklagen in Art . 23 des Code de proc . resp .
in § 750 der bad . Proc . Ord . angegeben . Die Erforderniſſe kommen , ab⸗

geſehen von der Dauer auf daſſelbe heraus . Die possessio ad interdicta

und die ad usucapionem ſind daher nach franzöſiſchem Recht eines und

daſſebe , jedoch mit der Modifikation , daß die 30jährige erwerbende Verjäh⸗
rung durch den Beweis des Titels und durch das Daſein der bona ſides

auf 10 Jahre herabgeſetzt werden kann . 22656 . Es muß zum Voraus be⸗

merkt werden , daß die Vorſchrift des Geſetzes , es ſeyen die im Art . 2229

aufgezählten Erforderniſſe nothwendig , nicht identiſch iſt mit der Vorſchrift ,
daß der Beſitzer es ſey , welcher alle dieſe Erforderniſſe zu beweiſen hat , viel⸗

mehr iſt die Beweislaſt nach anderen Grundſätzen zu beſtimmen .
Das Geſetz verlangt ö

1) einen fortwährenden , ununterbrochenen Beſitz . Was der Beſitzer in

dieſer Beziehung zu beweiſen hat , iſt oben unter Hinweiſung auf
Art . 2234 ſchon bemerkt worden , allein die hier ausgeſprochene Ver⸗
muthung fällt weg , wenn für die Zwiſchenzeit vom Gegner erwieſen
wird , entweder ,

a) daß der Beſitzer ſelbſt den Beſitz in der Zwiſchenzeit aufgegeben
gehabt habe , indem er z. B . eine Dienſtbarkeit lange nicht mehr
ausgeübt hat , obwohl zu deren Ausübung Veranlaſſung vorhan⸗
den war . Oder

b) daß der Beſitz naturaliter oder civiliter auf die im Art . 2242

angegebene Weiſe unterbrochen worden iſt .
Es wird

8 2) ein öffentlicher Beſitz verlangt , d. h. die Beſitzhandlungen , welche
der Beſitzer zur Begründung ſeines Beſitzſtandes anführt , müſſen
von der Art ſeyn , daß derjenige , in deſſen Recht etwa durch Vor⸗

nahme dieſer Handlungen eingegriffen worden iſt , ſie bemerken konnte ,
und daß man daher aus ſeinem paſſiven Verhalten auf eine patien -

tia ſchlietzen darf .
Wenn z. B . mein Nachbar unter meinem Hauſe hin ſeinen Keller er⸗

weitert , ſo daß ich nicht gewahren kann , was er unter der Erde treibt , ſo
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kann ein ſolcher Beſitz keine Rechtswirkungen für Beſitzklagen und Verjäh —⸗
rung haben .

In dieſem Erforderniß des Beſitzes liegt der Grund , warum das

Geſetz bei den unſtändigen nnd verborgenen Dienſtbarkeiten eine Verjährung

nicht zuläßt . Es ſagt m. a. W. die Handlungen , die hier den Beſitz aus⸗

machen ſollen , ſind ihrer Natur nach nicht von der Art , daß ſie den Charak⸗
ter der Oeffentlichkeit an ſich tragen . Sie können die längſte Zeit hindurch un -

bemerkt vorgenommen worden ſeyn , wenn auch der Eigenthums Beſitzer in

Wahrung ſeiner Freiheit nicht nachläſſig war . Es ſoll daher der Beweis

ſolcher Handlungen nicht als Darſtellung eines öffentlichen Beſitzes gelten .
Ich kann z. B . lange über ein Grundſtück gegangen ſeyn , ehe es

dem Eigenthümer möglich war , etwas davon zu gewahren . Es wäre des⸗

halb Unrecht , einem ſolchen Beſitz eine Wirkung zuzuſchreiben , die dem Eigen⸗
thümer nachtheilig iſt .

Der Beſitz ſoll
3) ein ruhiger ſeyn , d. h. der Gegner darf den Beſitzer in der Vor⸗

nahme der Handlungen nicht geſtört haben . Die Störung iſt ein

minus der interruptio naturalis , denn hier wird der Beſitz ganz

aufgehoben , dort wird er nur beunruhiget . In dieſem Sinne ge —

braucht auch die I . un . D. utrubi . die Worte „ dum super hoe ad

adversario non inquietatur . “
Uebrigens kann der Beſitzer nicht angehalten werden , außer ſeinen

Beſitzhandlungen den Beweis zu führen , daß ſein Gegner niemals gegen ihn
mit Störungen aufgetreten ſey . Es gehört dieſes zum Gegenbeweis , wie

die wirkliche Unterbrechung .
Der Beſitz muß

Y ein unzweideutiger ſeyn .
Es müſſen nämlich die Handlungen , welche als Beſitzhandlungen aus⸗

gegeben werden , von der Art ſeyn , daß ſie eine Ausübung desjenigen Rechts ,

für deſſen Daſein ſie eine Vermuthung bilden ſollen , ausmachen , ſo daß man

aus ihrer Vornahme nach dem geſunden Menſchenverſtande auf eine beſtimmte
Art der Herrſchaft über die Sache ſchließen kann .

Wenn ich z. B . auf einen Platz ein Haus baue , ſo iſt dieſes wohl

eine Handlung , aus deren Vornahme man unzweideutig darauf ſchließen
kann , daß ich den Boden als mein Eigenthum behandle .

Wenn ich aber nur einige Balken oder Bretter hingelegt habe, ſo iſt

man zu dem gleichen Schluſſe nicht berechtiget .
Es iſt natürlich Sache des Klägers , ſolche Handlungen anzuführen ,

welche Natur ſind , und einen ſichern Schluß zulaſſen .

ndli
5 ) iſt ein aus Eigenthumstiteln fließender Beſitz d. h. eine passessio

justa nöthig , alſo ein Beſitz , der weder mit Gewalt , noch durch
heimliche Ergreifung angefangen hat .

Aber auch für die poss . justa ſtreitet die Vermuthung . Der Gegner

muß alſo den vitioſen Anfang des Beſitzes beweiſen . Es wird jedoch von

dem Augenblick an , wo die Gewalt beſeitiget iſt , der Beſitz zur Verjährung

tauglich . 2233 .

IV. Von dem Erwerb und Verluſt des Beſitzes .
Hier gilt im Weſentlichen daſſelbe wie nach röm . Rechte , jedoch hat

das franz. Recht folgende Eigenheiten :
I . Nach römiſchem Rechte iſt ſowohl zur Erwerbung des Eigenthums als

3
1
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auch zur Erwerbung des Beſitzes ſtets traditio und folgenweiſe faktiſche
Ergreifung des Beſitzes nothwendig .

Das röm . Recht läßt nur dann eine Ausnahme zu , wenn der Beſitzer
den juriſtiſchen Beſitz auf einen andern überträgt , und dabei ausdrücklich ver⸗
abredet wird , daß der Veräußerer die Detentio behalten und von jetzt an
alieno nomine beſitzen ſoll , z. B . es verkauft Jemand ſein Haus mit der

Bedingung , daß er von nun als Pächter darin wohnen bleibe . Man nennt

dieſes ein constitutum possessorium .
Nach franzöſiſchem Rechte iſt bei der Veräuſſerung einer species eine

traditio zur Erwerbung des Eigenthums gar nicht nothwendig , ſondern der

Erwerber wird durch den Vertrag allein ſchon Eigenthümer . Art . 1138 .

Wenn daher der bisherige Eigenthümer auch noch im Beſitze bleibt , ſo kann

er nach der Natur der Sache nicht mehr in eigenem Namen , ſondern nur

im Namen des Erwerbers beſitzen .
Aus dieſem Grunde muß man bei jedem ſolchen Vertrage , auch ohne

ausdrückliche Verabredung , nach franzöſiſchem Rechte annehmen , daß ein

constitutum possessorium vor ſich gegangen ſey , und daß daher der bis⸗

herige Beſitzer nur noch als Aufbewahrer beſitze , wenn nicht ein anderes

Rechtsverhaltniß verabredet wurde . Art . 1136 .

II . Wer ein klagbares Beſitzrecht behaupten will , muß cht nur im

Allgemeinen im Beſitze ſeyn , ſondern er muß ein Jahr lang den Be⸗

ſitz gehabt haben , ſey es ſelbſt oder durch Mandatare , oder durch
Rechtsvorfahren .

III . Verluſt des Beſitzes .
Was

1) den Eigenthumsbeſitz betrifft , ſo kann man dieſen ganz oder hell⸗
weiſe verlieren . Man verliert ihn

a) ganz , wenn ein anderer ſich in den Beſitz der Sache ſetzt , und

ſolche Handlungen ausübt , welche den Eigenthumsbeſitz charakteri⸗
ſiren . Man verliert ihn

b ) theilweiſe , wenn ein anderer zwar nicht ſolche Handlungen vor⸗

nimmt , welche einen Beſitz der Sache ſelbſt , dagegen aber doch

ſolche, welche ein dingliches Recht an der Sache ( die quasi Pos -
sessio juris ) ausmachen . Der Eigenthümer verliert dadurch die

Possessio libertatis .
2) Die quasi possessio juris verliert man wie nach röm . Rechte.

In allen Fällen iſt aber der Beſitz erſt dann verloren , wenn von
dem Verluſte an gerechnet ein Jahr abgelaufen iſt , ohne daß Klage erhoben
wurde , denn erſt durch Ablauf eines Jahres hat der Gegner einen Beſitz
erworben , der den bisherigen Beſitzer ausſchließt , weil nicht zwei Perſonen
zugleich eine Sache ausſchließlichbeſitzen, oder der Eine in der possessio
libertatis und der Andere in einer quasi possessio juris ſeyn kann .

V . Von den Beſitzklagen insbeſondere⸗
Die Beſitzklagen ſind ein Mittel , durch Anrufung der richterlichen

Hülfe den Beſitz zu konſerviren und zwar auf den alleinigen Grund

hin , weil man bisher beſeſſen hat . Sie unterſcheiden ſich alſo von den

dinglichen Klagen dadurch , daß bei den letzteren , obwohl ſie ebenfalls auf
die Conſervation oder Wiedererhaltung des Beſitzes einer Sache gehen kön⸗

nen , doch der Grund , aus welchem man das Begehren ſtellt , ein anderer

iſt . Die dingliche Klage ſtützt ſich auf das Daſein des Rechtes ſelbſt , di

4
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Beſitzklage ſtützt ſich aber blos darauf , daß der Beſitz , folglich die Vermuthung
für das Recht vorhanden ſey .

Dadurch daß das Geſetz dem bloſen Beſitzſtande Klagen einräumt ,
wird der Beſitz ein ſelbſtſtändiges Recht , ein jus possessionis , indem jeder
Zuſtand ein Recht iſt, den man mit Klagen erhalten kann .

Es kann alſo der Eine das Recht des Beſitzes an einer Sache , und

ein Anderer das wahre und eigentliche Recht ohne Beſitz haben . Für jenen
ſtreitet die Vermuthung , welche von den letzteren durch den Beweis ſeines
Rechts beſeitiget werden kann , indem er ein wahres und ſomit ſtärkexes
Recht hat , als das bloſe jus possessionis .

Das römiſche Recht unterſcheidet eine Menge einzelner Interdikte oder

Beſitzklagen und hat daneben noch eine actio publiciana , welche die pos -
sessio ad usucapionem gewährt .

Das franzöſiſche Recht iſt in dieſer Beziehung höchſt einfach . Es

unterſcheidet kaum die interdicta retinendae et recuperandae possessionis ,
je nachdem eine bloße Verhinderung in der Ausübung , oder eine förmliche
Aufhebung des Beſitzes vor ſich gegangen iſt . Der Unterſchied zeigt ſich nur

im Begehren des Beſitzklägers , und nach rein franzöſiſchem Recht auch
noch in der Wirkſamkeit der Klage gegen Dritte .

Zur nähern Erörterung ſind folgende Fragen zu beantworten :

A . Wer iſt zur Erhebung einer Beſitzklage legitimirt ?
Dieſe Frage beantwortet ſich im Allgemeinen dahin , daß nur der

Civilbeſitzer , nicht aber ein detentor ad causam legitimirt iſt .
Wer jedoch kraft eines dinglichen Rechts an einer Sache , insbeſon —

dere kraft einer perſönlichen Dienſtbarkeit eine Sache im Namen eines andern

beſitzt , kann die Beſitzklagen , die der wahre Beſitzer gegen dritte Störer hat ,
utiliter und im Namen deſſelben als procurator in rem suam erheben ,
weil er zugleich in der quasi possessio juris geſtört iſt . §. 745 . 746 . 749

der Proz . Ord . Art . 1428 . des C. e.

Es ſteht dieſe actio utilis ferner dem proviſoriſch in bona absentis

Eingewieſenen zu .
Die cit . Stellen der Proz . Ord . ſind nicht ſo zu deuten , als ſey da⸗

mit geſagt , dieſen Perſonen ſtehe eine Beſitzklage zum Schutze ihres Beſitzes
gegen den Eigenthümer ſelbſt zu . Dieſe Frage iſt nach anderen Regeln zu

beurtheilen , insbeſondere nach § 747 , ſonſt würde man zu dem Reſultate
kommen , daß der Immissus in bona absentis eine Beſitzklage gegen den

rückgekehrten Eigenthümer habe, in deſſen Namen er beſitzt .
B . Welches ſind die Erforderniſſe einer Beſitzklage ?
1) Im Allgemeinen .

a) Es find oben die Erforderniſſe des Beſitzes angegeben worden .

Es wurde ferner bereits bemerkt , daß der Beſitz ein Jahr lang
gedauert haben muß . Dieſe Eigenſchaften muß nun der Beſitz
haben , wenn er klagend verfolgt werden will . Damit iſt aber

nicht geſagt , daß der Beſitzkläger alle dieſe Eigenſchaften beweiſen
müſſe . Nur ſofern der Beſitzkläger nach den früher angegebenen
Regeln überhaupt beweispflichtig iſt , muß er auch die Eigenſchaf⸗
ten ſeines Beſitzes nachweiſen . Wo aber die Vermuthung für ihn

ſtreitet , iſt es Sache des Beklagten , das Gegentheil darzuthun ,
um die Beſitzklage zu zerſtören .

5 ) Eine Beſitzklage kann nur dann erhoben werden , wenn der Be⸗
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ſitz zerſtört , d. h. entweder ganz entzogen oder durch fremde Ein⸗

wirkung beunruhiget iſt .
Beides kann im Allgemeinen nicht durch Worte und Redensarten ,

ſondern nur durch Thathandlungen geſchehen , welche beurkunden , daß ein
Anderer ein Recht an die Sache anſpricht ( trouble de fait ) . Es leidet je⸗
doch dieſe Regel folgende Ausnahme :

G. Diejenigen , welche eine Sache in fremdem Namen beſitzen , kön⸗

nen nach Art . 2238 dadurch Beſitzer in eigenem Namen werden ,
daß ſie dem Recht des Eigenthümers Widerſpruch entgegenſetzen ,
ſey es durch Thathandlungen oder durch eine urkundliche Erklä⸗

rung , daß man das Recht des bisherigen Civilbeſitzers nicht mehr
anerkenne .

Iſt ein ſolcher Widerſpruch erfolgt , ſo beginnt der bisherige Detentor
civiliter zu beſitzen und ſein Beſitz wird zur Verjährung tauglich . Es
wäre nun höchſt ungerecht , wenn der bisherige Beſitzer ſich nicht durch eine

Klage in ſeinem Civilbeſitze erhalten könnte, ſondern petitoriſch klagen müßte .
g. Man verliert ferner die quasi possessio juris eines Rechts zu⸗

weilen durch bloße Unterlaſſung oder durch Widerſpruch , z. B .

wenn die dem dinglichen Recht entſprechende Verbindlichkeit in

einer jährlichen Leiſtung beſteht .
Wenn der Beklagte nun plötzlich die Verbindlichkeit zu liefern , wider⸗

ſpricht , alſo die quasi possessio nur durch Widerſpruch ſtört , ſo muß auch
hier eine Beſitzklage eingeräumt ſeyn , obwohl kein trouble de fait ſtattge⸗
funden hat .

Unſere Proz . Ord . ſcheint zwar an dieſen Fall in § 750 Abſch. 2

nicht ſpeziell gedacht zu haben , allein man muß dem ohngeachtet das Geſetz
aus dem Landrecht in dem angegebenen Sinne ergänzen , indem dieſes die
mutatio cause possessionis für eine Eigenmacht erklärt und ſolche in bei⸗
den Fällen vorliegt , im letzten deshalb , weil der bisher belaſtete Beſitz in

einen unbelaſteten verwandelt werden ſoll . 544 e.

c) Es kann ein Dritter thätlich in meinen Beſitz eiugreifen , ohne
die Abſicht zu haben , irgend eine Rechtsanſprache darauf zu grün⸗
den , ſondern es geſchieht nur aus Muthwillen oder Bosheit , um
mir einen Schaden zuzufügen oder ſich einen augenblicklichen Vor⸗

theil zu verſchaffen , z. B . es läuft Jemand über einen ange⸗
pflanzten Acker , ſtiehlt mir Früchte von demſelben u. dgl .

Hier kann ich zwar auf Entſchädigung klagen , aber eine Beſitzklage
iſt nicht an ihrem Orte . Die Art . 1725 und 1726 unterſcheiden offenbar
zwiſchen eigentlichen Beſitzſtörungen , die mit einer Anſprache , mit einem ani⸗

mus rem sibi habendi verbunden ſind , und zwiſchen Thätlichkeiten der

angegebenen Art . Während bei den erſteren der Civilbeſitzer klagend
auftreten muß , der Pächter aber nicht ad causam legitimirt iſt , geſtattet
der Art . 1725 bei bloßen Thätlichkeiten dem Pächter die Klage , was hin⸗
ſichtlich der legitimatio ad causam activa höchſt inkonſequent wäre , wenn

man eine Beſitzſtörung darin ſehen wollte .
2 ) Im Beſondern . 1125 3
Da nur öffentliche Handlungen einen Beſitz begründen , und das

Geſetz durch Art . 691 die Wirkungen eines Beſitzſtandes bei gewiſſen Ser⸗
vituten darum nicht anerkennt , weil die Handlungen ,die ihre Ausübung
ausmachen , des Charakters der Oeffentlichkeit ſchon ihrer Natut nach eulheh
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ren , ſo ſollte konſequenterweiſe hier auch keine Beſitzklage ſtatt finden ,
ſondern nur die actio conſessoria .

Es hat aber der § 747 hier ebenfalls Beſitzklagen unter der Be⸗

dingung zugelaſſen , daß mit der Beſitzklage zugleich ein justus titulus

nachgewieſen wird , was ganz der Natur und dem Charakter des Beſitzpro⸗

zeſſes widerſtreitet , da in dieſem Prozeſſe in keiner Weiſe auf das Recht ,

ſondern nur auf den Beſitz als Vermuthung für das Recht geſehen werden ſoll .
C . Wer iſt als Beklagter zu belangen ?

Nach dem Geiſt des franz . Rechts kann

1) bei bloßen Störungen ohne förmliche Aufhebung des Beſitzes natür⸗

lich nur der Störer belangt werden , oder diejenigen , die in ſeinem
Namen oder Intereſſe die Störung vorgenommen haben , ſey es ,
daß der eigentliche Störer Auftrag gegeben hat oder ſich dadurch ,

daß er die Störung hintendrein billiget , wenn ſie für ihn geſchah ,
nach dem Grundſatz , „ ratihabitio mandato comparatur “ der Stö⸗

rung theilhaftig macht .
Iſt dagegen

2) der Beſitz förmlich aufgehoben , folglich der bisherige Beſitzer gänz⸗
lich entſetzt und ein anderer im Beſitze der Sache ſelbſt , ſo kann ich
nach franz . Rechte innerhalb eines Jahres gegen jeden poſſeſſoriſch
auftreten , der ſich im Beſitze befindet , und nicht blos gegen denje⸗

nigen , der die Entſetzung vorgenommen hat .
Dieſe Ausdehnung der Beſitzklagen erſetzt die aetio publiciana des

röm . , und das remedium spolii des kan . Rechts . ( Vergl . jedoch Troplong
de la vente Nr . 255 und de la prescription Nr . 250 und Nr . 233 . )

Aber in Baden hat man auch hier durch den § 752 die Beſitzklage
auf den Störer oder deſſen allgemeine Rechtsnachfolger beſchränkt , wäh⸗

rend noch im Art . 544 e. Abſch . 2 nicht zwiſchen allgemeinen und beſondern

Rechtsfolgern unterſchieden wurde .

Wenn mich alſo Jemand aus meinem Hauſe vertreibt , und den ſelbſt
eingenommenen Beſitz einem Dritten überläßt , ſo kann ich keine Beſitzklage
mehr anſtellen , oder doch wenigſtens außer dem Schadenerſatz nichts damit

erzielen . Dies war nun freilich auch nach dem römiſchen Recht ſo , allein

hier war noch eine actio publiciana ſtatthaft .
D. Vertheidigung des Beklagten .

Sobald der Beſitzkläger dasjenige dargethan hat , was er nach dem

Obigen darthun muß , iſt die Reihe an dem Beklagten , die Mängel des klä⸗

geriſchen Beſitzes hervorzuheben und zu beweiſen . Einreden , die den Rechts⸗
ſtand betreffen , werden nur angenommen , wenn ſie in continenti liquid
gemacht werden , oder die Beſitzklage nach § 747 erhoben iſt . § 754 der

Proz . Ord .

Nach dem Bisherigen iſt nun die Erläuterung des Art . 544 e. des

bad . Landrechts nicht ſchwierig .
Es will ſo viel ſagen :

1 ) Der Civilbeſitzer einer Sache hat vor Gericht die Vermuthung für

ſich , daß er Eigenthümer ſei , und muß alſo auch in ſo lange wie

f6 behandelt werden , als nicht der Gegenbeweis ge⸗

ührt iſt .

2) Dieſes kann nur auf folgende Weiſe geſchehen :
a) Dadurch , daß man beweist , ber Gegner beſitze gar nicht civiliter ,

ſodern in fremdem Namen , alſo insbeſondere dadurch , daß man



ein Vertragsverhältniß nachweißt , kraft deſſen der Gegner in frem⸗
dem Namen beſitzt.

b) Dadurch , daß man ein beſſeres Beſitzrecht nachweist . Ein beſſeres

Beſitzrecht hat derjenige , welcher ein Jahr lang beſeſſen hat , wäh⸗
rend der Gegner noch kein Jahr im Beſitze iſt , auch nicht nach⸗
weiſen kann , daß er den Beſitz von dem vorausgegangenen Be⸗

ſitzer auf gerechte Weiſe erworben hat , ſondern durch Eigenmacht
in den Beſitz gekommen iſt .

e) Dadurch , daß ich eine dingliche Klage erhebe , aus welcher folgt ,
daß der Beklagte mein Recht anerkennen muß . ( Vergl . die Lehre

von der rei vindicatio . )
V . Von der Verjährung .

Hierüber iſt einſtweilen nur im Allgemeinen Folgendes zu bemerken :

1) Bei allen dinglichen Rechten — Eigenthum und Dienſtbarkeiten —

die unſtändigen und verborgenen jedoch ausgenommen , führt der⸗

jenige Beſitz , welcher eine Beſitzklage begründet , in 30 Jahren zur

erwerbenden Verjährung . 690 . 2262 .

Es wird alſo hier die aus dem Beſitz entſpringende Vermuthung zur

Preesumtio juris et de jure erhoben .
2) Außerdem kennt aber der C. c. hinſichtlich des Eigenthums noch

eine kürzere Art der erwerbenden Verjährung , ſofern nämlich justus
titulus und bona lides auf Seiten des Beſitzers nachgewieſen wer⸗

den , was bei der 30jährigen Erſitzung nicht nothwendig iſt . Art . 2265 .





III . Buch . Titel 16 —19 .

Pfandrecht .

§ 1 . Einleitung .

Der Gläubiger kann ſeinen Schuldner , im Falle dieſer nicht
freiwillig bezahlt , gerichtlich belangen und nach erwirktem rechtskräf⸗
tigen Urtheil

1) die Güter deſſelben auspfänden laſſen . Er kann,
2 ) in den durch Art . 2059 ff. bezeichneten Fällen — aber auch

nur in dieſen Fällen , darauf antragen , daß der Schuldner perſön⸗
lich verhaftet werde , bis die Zahlung erfolgt iſt . Dieſer Zwangs⸗
oder Exekutionsarreſt iſtnicht zu verwechſeln mit demjenigen perſön⸗
lichen Arreſt , welcher auf den Grund des Prozeßrechts zur Sicher —
heit des Gläubigers in gewiſſen Fällen begehrt werden darf .

§ 680 Proz . Ord . ( Doch ſcheint man im Art . 2060 a. Abſatz
11 . beide Arreſte miteinander verwechſelt zu haben . )

Das Recht der Auspfändung erſtreckt ſich auf alle Güter des

Schuldners , ſoweit ſie veräußerlich ſind , und ſoweit ſie nicht
zur Competenz gehören , Art . 2217 b. e. § 851 . 938 . 1015 .
1022 der Proz . Ord. , die einzelnen Gegenſtände oder Rechte mögen
ſich ſchon zur Zeit der Entſtehung der Forderung im Beſitze des

Schuldners befunden haben , oder erſt ſpäter erworben worden ſein ,
Art . 2092 . Wegen dieſes Rechts auf die pignoris capio , welches
jeder Gläubiger kraft ſeines Forderungstitels und ohne
weitere Bedingungen genießt , bezeichnet der Art . 2093 . das Ver⸗

mögen des Schuldners als das gemeinſame Unterpfand ſeiner
Gläubiger , und Brauer nennt es nicht unpaſſend das natür⸗

liche Pfandrecht derſelben .

Dieſes Recht iſt aber nicht genügend , die Gläubiger für alle

Fälle ſicher zu ſtellen . Mag auch der Schuldner bei der Entſtehung
der Forderung hinlängliche Mittel zur Zahlung beſitzen , ſo kann

kr doch 1 5 5*
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1) durch Eingehung weiterer Verbindlichkeiten ſein Vermö⸗

gen mit Schulden überladen , wo alsdann durch die Conkurrenz

mehrerer Gläubiger mit dem gleichen natürlichen Pfandrecht die

gänzliche Befriedigung jedes Einzelnen unmöglich wird , Art . 2093 .

Der Schuldner iſt

2) durch dieſes Pfändungsrecht nicht gehindert , über ſein Ver⸗

mögen zu diſponiren — es zu veräußern und bei der Veräußerung

einzelner Vermögenstheile giebt das Pfändungsrecht der Gläubiger
nicht auch die Befugniß , dem neuen Beſitzer wegen der Schulden
des vorigen die erworbene Sache hinwegnehmen zu laſſen .

Nur wenn das geſammte Vermögen oder ein ideeller Theil
deſſelben auf andere Perſonen übertragen wird , muß man , und zwar

namentlich auch wegen des Art . 2093 behaupten , daß der Erweber

von den Creditoren auf Bezahlung belangt werden kann . Vorträge
S . 132 . Zwar giebt der Art . 1167 den Creditoren das Recht ,

nachtheilige und fraudulöſe Veräußerungen anzufechten ; doch iſt

dieſes Schutzmittel nicht wirkſam genug für die Gewißheit der

Befriedigung und es haben deßhalb die Geſetze den einzelnen Gläubi —⸗

gern erfolgreichere Mittel an die Hand gegeben , nemlich die Mög —

lichkeit der Erlangung von Pfand - und Vorzugsrechten . Kraft

derſelben erwerben einzelne Creditoren

1) das Recht , vor anderen Creditoren aus dem ganzen Ver⸗

mögen , oder doch aus einzelnen Theilen deſſelben ihre Befriedigung

zu begehren ( droit de préférence ) . Sie erlangen dadurch

2) in Anſehung liegender Güter das weitere Recht , auch

gegen jeden Erwerber deſſetben die Zahlung oder die Wiederabtre —

tung des Gutes zu verlangen ( droit de suite ) . Dieſe Vorrechte

nennt Brauer das bürgerliche Pfandrecht .

Damit jedoch dieſe Rechte , welche die Sicherheit des Verkehrs
und damit dieſen ſelbſt befördern ſollen , auf der anderen Seite nicht

den entgegengeſetzten Erfolg hervorbringen , indem dritte Perſonen

durch die Unkenntniß beſtehender Vorrechte getäuſcht werden können, iſt

a) in Anſehung von Mobilien ein droit de suite um ſo weniger
zugelaſſen worden , als dieſe ohnedies nicht vindizirt werden

können Art . 2279 . Hier kann der Gläubiger ſich nur durch

eigene Beſitznahme des Pfandes , oder durch Hinterlegung
deſſelben ( Fauſtpfand ) gegen Veräußerung und gegen den Zu⸗
griff anderer Creditoren ſchützen. Es iſt
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b) das Syſtem der Publizität und der Spezialität der Vorrechte
auf Liegenſchaften im Geſetzbuche angenommen — wenn auch
nicht ſtrenge , und ohne Ausnahmen durchgeführt worden . Kraft
dieſes Syſtems haben Vorrechte auf Liegenſchaften in der Regel
nur dann ein droit de préférence und ein droit de suite ,
wenn und ſoweit ſie in beſtimmte öffentliche Bücher eingetragen
ſind , und dadurch zur Kenntniß der Intereſſenten gelangen können .

Die Formalität des Eintrages iſt übrigens nicht für die recht⸗
liche Entſtehung , ſondern nur für die Realiſirung der Wirk⸗

ſamkeit eines erworbenen Pfandrechts gegen dritte Perſonen
nothwendig . Kraft der Spezialität muß die Summe , wofür
Güter verpfändet werden , ſo wie bei vertragsmäßigen Unter⸗

pfändern das Object , welches verpfändet werden ſoll , genau

angegeben ſein .

Obwohl ſich das Pfandrecht des C. e. in ſehr vielen Beziehun⸗
gen weſentlich von dem des gemeinen Rechts unterſcheidet , und zwar

namentlich durch das eben erwähnte Syſtem der Oeffentlichkeit und

Spezialität , ſo ſind doch viele Grundſätze , die aus dem inneren

Weſen des Pfandrechts z. B . aus ſeiner acceſſoriſchen und üntheilbaren
Natur fließen , die nemlichen geblieben , ſo, daß in dieſer Beziehung
Manches und insbeſondere die allgemeinſten Regeln als bekannt oder

doch als leicht verſtändlich durch Vergleichung des gemeinen Rechts
vorausgeſetzt werden können .

Der Titel 17 handelt zunächſt von denjenigen beſonderen Rechten
auf Befriedigung , die durch Aushändigung eines Vermögenstheils an

den Gläubiger oder an einen Dritten zu dieſem Zweck erworben werden

( Einſatzpfandvertrag , nantissement ) . Der 18 . Titel handelt von dem

eigentlichen Pfandrecht , von den Vorzugsrechten und Unterpfändern .
An den Beſtimmungen des franz . Rechts iſt durch das badiſche

Manches — wohl nicht ſelten aus Mißverſtändniß —geändert und

verwirrt gemacht worden , wie ſich in der Folge ergeben wird . Fer⸗
ner iſt es auch in dieſer Lehre gar häufig ſehr fühlbar , daß das

Zivilrecht mit dem Prozeßrecht im innigſten Zuſammenhange ſteht ,
und daß daher viele Beſtimmungen lückenhaft und unanwendbar

bleiben mußten , weil es an den entſprechenden Verfügungen in un⸗

ſerem Prozeſſe fehlt , oder die im C . e. enthaltenen Sätze nicht zu

unſerem Verfahren paſſen .

Ueber das badiſche Pfandrecht ſind hauptſächlich zu vergleichen
Bekk diegliche Rechte , Karlsruhe 1831 , Stempf das Gantrecht , Frei⸗

1 *
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burg 1844 . Doch kann man die in dieſen Schriften entwickelten

Anſichten nicht überall billigen .

XVII . Titel .

§ 2 . Von dem Einſatzpfandvertrag (nantissement).

Das Weſen dieſes Vertrags beſteht darin , daß der Schuldner ,

oder auch ein Dritter für den Schuldner , dem Gläubiger vesp . einem

Dritten den Beſitz einer Sache zur Sicherheit für ſeine Forderung

einräumt Art . 2071 . 2077 . Je nachdem die Sache eine bewegliche

oder unbewegliche iſt , fällt der Vertrag im erſteren Falle unter den

Begriff eines Fauſtpfandes ( gage ) und im zweiten Falle unter den

eines Nutzpfandes ( antichrese ) . Beide Verträge ſind Realverträge ,

indem ſie nur durch die traditio wirkſam werden , und ſie gewähren

kein dingliches Recht gegen dritte Beſitzer ( droit de suite ) .

855 . I . Von dem Fauſtpfand .

I . Erforderniſſe :
A. in materieller Beziehung :

1) eine bewegliche Sache , ſei es nun eine körperliche oder un⸗

körperliche ( Schuldforderung ) 2072 . 2075 . Da bei körperlichen
Sachen der Beſitz als Eigenthum gilt , und der wahre Eigenthümer
keine Klage gegen denjenigen Dritten hat , dem die Sache von

ſeinem Mitcontrahenten überliefert wurde , ſo folgt hieraus

nothwendig , daß auch die Verpfändung einer fremden beweglichen

Sache , ſo bald ſie zu dieſem Zwecke übergeben iſt , gegen den

wahren Eigenthümer eben ſo wirkſam ſein muß , als ' es eine

Veräußerung geweſen wäre . Der Zuſatz 2077 a , welcher dieſe
Folgerung aus Art . 2279 mißkennend , etwas anderes feſt⸗

ſetzen wollte , Brauer IV . S . 91. , ſanctionirt ſeinen Worten

nach dieſen Grundſatz .

Yuebergabe der Sache an den Gläubiger oder einen

Dritten , ſofern nicht der eine oder der andere die Sache

ohnedies ſchon beſitzt , in welchem Falle nur der Beſitztitel ver⸗

ändert wird , wie bei einem constitutum possessorium . 2075 .

Bei Schuldforderungen iſt die Uebergabe der Schuldurkunde

und die Signifikation an den Schuldner nöthig , Letzteres jedoch nicht .
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bei Urkunden , die auf jeden Inhaber lauten . Bei dieſen genügt

die Uebergabe der Urkunde . Regbl . 1837 . Nro . 19 . S . 129 .

B. Formelle Erforderniſſe zur Wahrung des Vor —

rechts gegen dritte Perſonen (nicht zur Gültigkeit der Pfand⸗

beſtellung zwiſchen Gläubiger und Schuldner ) . Sofern der verpfändete

Gegenſtand 75 fl. werth iſt ( nach dem Urtert : ſofern er 75 fl. über⸗

ſtei gt ) iſt nöthig :
1) Errichtung einer öffentlichen Urkunde oder Eintrag der Privat⸗

urkunde in öffentliche Bücher Art . 2074 und Regbl . von 1826

nro . X, welche Urkunde

2) die ſchuldige Summe , und

3 ) die genaue Bezeichnung des Pfandobjekts enthalten muß. Für

den Beweis der Pfandbeſtellung zwiſchen Gläubiger und

Schuldner gelten die allgemeinen Grundſätze insbeſondere

Art . 1341 .

II . Wirkungen des Vertrages .
A. Rechte des Pfandgläubigers .

1) Recht auf gerichtlichen Verkauf im Fall der Nichtzah⸗

lung der Forderung , wofür das Pfand beſtellt wurde — Verbot

aller ändernden Gedinge , insbeſondere der lex commissoria . 2078 .

2 ) Recht auf vorzügliche Befriedigung vor anderen Kreditoren

Art . 2102 . Abſ . 2 .

3) Retentionsrecht wegen anderweiter Forderungen . Der Ur⸗

text giebt dieſes blos in Anſehung ſolcher Forderungen , welche

a ) nach der Pfandbeſtellung entſtanden , und

b) vor der Bezahlung der eigentlichen Pfandſchuld fällig geworden

ſind , während das Landrecht ( 2083 ) wie die J. vn . C. etiam

ob chirogr . pec . 8. 27 . in den Worten : „ at si in possessione
fueris constitutus : nisi ca quoque pecunia tibi aà debitore

reddatur vel offeratur quæ sine pignore debetur , eam

restituere propter exceptionem doli mali non cogeris “ die

Bedingung a. nicht kennt .

J ) Recht auf Vergütung der impensee necessariæ et utiles

2080 , und des durch fehlerhafte erlittenen
dens . 1721 . Abſ . 2.

B . Pflichten des Pfandgläubigers ſind :

1) Bewahrung der Sache als guter Hausvater 2080 . Wegen

Mißbrauch vergl . Art . 2082 .

2) Abrechnung der Erträgniſſe an der Forderung , Art . 2081 .



3 ) Herausgabe der Sache nach Erlöſchung der Schuld .

C. Rechte und Pflichten des Schuldners Art . 2079 . 2071 a.

Anmerkungen .

1) Wenn das Pfandobject dem Pfandgläubiger wider ſeinen

Willen aus dem Beſitze kömmt, ſo hat er gegen den Pfandſchuldner
die Vertragsklage , gegen dritte Perſonen aber utiliter ( Art . 1166 )
die rei vindicatio . 2279 .

2) Das obenerwähnte Retentionsrecht unterſcheidet ſich , wie

das Retentionrecht überhaupt , ſehr weſentlich von dem Fauſtpfands⸗
srechte ſelbſt und zwar insbeſondere dadurch , daß es kein Vorzugs⸗
recht vor anderen Gläubigern gewährt .

3) Ueber die Untheilbarkeit vergleiche Art . 2083 und unten .

§ 4 . II . Nutzpfandvertrag .

Dieſer Vertrag beſteht darin , daß man eine unbewegliche Sache

wegen einer eigenen Schuld oder wegen der Schuld eines Dritten

dem Gläubiger zum Genuſſe überläßt , damit er den Ertrag zunächſt
an den Zinſen und ſodann an dem Kapital ſelbſt in Abrechnung

bringe . Dieſer Vertrag kann gegen dritte Perſonen immer nur

durch Urkunden bewieſen werden . Vorträge S . 209 . Art . 2085 .

Es kann mit einem Unterpfandsrecht auf die Sache ſelbſt ver —

bunden werden ( Art . 2091 a. ) und man kann ſtatt der wechſelſei⸗

tigen Abrechnung bedingen , daß der Ertrag mit den Zinſen der

Schuld konpenſirt ſein ſoll , Art . 2089 , jedoch muß dieſes Geding

wenigſtens in ſo weit als unerlaubt betrachtet werden , als es die

Beſtimmungen über den erlaubten Zinsfuß überſteigt Art . 1907 a . ff .

Dieſes Nutzungsrecht iſt ein perſönliches Recht und wirkt nach

Brauer IV . S . 711 nicht gegen die Gläubiger , welche früher oder

ſpäter ein Vorzugs⸗ oder Unterpfandsrecht auf die Liegenſchaft

erlangt haben d. h. der Nutzpfandgläubiger ſoll nicht verlangen

dürfen , daß dieſe Gläubiger ſich nur an das Grundeigenthum hal⸗

ten , und ihm den Genuß überlaſſen , bis er bezahlt iſt .

Zachariä II . S : 549 behauptet übrigens , daß der Nutzpfand⸗

gläubiger ſein Recht , wie der Miethsmann , gegen einen ſpätern

Erwerber der Liegenſchaft behaupten könne . Wenn dieſes richtig

iſt , ſo iſt nicht wohl einzuſehen , warum ihm Zachariä dieſes Recht

gegen einen ſpäteren Unterpfandsgläubiger abſprechen will und mit

beſſerem Rechte behauptet Boileux commentaire ad Art . 2091 , daß

ein gehörig beurkundetes Nutzpfand den ſpäteren Unterpfands⸗
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gläubiger in ſo weit vorgehe , als dieſe nur durch Veräußerung des

Grundeigenthums ſich befriedigen dürfen . Vergleiche im Uebrigen
die Art . 2085 —2091 .

XVIII . Titel .

Von den Vorzugs⸗ und Unterpfandsrechten .

§ 5 . Begriff und Unterſchied .

Den gemeinen oder Handſchriftsgläubigern ſtehen bei dem Zu⸗

griff auf das Vermögen des Schuldners die Vorzugs - ( privilegirten )
und die Unterpfands - ( Hypothekar ) Gläubiger gegenüber . Das

Weſen des Vorzugsrechtes beſteht darin , daß

1) das Geſetz ſelbſt einer beſtimmten Forderung und zwar

2) wegen ihres Entſtehungsgrundes ein Vorrecht auf

Befriedigung verleiht . Art . 2093 . Nur auf das durch den Fauſt⸗

pfandvertrag entſtehende Vorzugsrecht iſt dieſe Definition nicht paſſend .

Das Unterpfandsrecht iſt ein auf einer unbeweglichen Sache *

( 2118 ) haftendes dingliches oder — beſſer geſagt — ſachartiges

Recht , kraft deſſen die unbewegliche Sache dem Gläubiger gleichſam
als deſſen Schuldner zur Zahlungverpflichtet iſt . Art . 2114 vergl .

mit Vangerow Pandekten I . S . 734 .

Die Unterſchiede zwiſchen einem Vorzugs - und Unterpfands⸗

rechte ſind folgende :

1) Das Vorzugsrecht entſteht , das Fauſtpfand ausgenommen ,

nur durch das Geſetz , niemals durch Vertrag , während das Unter⸗

pfandsrecht durch Geſetz , richterliches Urtheil (d. h. als geſetz—

liche Wirkung eines Urtheils ) und durch Vertrag entſtehen kann .

2) Das Unterpfandsrecht hat nur Liegenſchaften , bald einzelne ,

bald alle Liegenſchaften des Schuldners zum Gegenſtand und gewährt

ſtets ein droit de suite , ſofern es gewahrt iſt . Das Vorzugsrecht
dagegen hat bald das ganze bewegliche und unbewegliche Vermögen

zugleich, bald

a) nur einzelne Fahrniſſe , oder

b) nur einzelne Liegenſchaften zum Gegenſtand ; aber nicht alle

Liegenſchaften oder alle Fahrniſſe , vergl . jedoch Art . 2098a. Abſ . II .

Es hat , ſoweit es Fahrniſſe berührt , kein droit de suite d. h.

keine ſachartige Natur , ſondern gewährt nur ein droit de préférence -



3) Die Vorzugsrechte bedürfen , ſoweit ſie

a) auf das geſammte Vermögen , oder

5b) auf Fahrniſſe gegeben ſind , keines Eintrags , um den Vor⸗

rang vor anderen Kreditoren zu genießen . Dagegen iſt
bei Vorzugsrechten auf Liegenſchaften und ebenſo bei Un⸗

terpfandsrechten der Eintrag wenigſtens als Regel vor —

geſchrieben , um dieſen Rechten den Vorrang vor den

Handſchriftsgläubigern , und ihnen eine ſachartige Natur ,
droit de suite , zu verleihen .

J der Eintrag unterlaſſen , oder nicht gehörig geſchehen, ſo
fällt nach dem franz . Recht beides weg , und der Kreditor ſteht un⸗

geachtet des ihm zukommenden aber nicht gewahrten Pfandrechts
den Handſchriftsgläubigern gleich.

In Baden iſt aber für ſolche Gläubiger , deren Pfandrechte
nicht gewahrt ſind , unglücklicher Weiſe eine beſondere Rangordnung
IV . Klaſſe ) im Ganturtheil geſchaffen worden , Art . 2218 a . ,in
welcher ſie den Chirographargläubigern dennoch vorgehen .

4 Bei einer Colliſion mehrerer Vorzugsrechte auf den⸗

ſelben Gegenſtand entſcheidet über den Vorrang die Eigenſchaft
der Forderung , nicht die Zeit der Entſtehung oder des Eintra —

ges — privilegia non æstimantur ex tempore , sed ex causa -
Bei Unterpfandsrechten aber kommt es , ſoweit ſie eines Eintrages
bedürfen und nicht ausnahmsweiſe auch ohneEintrag wirken , 2135,
auf den Tag des Eintrags im Pfandbuche an , qui potior tempore ,

potior jure . 2134 .
5) Bei einer Colliſion zwiſchen Vorzugsrechten auf der einen

und zwiſchen Unterpfandsrechten auf der anderen Seite iſt es

à) ſowohl nach bad . als nach franz . Rechte auſſer Zweifel , daß
die Vorzugsrechte , welche das geſammte Vermögen umfaſſen ,

2104 , den Unterpfandsrechten ohne Rückſicht auf Alter und Ein⸗

trag vorgehen . Das gleiche gilt
b) nach franz . Recht zwiſchen Vorzugs - und Unterpfandsrechten ,

welche auf dieſelbe Liegenſchaft gehen, 2095 . Das Vorzugsrecht

geht auch hier dem , wenn gleich früher eingetragenen Unter —

pfand vor . Es liegt darin nicht nur keine Unbilligkeit , ſon —

dern gerade das Gegentheil . Wenn z. B . A. das Geld her —

geliehen hat , um eine Liegenſchaft zu verbeſſern , welche dem

B. verpfändet iſt , ſo iſt es gewiß nicht unbillig , daß der
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Mehrwerth , den jene Liegenſchaft erhalten hat , zunächſt zur

Zahlung des A. verwendet werde nam Kquum est neminem

damno alterius locupletiorem fieri . Der B . würde ſonſt

offenbar auf Koſten des A. eine beſſere Befriedigung erlangen ,
als er ohne die Verwendung durch das Geld des &. erhalten
hätte . Der Art . 2106 ſteht nicht entgegen . Er will nur ſa⸗

gen , daß zur Wirkſamkeit des Vorzugsrechts überhaupt der

Eintrag nöthig ſei , nicht aber , daß der Tag des Eintrags über

das Verhältniß dieſer Wirkſamkeit gegenüber von anderen Vor⸗

rechten entſcheide .
Boileux commentaire ad Art . 2106 .

In Baden hat nun aber Brauer nach ſeinen Erläuterungen
IV . S . 120 den Art . 2095 dahin aufgefaßt : ein Vorzugsrecht ſei

jene Eigenſchaft einer Forderung , wodurch das Geſetz bewogen ward ,
ein natürliches Pfandrecht in ein bürgerliches nicht nur umzuwan⸗

deln , ſondern es auch anderen älteren , mit bürgerlichem Pfandrecht
verſehenen , wenn nur nicht früher zum Pfandbuch einge⸗

tragenen , Pfandgläubigern ,in gewiſſen Vermögensſtücken vor⸗

zuſetzen . Der in den unterſtrichenen Worten ausgeſprochene Beiſatz

enthält einen Irrthum und eine dem franz . Recht fremde Beſchrän⸗
kung ; allein eben dieſer Irrthum iſt in den ohnedies ſehr verun —

glückten Art . 2218 a. insbeſondere in den Abſatz 3 deſſelben über⸗

gegangen , ſo, daß nicht, wie Brauer glaubte , Uebereinſtimmung mit

den früheren Verfügungen , ſondern ein Widerſpruch mit denſelben

durch jenen Abſatz 3 hervorgerufen wurde .

Die Praxis richtet ſich nun nach Art . 2218 a . Abſatz 3 ohne
ſich viel Mühe zu geben , den Widerſpruch zu beſeitigen . Um den⸗

ſelben möglichſt unſchädlich zu machen und mit der Billigkeit zu

vereinigen waß man von folgendem Grundſatze ausgehen .
So oft das Vormögen des Schuldners dadurch vermehrt wird ,

daß er eine neue Liegenſchaft erwirbt , oder eine bereits erworbene

einen größeren Werth erlangt , ſo haben nach Art . 2104 diejenigen 7

Perſonen , auf deren Koſten die Erwerbung ꝛc. geſchah, ein Vorzugs⸗
recht auf das vom Schuldner Erworbene und beziehungsweiſe auf
den Mehrwerth der Liegenſchaft . Dieſes Vorzugsrecht geht eo ipso
mit der Vermehrung des ſchuldneriſchen Vermögens in dieſes über

und eben deßhalb iſt es juriſtiſch unmöglich, daß ältere Unterpfands⸗
rechte das neu Hinzugekommene früher umfaſſen können , als es

890
5 1
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von dem Vorzugsrecht umfaßt wird , denn dieſes trifft mit dem Mo⸗

mente der Erwerbung zuſammen . Sollte auch der Eintrag des

Vorzugsrechtes nicht mit der Erwerbung zuſammenfallen , ſo kommt

es doch nur darauf an , ob der Eintrag in den geſetzlich vorgeſchrie —
benen Friſten geſchah Art 2106ü ff. Wird dieſe Friſt beobachtet , ſo

hat der Eintrag für die Bewahrung rückwirkende Kraft . Wird

dagegen die Friſt verſäumt , ſo kann zwar noch immer ein Eintrag
geſchehen , allein dieſer Eintrag hat nun nach Art . 2113 keine rück⸗

wirkende Kraft mehr , ſondern es gilt das Vorzugsrecht nur noch
als ein Unterpfandsrecht d. h. es wirkt nur von dem Tage des

Eintrages .
Gewöhnlich wird nun aber in der Praris dem Eintrag die

rückwirkende Kraft in allen Fällen abgeſprochen , und dem Vorzugs —
recht nur dann den Vorrang von den ältern Pfandrechten geſtattet ,
wenn der Eintrag mit der Erwerbung zuſammenfällt .

Vergl . Bekk dingliche Rechte § 76 .

Da jedoch der eine Artikel des Landrechts die 7 Geſezes⸗
kraft hat , wie der andere , ſo muß man den Widerſpruch nach den

allgemeinen Grundſätzen der Interpretation moͤglichſt zu heben ſuchen.

§ 6 . I. Von den Vorzugsrechten insbeſondere .
Etes Kapitel . )

Von den Vorzugsrechten handelt das 2te Kapitel und beſtimmt :
1) welchen Forderungen und worauf ihnen ein Whe

gebühre Art . 2098 a. — 2106 .

2) was geſchehen müſſe , um den ipso jure gegebenen Vor⸗

zugsrechten , ſo weit ſie auf Liegenſchaften gehen , das droit de

préférence und droit de suite zu bewahren , denn ſoweit ſie Fahr —
niſſe berühren iſt der Eintrag unnöthig 2107 .

Was nun die erſtere Frage betrifft , ſo kann die Erörterung
derſelben am ſchicklichſten mit der Darſtellung der Rangordnung der

Vorzugsrechte verbunden und einſtweilen auf die Art. ſelbſt verwie⸗
ſen werden .

Anlangend die Bewahrung , ſo gelten darüber theils ſolche
Regeln , welche den Vorzugsrechten mit den Unterpfandsrechten ge⸗

meinſam ſind , theils haben erſtere beſondere Vorſchriften. Es iſt
daher zweckmäßiger die Grundſätze über die Bewahrung der Vor —⸗

zugsrechte mit denen über die Bewahrung der Unterpfandsrechte
zuſammenzuſtellen .
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§ 7. II . Von den Unterpfandsrechten .

Stes Kapitel . )

A. Begriff , rechtliche Natur , Entſtehungsgründe und Gegenſtand .

I . Das innere Weſen eines Unterpfandsrechts ( 2114 ) ſowie

Wirkungen ſind im Allgemeinen dieſelben geblieben , wie nach

gemeinem Rechte .

1

2

2

Es iſt darüber folgendes zu bemerken :

Das Pfandrecht iſt ein ſachartiges acceſſoriſches Recht einer

Forderung , welche nach den früher entwickelten Grundſätzen

zu dem beweglichen Vermögen gehört . Obgleich nun das

acceſſoriſche Pfandrecht ſachartiger Natur iſt , kann es dennoch

niemals die Wirkung haben , daß eine Forderung deßhalb , weil

ſie mit Pfandrecht verſehen iſt , zu dem unbeweglichen Vermögen

gehört . Wohl aber gehört eine mit Vorzugsrecht verſehene

Forderung resp . Schuld in der Regel zu dem unbeweglichen

Vermögen , aber nicht deßhalb , weil ſie mit Vorzugsrecht ver⸗

ſehen iſt , ſondern wegen ihres Entſtehungsgrundes , der zugleich

auch ein Vorzugsrecht bewirkt . Vergl . das Gütergem . Recht .

Nach gemeinem man bekanntlich über die beiden

Fragen :
welche Wirkung ein für eine natürliche Verbindlichkeit be⸗

ſtelltes Unterpfand habe ,

b) ob und in wie weit man auch für künftige Forderungen ein

ad a.

Unterpfand beſtellen könne ?

Vergl . Vangerow Pandecten I . S . 737 u. 762 .
Mit Recht wird dieſe Frage von

Boileux ad . Art . 2114 .
bejaht ; denn durch das ausdrückliche Verſprechen einer na —

turalis obligatio , welches in der Verpfändung einer Sache

für dieſelbe liegt , wird ſie in eine civilrechiliche Forde⸗

rung umgewandelt .
ad b. Unbezweifelt iſt , daß man auch für bedingte und betagte

Forderungen ein Pfand beſtellen kann , welches von dem

Tage des Eintrags wirkt . Im übrigen aber kommt es , wie

nach röm . Recht , darauf an , ob ein pactum de contrahendo

vorliegt , oder das Exiſtentwerden der künftigen Obligatio
reein von der Willkühr des Schuldners abhängt . Vergl .

Vangerow 1. e. Mit Recht nehmen daher die franz . Ge⸗
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richtshöfe trotz der Zweifel Mancher an ,
Duranton X. p . 349 .

daß derjenige , welcher einem Anderen einen Kredit eröffnet ,
wie es bei Handelsleuten häufig vorkömmt , für ſeine künftigen
Forderungen vom Tag des Eintrags ein Pfandrecht erwer⸗
ben könne , denn es liegt hierin ein pactum de eontrahendo -

3) Die Untheilbarkeit des Pfandrechts bewirkt :

a) daß das Pfandrecht trotz der theilweiſen Erlöſchung der Schuld
bis zu ihrer gänzlichen Auflöſung in ſeinem AithlichenUmfange beſtehen bleibt ,

b ) daß jeder einzelne Theil des Pfandobjects für die ganze
Schuld haftet und daher eine Vertheilung deſſelben unter

mehrere Beſitzer nichts deſtoweniger ein aetio hypothecaria
gegen jeden Beſitzer eines einzelnen Theils auf Bezahlung
der ganzen Forderung zuläßt .

II . Aus dem Zweck des Unterpfandes folgt, daß ſein Gegenſtand
1) eine unbewegliche ,
2 ) der Veräußerung und zwar

3) einer ſelbſtändigen Veräußerung unterworfene Sache
ſein muſt .

Aus dieſem Grunde kann nur eine von Natur aus unbeweg⸗
liche ſelbſtändige Sache und ein eeſſibles dingliches Recht wie die

Nutznießung und Erbdienſtbarkeiten , ſoweit ſie noch beſtehen , ver —

pfändet werden , nicht aber Grunddienſtbarkeiten und unveräußer⸗
liche Perſonalſervitnten oder ſolche Gegenſtände , die nur durch
ihre Beſtimmung unbeweglich ſind ; insbeſondere auch nicht eine

Klage auf Erlangung einer unbeweglichen Sache , die ſich noch im

juriſtiſchen Beſitze eines Anderen befindet . Art . 2129 . Abſ . 2.

Ueber die Ausdehnung des Pfandrechts auf die Pertinenzien
der Sache vergl . 2114 a . 2133 . und das gemeine Recht .

III . Entſtehungsarten ſiehe Art. 2116 . 2117 .

§ 8 . B . Von den einzelnen Arten der 8
pfänder .

1 ) geſetzliche ( 2121 ) .

Ein geſetzliches Unterpfand iſt dasjenige , welches zu Gunſten
beſtimmter Perſonen und beſtimmter Forderungen unmittelbar aus

dem Geſetze entſpringt , und daher zu ſeinem Daſein keiner weiteren

Handlungen der Menſchen bedarf , wenn auch zu ſeiner Bewahrung .



Es erſtreckt ſich auf alle gegenwärtigen und zukünftigen Liegen⸗
ſchaften des Schuldners . 2

Ein ſolches Unterpfandsrecht haben und zwar

I . ein ſtillſchweigendes d. h. ein ſolches , welches ſelbſt

ohne Eintrag ebenſo wirkſam iſt , wie ein eingetragenes :
A . die Ehefrau an den Liegenſchaften des Ehemannes ,

1) von dem Tag der geſchloſſenen Ehe an für die Rück⸗

forderung aller Gelder oder ſonſtiger fahrender Habe , welche

ſie unter der Bedingung der Wiedererſtattung in die Ehe ein⸗

gebracht ſowie für Alles , was ihr der Mann im Ehevertrag
an Vermögensrechten verſprochen hat . Ebenſo für die Ent⸗

ſchädigungsforderungen , die ihr wegen nachläßiger Verwaltung

ihres Eigenthums zuſtehen .

2) von einem relativen Datum :

a) wegen Erſatzes derjenigen Summen , die ihr während der

Ehe durch Erbſchaft oder Schenkungen angefallen und der

Wiedererſtattung unterworfen ſind , vom Tag des Anfalls der

Erbſchaften und Schenkungen ,

b ) wegen den Schulden , die ſie als Interzedentin für den Mann

kontrahirt hat ( vergl . das Güterrecht der Ehegatten ) von

dem Tag der Entſtehung der Schuld ,

c) wegen des Verkaufes ihrer Liegenſchaften von dem W der

Veräußerung .

Iſt kein Heirathsvertrag gemacht worden und Daher die ge⸗

ſetzliche Gütergemeinſchaft eingetreten , ſo gebührt ihr dieſes Unter⸗

pfandsrecht für alle Erſatzforderungen , die ihr bei der geſetzlichen
Gütergemeinſchaft zukommen .

Das Unterpfandsrecht umfaßt zwar alle Liegenſchaften des

Mannes und die Ehefrau kann im Heirathsvertrag nicht darauf

verzichten , allein es kann beſchränkt werden Art . 2140 ff. 2161 .

B . Die Minderjährigen und Entmündigten an den Liegen⸗

ſchaften ihres Vormundes von dem Tag der übernommenen

Vormundſchaft an für alle Forderungen , die aus der Vor⸗

mundſchaft entſpringen , ſelbſt für dasjenige , was der Vormund

dem Mündel ſchon vor der Vormundſchaft ſchuldete , nam de⸗

buit a se exigere . Es macht keinen Unterſchied in Anſehung des

Datums , wenn und ſoweit dem Mündel das Vermögen erſt

ſpäter angefallen iſt . In Anſehung der elterlichen Vormund⸗

ſchaft iſt wohl zu unterſcheiden , ob die Eltern das Vermögen der
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Kinder wirklich als Vormünder oder allein als Nutznießer beſitzen.
Das letztere iſt der Fall , ſo lange die Ehe dauert , und erſt

mit Auflöſung der Ehe nimmt der Ueberlebende die Eigenſchaft

eines Vormundes an , weßhalb auch erſt von da an das Unter⸗

pfandsrecht beginnt , Art . 390 , gleichviel übrigens , ob ſie da —

neben ein Nutznießungsrecht haben , oder nicht . Vergl . auch

Art . 2140 ff. 2161 .
II . Ein geſetzliches nur durch Eintrag und von dieſem an wirk⸗

ſames Unterpfandsrecht haben
1) die juriſtiſchen Perſonen

2) die Standes⸗ und Grundherrn an den Gütern ihrer Venechner
§ 9 . 2) Richterliches Unterpfand Art . 2123 .

Dieſes Unterpfand iſt nicht etwa ein ſolches , welches der Rich⸗
ter einer Parthei zuſpricht , oder eine pignoris capio wie das pig -
nus judiciale nach römiſchem Recht , ſondern es iſt eine geſetziche
Wirkung , welche das franz . Recht

1) jedem richterlichen Urtheile beilegt , welches den Beklagten zu

einer Leiſtung verfällt , ſei das Urtheil in eontumaciam oder

auf rechtliche Verhandlungen ergangen , ſei es ein wirkliches

Urtheil , oder nur eine proviſoriſche Verfügung , ſei es endlich
bereits in Rechtskraft erwachſen oder nicht . Doch muß im

letzteren Falle das Pfandrecht natürlich als nichtkonſtituirt be⸗

trachtet werden , ſobald eine zweite Sentenz ergangen iſt , welche

die frühere aufhebt und die Rechtskraft erlangt hat , denn ſo
lange die aufhebende oder abändernde Sentenz nicht rechts⸗

kräftig geworden iſt , muß das proviſoriſch erworbene Unter⸗

pfand fortbeſtehen.
In dieſer Beziehung iſt an dem franz. Recht in Baden nichts

geändert. Das franz . Recht legt

2) jene Wirkung auch der freiwilligen Anerkenung und der rich⸗

terlichen Erklärung der Aechtheit einer Privaturkunde bei . Nach

dem Code de proced. Art. 195 kann nemlich derjenige , welcher

eine Privaturkunde hat , bei dem Richter darauf antragen , daß
der Schuldner vorgeladen werde , um die Aechtheit anzuerkennen

oder abzuläugnen , wenn auch noch keine Klage auf das Recht

ſelbſt erhoben iſt , zu deſſen Beweis die Urkunde dient . Im

Widerſpruchsfalle wird die Aechtheit unterſucht und ein Erkennt⸗

niß darüber gefällt . Dieſes Verfahren iſt nach dem deutſchen
8

ůä—
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Prozeßrecht nicht in Uebung , ſondern es erfolgt die Anerkennung ,

Abläugnung und Unterſuchung nur ineidenter bei der Klage

über das Recht ſelbſt , welches durch die Urkunde bewieſen wer⸗

den ſoll . Dadurch wurde Brauer veranlaßt , den eingeklammer⸗

ten Zuſatz zu machen , welcher im Weſentlichen darin beſteht ,

daß eine conlessio in jure bei einer Klage auf das Recht

ſelbſt die Wirkung haben ſoll , daß der Gläubiger ein richterli⸗

ches Pfandrecht erwirbt .

Es iſt dabei alles in der Ordnung , und namentlich der nach
einem Geſetz von 1807 auch in Frankreich geltende Satz , daß die

Schuld verfallen ſein muß . Aber die Frage erregt einigen Zweifel ,
ob es denn nothwendig ſei , daß der Kläger mit ſeiner Klage eine

Privaturkunde vorgelegt haben müſſe , oder ob es auch ohne Anti —

zipation des Beweiſes durch eine Urkunde an der conkessio in jure

genüge ?
In der Regel folgt auf die conlessio in qure noch ein richterliches

Urtheil vesp . ein Zahlungsbefehl , § 373 der Proc. O . und dann giebt

dieſes Erkenntniß das Pfandrecht . Indeſſen wird man nach dem Satze

confessus in jure pro judicato hahetur , auch der bloßen conkessio

dieſe Wirkung beilegen müſſen . In Frankreich wird dieſe Wirkung

nicht nur denjenigen Urtheilen zugeſchrieben , die vom Civilrichter aus

gehen, ſondern einem jeden Urtheil das von einer mit Gerichtsbarkeit

für den konkreten Fall verſehenen Behörde ausgeht , z. B . von einer

Verwaltungsbehörde in adminiſtrativ kontentiöſen Rechtsſachen . Boi⸗

leux II . ad Art . 2123 . Duranton p . 391 .

Bei uns aber wurde ſchon die Anſicht aufgeſtellt , daß der Art .

2123 nur auf ſolche Urtheile anwendbar ſei , welche vom Civil⸗

richter erlaſſen werden . Annalen IV . 128 .

Allein es iſt auch bei uns kein genügender Grund vorhanden,
einem Anſpruche deßhalb , weil er nicht ſtreng civilrechtlich iſt , das

Unterpfandsrecht zu verſagen .

Ueber ſchiedsrichterliche und ausländiſche Urtheile vergl . noch

§ 951 ff. u. § 206 der Proc . Ord .

Das richterliche Unterpfand erſtreckt ſich auf gegenwärtige und

zukünftige Liegenſchaften , aber es bewirkt nur , ſofern es eingetragen

iſt , und von dieſer Zeit an eine Location in dritter Ordnung .

§ 10. 3) Vertragsmäßiges *
I . Materielle Erforderniſſe
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1) in Anſehung der Forderung , wofür es beſtellt wird , vergl .

Art . 2132 und oben .

2) in Anſehung des Gegenſtandes . Das bedungene Unterpfand

kann nur

a) auf gegenw ärtige ( vergl . jedoch Art . 2130 )

b) ſpeziell zu beſtimmende

Liegenſchaften des Verpfänders konſtituirt werden ( 2129 )

3) in Anſehung der Perſon des Verpfänders und ſeiner Rechte an

dem Pfandobject .

à) Fähigkeit und Recht zur Veräußerung . Die Veräußerung eines

fremden Grundſtücks wird durch die ſpätere Erwerbung nicht

gültig wegen Art . 2129 , obwohl dieſes zuweilen behauptet

wird z. B . von Stempf Gantrecht S . 150 , welcher die Rati -

habito einer von einem Unfähigen gemachten Verſchreibung

mit der von einem Nichteigenthümer ausgegangenen zu ver⸗

wechſeln ſcheint . Die Verpfändung eines Unfähigen kann

allerdings ſpäter ratihabirt werden , aber nicht zum Nachtheil

inzwiſchen erworbener Rechte . Vorträge S . 197 .

b) unwiderrufliches Eigenthumsrecht . Der Art . 2125 erklärt ſich

von ſelbſt aus der Rechtsregel : nemo plus juris in alium

transferre potest , quam ipse habet .

II . Formelle Erforderniſſe . Das Verfahren bei einer Unter⸗

pfandsverſchreibung iſt in Baden zum Theil abweichend von dem

Verfahren , wie es im C. c. vorgeſchrieben iſt , vergl . unten .

Für beide Rechte gilt übrigens der Grundſatz des Art . 2127 ,

daß zur Gültigkeit eine öffentliche Urkunde nothwendig iſt , welche

die Forderung und die verpfändeten Liegenſchaften genau bezeichnen

muß . Sie wird in Baden von dem Amtsreviſorate ausgefertiget

§ 26 des II . E. E .

§ 11 . Von der Eintragung im Allgemeinen .

Wie die Bewilligung eines Pfandrechts mit dem Eigenthumsrecht

an dem Pfandobject in der genaueſten Verbindung ſteht , ſo auch die

Eintragung der Vorrechte Inſtription ) mit der Eintragung des

Eigenthums ſelbſt (Transcription ) . Während in Frankreich die Tran⸗

ſeription nur bei einigen Erwerbarten vorgeſchrieben iſt , bildet

ſie in Baden ein allgemeines Erforderniß für jeden Erwerb liegen⸗

der Güter , wenn der Erwerber nicht blos dem Autor gegenüber ,

ſondern auch gegen Auſſen d. h. gegen jeden dritten als Eigenthümer
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und folgeweiſe als zur Verpfändung berechtiget gelten will , Vor⸗

träge § 30 .

Für die Tranſkription ſind die Grundbücher beſtimmt , welche
von den Ortsgerichten — jetzt dem Gemeinderath — einer jeden
Gemeinde über die Beſitzveränderungen derjenigen liegenden Güter

geführt werden , die einen Theil der Ortsgemarkung bilden . Gehört
ein Güterdiſtrict zu keiner beſtimmten Ortsgemarkung , ſo wird das

Grundbuch in Bezug auf dieſen Diſtrict von dem Amtsreviſorat

desjenigen Bezirkes geführt , in welchem der Diſtrict gelegen iſt .
Dieſe durch die Lage der Güter bedingte Competenz [ FCorum rei

sitac ) iſt eine ausſchließliche . Der Eintrag von einer hiernach
nicht competenten Behörde iſt nichtig . Die gehörige Beſchaffenheit
der Grundbücher erfordert

1) eine genaue Beſchreibung der Ortsgemarkung und der dazu

gehörigen Güter ;
2) den Eintrag aller Eigenthumsveränderungen durch Einſchreibung

der Rechtsgeſchäfte , auf welchen ſie beruhen ( Contractenprotokoll ) .

Sehr häufig findet man aber bei den Gemeinden nur den

letzteren Theil , während es an dem erſteren fehlt .
Die dieſe Bücher führenden Behörden haben , ſo oft eine Tran⸗

ſkription von einem Erwerber begehrt wird , zu unterſuchen , ob nach —
dem Inhalt eben jener Bücher der Autor ſelbſt als Eigenthümer zu

betrachten , d. h. als ſolcher eingetragenſei . Iſt dieſes nicht der

Fall , ſo haben ſie die Tranſkription zu verweigern . Im anderen

Falle aber geſchieht ſie mit Beifügung der etwaigen Bedingungen
und Beſchränkungen , unter welchen der Autor Eigenthümer war .

Durch dieſe Tranſkription beſtätiget alſo die buchführende Behörde ,
63 daß der Erwerbung hinſichtlich der Autorſchaft nichts im Wege ſtehe

und dieſe Beſtätigung nennt man die ortsgerichtliche Gewährung .

Dadurch , daß das Rechtsgeſchäft , wodurch die Eigenthumsveränderung

entſtanden iſt , in ſeinem ganzen Umfange , mit allen einzelnen Be⸗

dingungen u. ſ . w. in das Grundbuch eingetragen wird , kann ſich

jeder Betheiligte oder wer immer ein Intereſſe hat , ſich darnach zu

erkundigen , erſehen , in welcher Weiſe , um welchen Preis u. ſ. w .

der jetzige Beſitzer Eigenthümer geworden iſt. Soweit nun das

Geſetz einer aus dem Erwerb entſtandenen Forderung Vorzugsrecht

giebt , iſt ſchon durch den Eintrag in dieſes Grundbuch das Vor⸗

zugsrecht zur Offenkundigkeit gebracht , weil jeder , der aus dem Grund⸗

buch erſieht , daß und was der Erwerber wegen des Erwerbes

2

—

4
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herauszuzahlen hat , zugleich wiſſen muß , daß dieſe Forderung mit

einem Vorzugsrecht kraft Geſetzes verſehen iſt . Darum hat das

eſetz für derartige Fälle den Eintrag in das Grundbuch auch zur

ae der Vorrechte für genügend erklärt Art . 2108 , 2109 .

Andere Vorrechte aber müſſen in das beſonders zu führende

Pfandbuch eingetragen werden .

In Frankreich führen dieſe Bücher die Hypothekenbewahrer ,
in Baden die Pfandgerichte , welche ebenfalls durch den Gemeinde⸗

rath , resp . das Amtsreviſorat gebildet werden , wie bei den Grund⸗

büchern .

Wenn der Eintrag auf beſtimmte Liegenſchaften Wirkſamkeit

haben ſoll, ſo muß der Schuldner , gegen welchen der Eintrag begehrt

wird , im Grundbuch als Eigenthümer erſcheinen .

Die geſetzlichen und richterlichen Vorrechte haben alſo nur auf

diejenigen Güter eine Kraft , welche nach dem Grundbuch dem

Schuldner gehören , und ſoweit ſie ſich auf künftige Güter des Schuld⸗

ners erſtrecken , umfaſſen ſie dieſe erſt von dem Momente an , wo

die Tranſkription zu Gunſten des Schuldners erfolgt iſt , wenn er

gleich ſchon früher das Eigenthum erworben hat . Umgekehrt können

die vom Autor bewilligten Pfandrechte ſich auf alle Güter erſtrecken ,

die als ſein Eigenthum eingetragen ſind , möchte er auch das Eigen⸗

thum daran veräußert haben , ſo lange dieſe Veräußerung nicht

tranſkribirt wurde . Art . 1583 a.

Wenn ferner Jemand ein Unterpfand durch Vertrag konſtituiren

will , ſo muß er ſich durch das Grundbuch als Eigenthümer aus⸗

weiſen und das Pfandgericht , welches zugleich das Grundbuch führt ,

iſt dem Gläubiger gegenüber verpflichtet , genau nachzuforſchen , ob
der Verpfänder und unter welchen Bedingungen er Eigenthümer ſei,

Art . 2127 a. Abf . 1. , ferner : ob nicht ſchon andere Pfandlaſten im

Pfandbuche eingetragen ſeien, ibid . Abſ . 2, um den Gläubiger resp .

die Behörde , bei welcher der Pfandvertrag abgeſchloſſen wird , von

dem Stand der Dinge in Kenntniß zu ſetzen . Ueberdies muß nach

Abſ. 3 der Werth der Pfandobjecte abgeſchätzt , und dabei der nie⸗

derſte Werth angegeben werden, den daſſelbe nach dem im letzten
Jahre üblich geweſenen Preiſe hat , damit der Gläubiger auf keine

Weiſe getäuſcht werden kann .

Auch die Competenz zur Infkription iſt ein ausſchließliches
ſorum rei site .

9
4
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Wer einen Eintrag begehrt und an dem Orte der Inſcription

nicht ſeinen Wohnſitz hat , muß daſelbſt einen Wohnſitz wählen d. h.
einen Bevollmächtigten aufſtellen , an den alle Verfügungen der

öffentlichen Behörden zugeſtellt werden können , welche der Eintrag

veranlaſſen möchte . 2156 . 2152 . 2183 .

Was nun die Form der Inſcription betrifft , ſo beſtimmt das

Geſetz
1) die Beſchaffenheit der Pfandbücher überhaupt Art. 2201 , Pfand⸗

buchs⸗Inſtruction von 1822 ,

2) die Beſchaffenheit der einzelnen Einträge .
Mit den letzteren haben wir uns hier vorzugsweiſe zu befaſſen ,

und zwar in nachfolgenden einzelnen Punkten :

§ 12 . 1) welche Vorrechte müſſen eingetragen werden

und wohin ?

Schon aus dem Obigen ergiebt ſich , daß nur die Vorrechte auf

Liegenſchaften eines Eintrags bedürfen , nicht aber Vorrechte auf

Mobilien oder auf das geſammte Vermögen ; denn dieſe haben das

droit de préférence ohne Eintrag . Soll jedoch den auf das ge —

ſammte Vermögen verliehenen Vorzugsrechten des droit de suite

in Anſehung der Liegenſchaften des Schuldners geſichert werden ,

ſo bedarf es hiezu allerdings eines Eintrags in das Pfandbuch .
Von der Nothwendigkeit eines Eintrags ſind befreit

1) nach dem franz . Recht die Pfandrechte der Ehefrauen und der

Minderjährigen , 2135 , d. h. ſie wirken auch ohne Eintrag ge⸗

rade ſo, als ob ſie eingetragen wären , aber es iſt nichts deſto⸗

weniger den Schuldnern zur Pflicht gemacht , die Eintragung

zu veranlaſſen . Art . 2136 ff. § 27 des II . E . E. Sehr

beſtritten aber iſt , welchen Einfluß das Aufhören des perſön⸗

lichen Verhältniſſes , welches dieſe Pfandrechte begründet , alſo

die Auflöſung der Ehe, die Volljährigkeit , oder die Aufhebung
der Entmündigung auf die fernere Wirkſamkeit jener Pfand⸗

rechte ohne Eintrag ausübe ?

Daß die betreffenden Perſonen resp . ihre Erben durch die

Auflöſung des Verhältniſſes das Pfandrecht ſelbſt nicht verlieren ,

verſteht ſich von ſelbſt , aber kann dieſes Pfandrecht auch jetzt

noch das droit de préférence und das droit de suite ohne

Nachholung des Eintrages anſprechen , oder muß nunmehr ein

2
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Eintrag erfolgen ? Nach der richtigen Anſicht muß man folgen⸗

des behaupten :

a) das Pfandrecht erſtreckt ſich auf gegenwärtige und zu⸗

künftige Güter und iſt alſo bei Auflöſung jenes Verhält⸗

niſſes auf alle diejenigen Güter erworben , welche der Schuld⸗

ner zur Zeit der Auflöſung beſitzt . Auf ſpäter erwerbende

Güter aber kann es nicht ausgedehnt werden .

b ) Soweit es erworben iſth beſteht es auch ohne Eintrag fort .

Laukhard Rechtsfälle 1. S . 296 . A. M . iſt Bekk dingl .

Rechte § 58 .

nach badiſchem Recht ſind weiter vom Eintrag befreit die Vor⸗

zugsrechte für die Ablöſungskapitalien der Erbdienſtbarkeiten

und Grundpflichtigkeiten . Regbl . 1825 . Nro . 8. 1832 . Nro . 1.

S . 10 . 1833 . Nro . 49 . S . 269 .

An dem Eintrag des Erwerbtitels in das Grundbuch genügt

es aus den oben angeführten Gründen :

1) beim Vorzugsrecht des Verkäufers Art . 2108 .

beim Vorzugsrecht des Miterben wegen den Gleichſtellungs⸗

geldern Art . 2109 .

§ 15 . 2) Veranlaſſung , Form und Zeit der

Inſkription .

Eine Inſkription darf niemals von Amtswegen geſchehen und

ebenſo wenig darf , nachdem ſie geſchehen iſt , von Amtswegen etwas

daran verbeſſert werden , denn es handelt ſich hier um reine Privatrechte

und zwar nicht blos um das Intereſſe derjenigen , für welche der

Pfandeintrag wirken ſoll , ſondern auch um das Intereſſe der ande⸗

ren Kreditoren , die durch den Eintrag in ihrem Rechte geſchmälert

werden können , alſo ein Intereſſe gegen den Eintrag haben .

Es müſſen
1. bei den Vorzugsrechten und richterlichen Unterpfändern der

Gläubiger oder diejenigen , welche befugt ſind , ſeine Rechte geltend

zu machen, den Eintrag begehren . Vergl . jedoch Art . 2108 . 2136 ff .

Es müſſen die Urkunden vorgelegt werden , welche die mit Vorrecht

begabten Forderungstitel enthalten und das Pfandgericht hat dieſel⸗

ben wörtlich in das Pfandbuch einzutragen . Es ſind ferner die

weiteren Vorſchriften der Art . 2148 —2150 zu beobachten , wovon

unten sub . III . Ueber die Erforderniſſe des Eintrags der Vorzugs⸗
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rechte der Baumeiſter u. ſ. w. ſowie derjenigen , die zum Neubau

Geld vorgeſchoſſen haben , vergl . Art . 2110 .

Für einzelne Vorzugsrechte iſt eine beſtimmte Zeit eee
wenn ſie als Vorzugsrechte wirken ſollen , nemlich

1) für den Eintrag der Gleichſtellungsgelder 60 Tage , Artikel

2109 , ſofern dieſes Vorzugsrecht nicht ſchon durch den Ein⸗

trag des Erwerbtitels in das Grundbuch gewahrt ſein ſollte ,

was ſtets der Fall ſein muß , wenn der Erwerbtitel in gehöriger

Ordnung eingetragen iſt . Iſt dieſes nicht geſchehen , ſo muß

die Eintragung , welche nachgeholt wird , nicht in das Grund⸗

buch , ſondern in das Pfandbuch geſchehen . Bekk I. e. S . 141 .

2 ) Die Gläubiger und Vermächtnißnehmer , welche ihr Vorrecht 3

auf Befriedigung aus den Liegenſchaften der Erbſchaft , gegen —

über von den Gläubigern des Erben wahren wollen , müſſen

dieſelben innerhalb 6 Monaten nach dem Anfalle des Erbes

auf jede dazu gehörige Liegenſchaft eintragen laſſen . Art .

2111 . 878 .

Ein innerhalb dieſer Friſten erfolgter Eintrag hat rückwirkende

Kraft auf den Tag der Theilung resp . des Erbanfalls und die in⸗

zwiſchen erfolgten Einträge müſſen ihnen nachſtehen , denn der all⸗

gemein lautende Art . 2218 a. kann dieſe ſpeziellen Beſtimmungen
in keinem Falle aufheben .

Nach Ablauf dieſer Friſt kann zwar der Eintrag noch erfolgen ,
aber ohne rückwirkende Kraft . 2113 .

7

Der Art . 2111 iſt in Verbindung mit Art . 880 ſo zu verſtehen :
Wenn die Erbſchaftsgläubiger die Separation begehren , ſo gehen

ſie ſtets den Handſchriftsgläubigern des Erben in Anſehung
der Befriedigung aus denjenigen Erbliegenſchaften vor , welche der

Erbe noch beſitzt , mögen ſie nun den Eintrag begehrt haben oder

nicht . Wenn aber der Erbe die Güter verpfändet oder veräußert

hat , oder wenn überhaupt Unterpfandsrechte von den Kreditoren

des Erben erworben wurden , ſo können die Gläubiger der Erbſchaft
ein droit de préférence oder ein droit de suite

1) vom Erbanfall an nur in ſofern geltend machen , als ſie

innerhalb 6 Monaten den Eintrag bewirkt haben , und

2) nach Ablauf dieſer 6 Monate können ſie durch den Eintrag
ihr Vorrecht nur gegenüber von den ihnen nachfolgenden

Einträgen oder ſpäteren Veräußerungen geltend machen .



3) der Art . 2105 à. giebt den Unterſuchungskoſten ein Vorzugs⸗
recht auf das Vermögen der Verurtheilten , wenn ſie innerhalb
zwei Monaten vom Tag des Urtheils an in das Pfandbuch
eingetragen werden , jedoch unbeſchadet aller früherer Unter⸗

pfandsrechte . Für ' s erſte kann der Eintrag hier nur in An⸗

ſehung des Vorrangs auf Liegenſchaften vorgeſchrieben ſein ,

nicht in Anſehung des Vorrangs auf Fahrniſſe , denn die

letzteren haben mit den Pfandbüchern überall nichts zu ſchaf⸗

fen . Sodann iſt dieſes ſogenannte Vorzugsrecht eben deß —

halb , weil es nur vom Tag des Eintrags wirkt und keinen

Vorrang vor früheren Unterpfändern anſprechen kann in Wahr⸗
heit kein Vorzugsrecht , ſondern inſoweit es Liegenſchaften be —

rührt , nur ein geſetzliches Unterpfandsrecht , gemäß Art . 2113 .

Auch dieſer Artikel verdankt ſeine unrichtige Faſſung einer

unrichtigen Anſicht über das Weſen der Vorzugsrechte nach franz .

Recht .
II . Hinſichtlich der geſetzlichen Unterpfandsrechten vergleiche

2153 .

III . In Anſehung der bedungenen Unterpfänder weicht das ba⸗

diſche Recht von dem franzöſiſchen zum Theil ſehr weſentlich ab .

1) Nach franzöſiſchem Rechte wird zuerſt das Unterpfandsrecht
durch eine öffentliche Urkunde bewilliget ( 2127 ) und dann erſt

folgt der Eintrag deſſelben in das Pfandbuch .
2) Nach badiſchem Rechte aber ſchreibt der § 22 das II . Einf .

Edicts ein umgekehrtes Verfahren vor , welches ſich am ein —

fachſten durch die Einſicht einer Schuld und Pfandurkunde
erläutert .

Nach beiden Rechten aber muß der Eintrag in das Pfand —

buch die Erforderniſſe des Art . 2148 haben .
In wie weit die Unterlaſſung einer hier vorgeſchriebenen For —

malität die Nichtigkeit des Eintrags herbeiführe , muß nach Anleitung
des Art . 6 k. beurtheilt werden . Der Zweck dieſer Vorſchriften iſt ,
daß dritte Perſonen in keinem Falle benachtheiliget werden , und be⸗

ſtimmt aus dem Pfandbuch erſehen können , welche Liegenſchaften
und für welche Forderungen ſie verpfändet ſind .

Es muß alſo jedenfalls der Titel der Forderung , resp . das

Urtheil und bei denjenigen Vorrechten , welche nicht alle Liegenſchaf⸗
ten ergreifen , das Pfandobject ſowie das Datum des Eintrags ſelbſt
genau angegeben ſein . Jedoch iſt zu bemerken, daß der franzöſiſche
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Text in Art . 2148 Abſ . 3 nicht den Titel der Forderung , ſondern

den des Vorrechts meint . Vergl . Zachariä II . § 278 .

§ 14 . 3) Koſten des Eintrags .

( Vergl . Art . 2155 . )

§ 15 . 4) Wirkungen des Eintrags .

Dieſe ergeben ſich im Allgemeinen ſchon aus dem Zwecke des

Eintrags . Sie beſtehen nemlich in der Erlangung der droits de

préférence und de sujite .

Dabei iſt aber noch folgendes zu erwähnen :

1) Unterpfandsrechte , die an demſelben Tage eingetragen wur⸗

den , haben gleiche Vorrechte pro rata der Forderungen . 2147 .

Die an demſelben Tage eingetragenen Vorzugsrechte gehen
ihnen aber vor .

2) Das Vorrecht wirkt zunächſt auf die Hauptſumme oder das

Kapital ſodann aber auch für die Zinſe oder Renten zweier

Jahre und für diejenigen , welche nach Erhebung der Klage

verfallen ( laufende Zinſen ) . Es iſt nicht nothwendig , daß die

Zinſe jener zwei Jahre gerade diejenigen ſeien , welche in den

letzten zwei Jahren vor der Klage verfallen ſind . Das Ge⸗
ſetz giebt das Vorrecht für zweijährige Zinſen im Allgemeinen .

Doch dürfen dieſelben natürlich nicht verjährt ſein . Art . 2277 .

Dieſe Zinſen , welche das droit de prélérence genießen , kön⸗

nen auch von dem mit der actio hypothecaria verfolgten dritten

Beſitzer verlangt werden . Der Art . 2168 ſpricht zwar von

allen fälligen (iſt ein Druckfehler und ſoll heißen „klagbaren “)

Zinſen , allein es können Zinſe , welche kein droit de prélé -
rence genießen nicht wohl ein droit de suite anſprechen .

Zachariä II . § 285 . Diejenigen Zinſen , welche hiernach nicht

ſchon Kraft der Inſkription des Kapitals ein Vorrecht haben ,
können übrigens dadurch ein ſolches erlangen , daß der Gläu⸗

biger die Inſtription der Rückſtände begehrt .

Soweit jedoch eine Hypothek überhaupt keines Eintrages

bedarf , genießen auch alle Zinſen ohne Eintrag das Vorrecht wie

das Kapital .

Flouüur die Prozeßkoſten wirkt das Pfandrecht ebenfalls , wenn die⸗

ſelben inſktribirt werden . 2148 . Abſ . 4.
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§ 16 . 5) Ausſtreichung und Minderung des Eintrags .

Nach Art . 2154 erlöſcht die Kraft des Eintrags (nicht das

Vorrecht ſelbſt ) nach zehn Jahren . Dieſer Artikel gilt jedoch in

Baden nicht . Regbl . 1819 Nro . 23 .

Unter einer Minderung des Eintrags verſteht man das Be —

gehren des Schuldners , daß ein Eintrag , welcher mehr Liegenſchaften
umfaßt , als zur Sicherheit des Gläubigers nothwendig iſt , auf das

Nöthige beſchränkt und im Uebrigen geſtrichen werde . Dieſes Recht
findet nur ſtatt bei Vorzugsrechten , geſetzlichen und richterlichen
Unterpfändern , nicht aber bei bedungenen Pfandrechten und nicht
in denzenigen Fällen , wo ſchon früher durch Vertrag das geſetzliche
Unterpfand beſchränkt wurde , nemlich nach den Art . 2140 . 2141 .

Vergleiche im Uebrigen die Art . 2161 —2165 und den Art . 2163

mit dem Art . 2132 .

Die Löſchung eines Pfandeintrags kann begehrt werden:
1 ) wenn der Gläubiger mittelſt einer öffentlichen Urkunde , oder

in Perſon bei dem Pfandgerichte ſeine Einwilligung dazu giebt ;
2) wenn ein rechtskräftiges — auf eine Löſchungsklage hin erlaſ —

ſenes — Urtheil den Eintrag für erloſchen erklärt . Die Klage
auf Erloſchenerklärung eines Eintrags kann von jedem erhoben
werden , der ein rechtliches Intereſſe dabei nachweist , nicht blos

von dem Eigenthümer der Liegenſchaft . Sie kann ſich hinſicht⸗
lich des lundamentum agendi darauf ſtützen , daß

a) der Eintrag von Anfang an ohne einen gültigen Rechtsgrund ,
alſo ohne das wirkliche Daſein eines Vorrechts erfolgt iſt ,

b) daß das Vorrecht aus irgend einem Grunde , namentlich we⸗

gen Erlöſchung der Schuld ſelbſt , aufgehört hat und endlich,
c) daß der Eintrag formell nichtig ſei 2160 . Dieſer letzte Klage —

grund ſteht jedoch dem Schuldner ſelbſt nicht zu , weil gegen

ihn das Pfandrecht auch ohne Eintrag wirkt . Ueber das Fo —

rum für dieſe Klagen ſiehe Art . 2159 . Es iſt das Forum

rei sitac , aber einer Prorogation empfänglich , folglich kein

Forum exclusivum .

§. 17 . Von der actio hypothecaria .
( 6tes Kapitel Art . 2166 —2179 . )

Die hier niedergelegten Regeln für die Verfolgung der Vor⸗
rechte auf Liegenſchaften gegen den dritten Inhaber ſtimmen im All⸗

gemeinen mit den römiſchen Grundſätzen der actio hypothecaria
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überein . Sie geht aber nach Art . 2167 zunächſt auf Zahlung der

Pfandſchuld und der Beklagte , wenn er nicht ex obligatione ſelbſt
für die Schuld haftet, hat das Recht , das Pfandgut ſtatt der Zah⸗
lung abzutreten . 2173 . Ueber Art . 2108 vergl . oben .

Das im Art . 2169 beſchriebene Verfahren hängt mit der franz .
Prozeßform bei exekutoriſchen Titeln zuſammen und paßt nicht zu

unſerem Gerichtsverfahren . Bei uns kann es ſich nur fragen , ob

im einzelnen Falle nach den Vorſchriften der Prozeßordnung ein

abgekürztes Verfahren zuläßig und verlangt iſt , oder nicht . Die

Klage muß bei dem Forum rei sitae erhoben werden , 2174 . Das

beneſicium excussionis ſteht nach den Art . 2170 . 2171 nur dem⸗

jenigen zu , welcher nicht perſönlich haftet , mithin blos als Beſitzer
der Liegenſchaft , und auch dieſem nur in ſo fern , als die actio hypo -
thecaria aus einem generellen Pfandrecht entſpringt , alſo namentlich
bei den Pfandrechten der Art . 2121 . 2123 . Auch muß zugleich
nachgewieſen werden , daß andere dem Gläubiger verpfändete Liegen⸗
ſchaften im Beſitze des Schuldners ſich befinden , wie denn überhaupt
das beueficium excussionis

auch für den Bürgen ſehr iſt
Art . 2023 .

Aus dem Art . 21⁷⁷ folgt ferner, daß man dem Beklagten die

Einrede geſtatten muß , daß er vor der Erwerbung ſelbſt ein Pfand⸗
recht hatte , welches dem des Klägers vorgeht , denn es leben auch
alle anderen dinglichen Rechte wieder auf , welche der Pfandbeſitzer
hatte und welche durch die Conſolidation erloſchen waren .

Ueber die Früchte , Verſchlimmerungen und Verbeſſerungen vergl .
Art . 2173 . 2176 .

Der Beklagte tritt durch die Befriedigung des Klägers ips0
jure in deſſen Rechte ein und kann den Autor auf Gewährleiſtung
belangen 2178 . 1251 .

§ 18 . Erlöſchung der Vorzugs - und Pfandrechte .

Purgationsverfahren .

(7. , 8. und 9tes Kapitel . )

Die Erlöſchungsgründe ſind in Art . 2150 angegeben . Von

dem Erlöſchungsgrunde unter Abſ . 3 handlen das Ste und gte Ka⸗

pitel ausführlich .
I . In Anſehung der Verjährung f folgendes zu Ween
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1) Wenn der Schuldner ſelbſt im Beſitze des Pfandobjeets iſt,
fällt die Verjährung des Pfandrechts mit der Verjährung der

Forderung zuſammen .

2) Wenn aber ein Dritter im Beſitze iſt , ſo kommt dieſem die

erwerbende Verjähruug der Freiheit des Gutes neben der

Einrede der Extinctivverjährung gegen die Hauptſchuld zu Stat⸗

ten . Für die erſtere Verjährung kommen zunächſt die Regeln
des Art . 2265 zur Anwendung . Es muß jedoch bei der 10

resp . 20jährigen Erſitzung der Erwerbtitel in das Grundbuch
eingetragen ſein , und erſt von dem Eintrage an läuft die er⸗

werbende Verjährung der Freiheit . Im übrigen iſt beſtritten

a) ob das Erforderniß der bona ſides dahin zu verſtehen ſei,
daß ſich der Erwerber für den wahren Eigenthümer halten

müſſe , ſo, daß er in 10 Jahren das Eigenthum erwerben

konnte , oder dahin , daß er im guten Glauben über die Frei⸗
heit des Gutes ſein müſſe ?

P ) ob es bei der Verſchiedenheit der Zeiträume von 10 resp .

20 Jahren auf den Wohnſitz des Pfandgläubigers oder des

Titelgebers ankomme ?

Zur Beantwortung beider Fragen ſagt Zachariä II . S . 187

Not . 4, daß man auf das Verhältniß des Pfandbeſitzers gegen den

wahren Eigenthümer , nicht aber auf das Verhältniß deſſelben gegen —

über von dem Pfandgläubiger ſehen ſoll . Dieſes iſt aber gewiß
unrichtig , denn es würde ja in allen Fällen , wo der Veräußerer
der wahre Eigenthümer war , und alſo kein Dritter exiſtirt , der Eigen⸗
thumsanſprüche hat , an einer Perſon fehlen , deren Verhältniß zu

dem Beſitzer als Maßſtab für die bona lides und die Dauer der

Verjährung dienen könnte . Es muß deßwegen in Uebereinſtimmung
mit faſt allen anderen Rechtslehrern die entgegengeſetzte Anſicht an —

genommen werden . Doch begründet es noch keine mala fides , wenn

die Vorrechte zur Zeit des Erwerbs eingetragen waren , denn ſie
könnten dem ohngeachtet erloſchen ſein .

Jedenfalls verjährt die actio hypothecaria gegen den dritten

Inhaber nach Art . 2262 in 30 Jahren . Ueber die Unterbrechung
der Verjährung gelten die allgemeinen Grundſätze Art . 2242 ff. und

ebenſo über den Stillſtand . 2251 ff.
II . Der eene des Pfandobjects 38 eine

Erlöſchung .
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Iſt ein Gebäude abgebrannt , ſo beſteht das Vorrecht noch auf
dem Grund und Boden und die Brandentſchädigungsgelder bil⸗

den eine Zugehörde , welche mit der Bauſtelle als ein auf dieſelbe

radizirtes und den Werth des Gebäudes vertretendes Recht unter

der Bedingung des Wiederaufbaues verſtelgert werden können .

Regbl . 1840 Nro . 28 S . 213 .

III . Nach Art . 2189 erlöſcht ein Pfandrecht ferner dadurch ,
daß das Pfandgericht dem Erwerber einer Liegenſchaft nach geſchehe⸗
ner Tranſkription des Erwerbtitels ein Zeugniß über die auf dem

Gute haftenden Unterpfänder ausgeſtellt und im Zeugniß das be⸗

treffende Unterpfandsrecht ausgelaſſen hat .
Dem Gläubiger bleibt nur das Recht der Regreßklage ge —

gen das Pfandgericht , oder eine Klage auf den Kaufſchilling , falls

dieſer nicht ſchon bezahlt oder an andere Kreditoren rechtskräftig
verwieſen iſt .

Auf ähnliche Weiſe geht ein Pfandrecht vorbehaltlich des Rück⸗

griffs dadurch verloren , daß es aus Ueberſehen bei einer Pfand⸗

buchserneuerung nicht in das neue Pfandbuch übertragen wird .

Regbl . v. 1826 Nro . 10.
IV . Purgationsverfahren.
Schon die J. 6 . C. de remissione pignoris 8. 26 . verfügte:

Si eo tempore , quo prædium distrahebatur programmate ad -

moniti creditores , eum præsentes essent , jus suum executi non

sunt , possunt videri obligationem pignoris amisisse .

Das Purgationsverfahren des franz . Rechts iſt eine weitere

Ausbildung dieſer Regel , nur iſt es mit unendlich vielen Förmlich⸗
keiten umgeben . Es iſt ein Mittel für den Erwerber eines Grund⸗

ſtücks, dieſes von den darauf haftenden Pfandlaſten und ſomit von

dem droit de suite dadurch zu befreien , daß er den Pfandgläubi⸗
gern den Werth des Gutes zu bezahlen anbietet .

Dieſes Verfahren findet nur bei freiwilligen Veräußerungen
ſtatt , nicht aber bei Verſteigerungen im Erekutionswege , denn im letz⸗
teren Falle zahlt der Steigerer nach richterlicher Anweiſung und

wird dadurch von allen weiteren Anſprüchen frei .
Beim freiwilligen Verkauf Aneee das Geſetz zwei Ver⸗

fahrungsarten , nemlich
1 ) das ausnahmsweiſe gegenüber von den Vorrechten der Min⸗

derjährigen , Mundloſen und Ehefrauen eintretende Verfahren
( gtes Kapitel )
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2) das gewöhnllche , welches ſich auf alle anderen Unterpfänder
bezieht und ſelbſt auf diejenigen der vorhin genannten Perſonen ,
ſofern ihre Vorrechte eingetragen ſind .

Der Erwerber , welcher von dieſem Rechte Gebrauch machen

will , muß , ehe er mit der actio hypothecaria angegriffen wird ,
oder längſtens innerhalb eines Monats von der ihm zugeſtellten
Klage den eingetragenen Gläubigern die im Art . 2183 genau be⸗

ſchriebene Urkunde zuſtellen laſſen mit dem Erbieten , die Pfandlaſten
der fälligen und nichtfälligen Forderungen ſogleich zu bezahlen , ſo⸗
weit der Preis oder der Werth des erworbenen Gutes reicht .

Jeder eingetragene Gläubiger kann nun die öffentliche Ver —

ſteigerung begehren , muß aber hiebei die im Art . 2186 angegebenen
Formalitäten bei Strafe der Nichtigkeit einhalten , ſonſt bleibt es bei

der vom Erwerber angebotenen Summe und dieſer wird durch Aus⸗

zahlung oder Hinterlegung derſelben frei .

Im anderen Falle aber gilt die Veräußerung zum Vortheil der

Gläubiger für aufgelöst , und das Gut iſt zur Befriedigung derſelben
im Exekutionswege zu verkaufen . Vergl . im Uebrigen den Art .

2187 ff. und wegen dieſes Verfahrens gegenüber der ſtillſchweigenden
geſetzlichen Unterpfäuder Art . 2193 —2196 . In Baden wird dieſes

Verfahren ſeltener exereirt als in Frankreich .

§ 19 . Pflichten der buchführenden Behörden .
( 40tes Kapitel . )

Dieſe beſtehen im Allgemeinen darin , daß

1) jedem , der es verlangt , wenigſtens die Einſicht der Bücher , wie

es deren Zweck mit ſich bringt , geſtattet werden muß . Sie ſind

ferner verpflichtet , Zeugniſſe über die Eintragungen , ſowie darü —

ber , daß nichts eingetragen iſt , auszuſtellen und Abſchriften

unter den im Art . 2196 a. angegebenen Einſchränkungen auszu⸗

liefern .
2 ) Sie müſſen bei Ausſtellung dieſer Zeugniſſe und Abſchriften

auf ' s gewiſſenhafteſte verfahren , und auf das getreuſte den In⸗

halt der Bücher beurkunden . 2

3) Sie müſſen die rechtmäßig verlangten Einträge ungeſäumt , pünkt⸗

lich und in der geſetzlich vorgeſchriebenen Form beſorgen . Wenn

jedoch eine Pfandverſchreibung bereits im Werke iſt und das

Pfandgericht zu dieſem Zwecke Zeugniſſe ( einen Pfandbuchs⸗

extract ) ausgeſtellt hat , ſo kann inzwiſchen und zwar zwei
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Monate lang nach Art . 2199 a . ff. nur eine fürſorgliche Ein⸗

tragung anderer Unterpfänder geſchehen , weil die Realiſirung
der vorhabenden Verpfändung , wenn ſie in jener Friſt erfolgt ,
rückwirkende Kraft hat , alſo den inzwiſchen erfolgten Ein —

trägen vorgeht . Um die innere Gültigkeit der Vorrechte hat
ſich das Pfandgericht nichts zu bekümmern , wohl aber hat nach
§ 26 des II . Einf . E.

4 ) das Amtsreviſorat bei bedungenen Unterpfänder zu prüfen , ob

es an den rechtlichen Erforderniſſen zur Verpfändung rück⸗

ſichtlich der Perſonen des Gläubigers ( 2) und des Schuldners
und der zu verpfändenden Sache nicht mangle.

Wird nun von dieſen Behörden irgend ein Verſehen began —
gen , ſo haften ſie für allen Schaden , der daraus entſteht , 2127 a .
und namentlich haftet auch die Pfandſchreiberei wegen ordnungs⸗
widriger Taxation der Güter .

Ob Sammrverbindlichkeit der einzelnen Mitglieder dieſer Be⸗

hörden eintrete , iſt beſtritten , vergl . Art . 1382 d. u. 2127 a. , ſofern
kein dolus vorliegt . Einige wollen aus den Worten des Art .

2127 a. „ jeder Ausſteller obiger Zeugniſſe haftet für allen Scha⸗
den “ eine Sammtvoerbindlichkeit ableiten , allein dieſer Art . meint

bei dem Worte „ jeder “ offenbar nicht jedes einzelne Mitglied der
einen oder anderen Behörde , ſondern „ jede Behörde “ nemlich
das Ortsgericht ſowohl als das Pfandgericht , von welchen beiden

Behörden vorher die Sprache war .

Auſſer der Verpflichtung zum Schadenerſatze können die betref⸗
fenden Behörden wegen Ordnungswidrigkeiten im dienſtpolizei⸗

lichen Wege geſtraft werden . 2202 .

§ 20 . Rangordnung der Kreditoren im Konkurſe .
Art . 2218 a. )

Was im 19ten Titel über die Exekution im Allgemeinen geſagt
iſt , muß mit der Prozeßordnung Titel 42 in Verbindung gebracht
werden . Was die Rangordnung insbeſondere betrifft , ſo iſt im Kon⸗

kurſe allernächſt dasjenige von der Konkursmaſſe auszuſcheiden , was

dem Gemeinſchuldner nicht gehört , und mit einer dinglichen oder

perſönlichen Klage von derſelben heraus gefordert wurde , z. B . wenn

in Folge des Art . 1184 auf Vertragsauflöſung geklagt und eine

hingegebene Sache zurückgefordert wurde .

Das wirkliche Vermögen des Gemeinſchuldners iſt entweder

— — — 2



1) ſolches , worauf ein bürgerliches Pfandrecht haftet und zur Be⸗

friedigung dieſer Gläubiger nothwendig iſt , oder es iſt

2 freies oder gemeines d. h. nur mit natürlichem Pfandrecht

belaſtetes Vermögen . Dahin gehört Alles , was nicht zur Be —

friedigung der bevorrechteten Gläubiger nothwendig oper ihnen
nicht verhaftet iſt .

Das letztere kömmt in der letzten Eten ) Klaſſe zur Ver⸗
theilung . Es iſt möglich , daß ein Gläubiger , obwohl er in der

2. , 3. oder Aten Ordnung ſteht , dennoch aus den ihm verhafteten
Vermögenstheilen wegen Unzulänglichkeit derſelben nicht befriediget
wird , während anderes gemeines Vermögen in der öẽten Ordnung

zur Vertheilung kömmt . Da nun durch den Erwerb eines bürger —

lichen Pfandrechts das natürliche Pfandrecht nicht verloren geht, ſo

kommen jene Gläubiger der früheren Klaſſen mit ihren Verluſten

auch in der öten Ordnung mit den
Süinedeiglärdigem zur Theil⸗

5

1. Ordnung—

Hieher kommen diejenigen Kreditoren , welche ein Vorzugsrecht

auf das geſammte Vermögen haben . Zu ihrer Befriedigung wird

allernächſt das gemeine Vermögen verwendet . Reicht dieſes nicht

hin, ſo wird das Erforderliche der IV . Klaſſe abgezogen . Reicht

auch dieſes nicht hin oder iſt keines vorhanden , ſo wird den Kre⸗

ditoren der eten und Zten Ordnung ein Abzug pro rata ihres

Empfanges gemacht Art . 2218 b.

Es iſt zwar über dieſe Frage ſchon viel geſtritten worden , weil

Brauer IV . S . 269 ſeine Worte zum Schaden der Gerechtigkeit

ſelbſt anders deuten wollte , als ſie im Intereſſe der Gerechtigkeit

wirklich lauten , und auch in Frankreich wird wegen Art . 2104 . 2105

über dieſen Punkt geſtritten , allein wir haben keine Urſache , von dem

Wortlaut des Zuſatzes 2218 b. abzugehen . Bad . Archiv II . S . 273 .

Die einzelnen Kreditoren ſind folgende und in folgender Ord⸗

nung , wobei im Allgemeinen zu bemerken iſt , daß dieſe Vorzugs⸗

rechte mit Ausnahme der Gerichtskoſten und Staatsforderungen auf

humanen Rückſichten gegen den Gemeinſchuldner beruhen , damit ihm

nicht bei kundwerdender Inſoldenz alle Subſiſtenzmittel entzogen

werden .

1) Die Gantkoſten , nemlichSponteln Gebühren der im Namen
der Maſſe handelnden Perſonen , Koſten der Verſteigerungen

*
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und Bekanntmachungen ; aber nicht die im Intereſſe eines ein⸗

zelnen Gläubigers entſtandenen Koſten .
D Koſten für das Begräbniß des Gemeinſchuldners , wenn über

ſeinen Nachlaß Koncurs ausbricht , oder er während dem Kon⸗

kurſe ſtirbt .
Sie richten ſich nach ſeinem Stande . Die Trauerkoſten ,

Trauerkleider u. ſ. w. ſind nicht darunter begriffen und ebenſowenig
die Begräbnißkoſten ſeiner Anders der J. 17 . D. de

rebus aut . jud . poss .

3) Koſten der letzten Krankheit . Man verſteht darunter gewöhn⸗
lich diejenige Krankheit , an welcher der Gemeinſchuldner geſtor⸗
ben iſt und nicht diejenige , welche im Hinblick auf A5 Gantaus⸗

bruch ſeine letzte war .

Dieſes iſt aber für die Aerzte , welche einen der Inſolvenz
nahen Schuldner zu behandeln haben , eine ſchlechte Aufmunterung ,
ſeine Wiedergeneſung zu bewirken , da ſie hierdurch ihr Vorzugsrecht
verlieren . Es iſt daher dem Geiſte des Geſetzes angemeſſener , dar⸗

unter die letzte Krankheit vor dem Gantausbruch und unter den

Koſten dieſer Krankheit die Koſten der Aerzte , Apotheker und Kran⸗

kenwärter zu verſtehen , ſoweit ſie nicht verjährt ſind 2271 . 2272 .

40 Dienſtlohn der Dienſtleute vom verfloſſenen und laufenden Jahr .
Das laufende Jahr iſt dasjenige , welches in die Zeit der
Gant hineinfällt .

In wie weit der Begriff Dienſtleute auszudehnen ſei, iſt be⸗

ſtritten . Zachariä II . S . 82 Not . 9. Taglöhner und Stückarbeiter
ſind nicht darunter zu verſtehen , weil dieſe nicht zum Geſinde gehören,
wohl aber auch ſolche , die operas liberales leiſten und in Dienſten
ſtehen z. B . Handlungsdiener .

5) Lieferungen für Lebensbedürfniſſe nach 2101 Abſ. 5 von den

letzten 6C Monaten , ſoweit ſie von Handelsleuten geliefert
und zum Wöbplichen Unterhalt — nicht zum Luxus — gehören .
Es ſind darunter nicht blos eibaria gemeint , ſondenn auch
Holz u. dergl .

6) Unverjährte Beiträge zur Brandverſicherungsanſtalt für Gebäude,
oder derjenigen , die ſie Namens des Schuldners bezahlt haben ,
Regbl . 1839 Nro . 21 S . 175 u. 1840 Nro . 28 S. 214 .

7 ) Steuern und Hoheitsabgaben für das laufende und

terRechnungsjabr.



Hieher gehören auch Gerichtsſporteln , Gemeindeabgaben , oder

was irgend einer Verrechnung öffentlicher Anſtalten an Abgaben

geſchuldet wird .

8) Unverjährte Apothekerrechnungen von einer anderen als der

letzten Krankheit .

II . Ordnung .

Dieſe iſt für die Vorzugsrechte auf einzelne Fahrniſſe oder

eine Geſammtheit von Fahrniſſen beſtimmt . Das franz . Recht

kennt ein — alle Fahrniſſe des Schuldners umfaſſendes Vorzugsrecht

nur in der Weiſe , daß das Vorzugsrecht das geſammte Vermö —

gen überhaupt berührt . Der Zuſatz 2098 a. Abſ . II . 1 vergl . mit

2102 b. hat aber ein Vorzugsrecht geſchaffen , welches die bewegliche

Habe des Schuldners überhaupt umfaßt . Es nimmt den letzten

Platz in dieſer Ordnung ein . Unter den übrigen Kreditoren dieſer

Klaſſe iſt die Rangordnung gleichgültig , ſo lang ihre Vorrechte nicht

auf denſelben Gegenſtand gerichtet ſind . In einem ſolchen
Kolliſionsfalle aber entſcheidet zunächſt der Grundſatz , daß die Vor⸗

zugsgläubiger , die an Sachen , welche , weil und ſo lange ſie in

ihrem Beſitze ſind , ein Vorzugsrecht haben , insbeſondere die in Art .

2101 Abſ . 2. 5. 6. 7. genannten Gläubiger den anderen vorgehen ,

wenn ihnen keine Unredlichkeit bei der Beſitznahme gegenüber von

anderen Vorzugsgläubigern zur Laſt fällt , arg . Art . 1141 . Die

Reihenfolge iſt demnach dieſe :

1) der Fauſtpfandgläubiger auf das ihm für die Forderung

verſetzte Object . Wußte er jedoch , daß ein anderer Gläubiger ein

Vorrecht hatte , z. B . der Verkäufer , ſo geht er dieſem nach .

2 ) der Gaſtwirth auf die in ſeinem Gaſthofe eingebrachten

Sachen eines dort eingekehrten Reiſenden , ſo lange ſie in ſeinem

Gaſthofe ſich befinden .

3) der Frachtführer auf die verführten Gegenſtände wegen

ſeines Lohnes und ſeiner Auslagen . Die Auslieferung der Sa⸗

chen gilt im Zweifel als Verzicht auf das Vorrecht .

40 die Forderungen der öffentlichen Kaſſen an die Dienſt⸗

kaution der Verrechner .

5) die Saat⸗ und Aerndtekoſten auf den Ertrag der Aerndte .

6 ) die Gülten und Erbzinſen von dem laufenden und den

zwei letzverfloſſenen Jahren auf den Ertrag des Zinsgutes 2102 àa.

710 F . g. 5

—
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7) die zur Erhaltung einer Sache aufgewendeten Koſten , Aus⸗
lagen , Arbeitslohn .

8) der Kaufſchilling unbezahlter Mobilien . Dieſer Gläubiger hat
verſchiedene Rechte . Er kann

3) den Kaufſchilling fordern ,
b) die Sache zurücknehmen , ſofern die im Art . 2102 Abſ . 4

angegebenen Bedingungen vorhanden ſind . Fehlt es an
dieſen Bedingungen , ſo kann er

c) nach Art . 1184 auf Auflöſung des Vertrags klagen .
Die Stellung ſeines Vorzugsrechts iſt eine relative . Es geht

jedenfalls dem Gläubiger sub Nro . 7 nach , den anderen Kreditoren
aber vor , ſofern der Käufer beweist , daß die anderenBevorrechteten
Kenntniß davon hatten, daß der Kaufſchilling noch nicht bezahlt iſt .

99 der Mieth - und Pachtzins in der Art . 2102 Abſ . 1) be⸗

zeichneten Weiſe und auf die dort genannten Gegenſtände , wobei

folgendes zu bemerken iſt ;

a) Wegen des ſicheren Datums vergl . Art . 1328 .

P) Unter Pachtgüter verſteht der Art , offenbar nicht einzelne
Grundſtücke , ſondern Pachtung von Landgütern mit Haus⸗

wirthſchaft . 115

e ) Sind die Illata fremdes Eigenthum , ſo kommt es darauf
an , ob der Beſtandgeber dieſes wußte oder nicht . Im

erſteren Falle kann er dem Eigenthümer gegenüber kein
Vorzugsrecht geltend machen , ſofern ihn dieſer von ſeinem
Rechte in Kenntniß geſetzt hat , als die Sachen inferirt wurden .

d) Unter Einrichtung verſteht man nur ſolche Gegenſtände ,
welche zum ſtändigen Gebrauche oder zur Verzierung in

den Zimmern umhergeſtellt oder aufgehängt ſind . Aus⸗
geſchloſſen ſind die Gegenſtände , die man in den Schränken
aufzubewahren pflegt , Gelder , Lebensmittel , Depoſiten .
Art . 533 f .

e) Der Beſtandgeber hat eine Art von droit de suite auf
die aus dem Hauſe oder Hofe geſchafften Gegenſtände ,

ſofern er ſie innerhalb 14 resp . 40 Tagen reklamirt , wie

der Abſ . 1 des Art . 2102 ſolches genauer angiebt .
10) die in Art . 2102 b. bezeichneten Forderungen .

III . Ordnung .
In dieſe Ordnung kommen die gewahrten oder keiner Wahrung

bedürfenden Vorrechte auf Liegenſchaften . Jedes wird aus



denjenigen Liegenſchaftenbefriediget , die ihm verhaftet ſind . Wenn

die nämliche oder die nämlichen Liegenſchaften mehreren Forderungen

verhaftet ſind , ſo kann die Kolliſion dreifacher Art ſein , nemlich

1) es kollidiren mehrere Vorzugsrechte unter ſich ,

2) es kollidiren Vorzugsrechte und Unterpfänder ,

3 ) es kollidiren Unterpfänder untereinander .

Nach franz . Recht machen dieſe Colliſionen keine Schwierigkeiten .
Der Vorrang unter den Vorzugsrechten iſt durch die Eigen⸗

ſchaft der Forderung beſtimmt , und durch Art . 2103 feſtgeſtellt .
Die Vorzugsrechte gehen jedenfalls den Unterpfändern vor .

Zwiſchen den Unterpfändern ſelbſt entſcheidet entweder der Tag des

Eintrags oder bei denjenigen , die ohne Eintrag wirken , das Alter

der Entſtehung .
In Baden macht die buurtte Art der Kolliſion

die ſchon oben § 5 berührt wurden . Art . 2218 a . Abſ .3

IV . Ordnung .

Diejenigen , welche die Wahrung ihrer Vorrechte unterlaſſen

haben , werden hier vor den Handſchriftsgläubigern gerade ſo be⸗

friediget , wie wenn ſie dieſelben gewahrt hätten , ſofern nämlich von

der Zten Klaſſe etwas übrig bleibt . Zuerſt werden die Vorzugs⸗

rechte , dann die Unterpfandsrechte , und zwar letztere nach dem Alter

der Eniſehung, da der Eintrag nicht entſcheiden 85 befriediget .

V. Ordnung.
Hier konkurrirt jeder Gläubiger, der in den früheren Klaſſen

keine Zahlung erhalten hat und die Vertheilung geſchieht pro rata

der Forderungen . Nur die Geldſtrafen müſſen allen anderen

Forderungen dieſer Ordnung nachſtehen .



III . Buch . Titel 20 .

Von der Verjährung .

Troplong de la preseription . Paris et Bruxelles 1836 .

§ 1 . Einleitung.

Die Verjährung iſt ein Rechtsinſtitut , kraft deſſen ein Zuſtand
der Ausübung eines Rechts oder des Unterlaſſens der Erfüllung
einer Verbindlichkeit , welcher dem Rechte einer Perſon widerſpricht
oder doch widerſprechen könnte , ſeiner längeren Dauer wegen für

rechtmäßig erachtet werden ſoll . Sie unterſcheidet ſich hiernach we—⸗

ſentlich von den Friſten , welche das Civilgeſetzbuch für Erhebung
von Klagen auf Umſtoſſung eines Vertrages feſtgeſetzt hat , denn

dieſe Klagen haben den Zweck, ein nach der Strenge des Geſetzes ſchon
verlornes Recht durch restitutio in integrum wieder zu er⸗

langen . Der inzwiſchen beſtehende Zuſtand iſt kein rechtswidriger ,
ſondern er iſt nur anfechtbar . Vorträge § 35 . Die nothwendige
Folge des Eintritts der Verjährung iſt , daß

1) derjenige , der bisher in Ausübung einer Befugniß rechtswidrig
gehandelt hat , eben deßhalb , weil er auch fernerhin das Recht
als das ſeinige ausüben darf , ein Recht erwirbt und daß

folgeweiſe der gegenſeits Intereſſirte ein bisher gehabtes
Recht verliert ; daß

2) derjenige , welcher rechtswidrig die Erfüllung einer Verbindlich⸗
keit unterlaſſen hat , von dieſer befreit wird und daß folgeweiſe
die Klage des Forderungsberechtigten erlöſcht .

Die Geſetze ſehen nun bei der Zulaſſung einer Verjährung
entweder auf das active Verhaälten desjenigen , der ein Recht

erwerben ſoll , nemlich auf den Beſitz d. h. die Ausübung eines

Rechts , oder es liegt der Grund der Verjährung in dem paſſiven

Verhalten desjenigen , der ein Recht wegen Nichtverfolgung
deſſelben verliert . Im erſteren Fall iſt eine Erſitzung oder eine

erwerbende Verjährung , im letzteren Falle eine Verſitzung oder

eine erlöſchende Verjährung vorhanden .
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Das franz . Recht kennt nur dieſe beiden Arten der Verjährung
und keine unfürdenkliche , aber die Zeiträume und Erforder⸗
niſſe der Er⸗ und Verſitzung ſind für einzelne Rechte ſehr verſchieden

beſtimmt , namentlich die Zeiträume der erlöſchenden Verjährung .
Alle Anſprüche und Klagen ohne Unterſchied ſind einer 30jäh—

rigen Verſitzung unterworfen d. h. ſie gehen Wunfalls durch 30jäh⸗
rige Nichtübung verloren . Art 2262 .

Ebenſo iſt für die Erſitzung derjenigen dinglichen Rechte , die

überhaupt durch Verjährung erworben werden können , die längſte

Zeit auf 30 Jahre beſtimmt .
Es kann aber in denjenigen Fällen , wo mit dem paſſiven Ver⸗

halten des Berechtigten die poſitive Ausübung eines Rechtes auf
Seite des Gegners konkurrirt , nemlich bei dinglichen Klagen , eine

erwerbende und eine erlöſchende Verjährung im Laufe ſein , und je

nach Beſchaffenheit des dinglichen Rechts die erſtere vor der zweiten

ihr Ziel erreichen z. B . bei der rei vindicatio unbeweglicher Sachen

gegenüber einem titulirten und gutgläubigem Beſitzer . 2265 . Sind

die Vorausſetzungen für beide Verjährungen vorhanden , iſt ins⸗

beſondere neben der erwerbenden Verjährung auch die Zeit für
die erlöſchende abgelaufen , ſo iſt das Recht auf doppeltem Wege
ſowohl durch die Einrede der Erſitzung als der Verſitzung zerſtörbar .

§ 2 . Allgemeine Grundſätze .

A. Die Motive der Verjährung ſind publici juris ; wenn

gleich das dadurch erworbene Recht der Klage oder Einrede der
freien Diſpoſition des Berechtigten überlaſſen iſt .

Daher kann man nicht auf die Einrede der Verjährung zum

Voraus verzichten oder die Zeit der Verjährung verlängern ,

wohl aber kann man auf den Gebrauch einer vollendeten Verjäh -

rung verzichten und die Zeit der Verſitzung durch Uebereinkommen

abkürzen . Was jedoch von dem Verzicht auf Rechte überhaupt

gilt , iſt auch hier anwendbar . Art . 2219 b. bis 2223 , 2225 . Eine

natürliche Folge des möglichen Verzichts iſt es , daß der Richter

dieſe Einrede , ſowenig als eine andere ſuppliren darf und was der

Zuſatz 2223 a. ſagt , war ganz unnöthig zu beſtimmen , weil da, wo

Jemand nicht gültig auf ein Recht verzichten kann, die legitimatio
standi in judicio fehlt und in Folge deſſen nicht nur die unter⸗

laſſene Vorführung dieſer exceptio , ſondern das ganze gerichtliche

Verfahren ungültig iſt .

20
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Die weitere Beſtimmung des Art . 2224 , daß die Einrede der

Verjährung eine exceptio privilegiata in Anſehung der Eventual⸗
maxime ſein ſoll , iſt durch § 293 der Proz . - Ord . aufgehoben .

B. Die juriſtiſchen Perſonen haben in Anſehung der Verjährung
keine Privilegien mehr , weil ſie mit weniger Ausnahme , vergl . z. B .
Art . 2121 , den phyſiſchen Perſonen im Civilrecht überhaupt gleich⸗
geſtellt ſind . 2227 . Dagegen lauft

1) keine Verjährung gegen Minderjährige und Entmündigte
d. h. ſie fängt während dieſes Zuſtandes nicht an , und wenn ſie
vorher angefangen hat , ſo werden die während jenes Zuſtandes ver⸗

floſſenen Jahre nicht mitgerechnet . Dieſe Wohlthat genießen jedoch
die Minderjährigen nur in Anſehung der 10⸗ resp . 20⸗ und der

30jährigen Verjährung , ( 2262 . 2265 . 690 ) indem die Geſetze bei
allen kürzeren Verjährungen eine Ausnahme von dieſer Regel ge⸗
macht haben 2252 . 2278 und viele früher vorgekommenen Stellen .

Bei untheilbaren Rechtsverhältniſſen muß natürlich dieſe
Wohlthat auch denjenigen Betheiligten zu gut kommen, welche ſie
ſonſt nicht haben würden z. B . Art . 710 .

2) Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Ehegatten müſſen möglichſt ver⸗
mieden werden , weil ſolche auf den häuslichen Frieden ſtörend ein⸗
wirken . Die Ehegatten ſollen daher auch nicht indirect , nemlich durch
die Beſorgniß der Verjährung veranlaßt werden , während der Ehe
Klagen zu erheben , die ſie in Rechtsſtreitigkeiten miteinander ver⸗

wickeln ; ſei es nun , daß die Klage direet gegen den anderen Ehe⸗
gatten gerichtet iſt , oder daß die Klage der Frau ( denn bei den

Klagen des Mannes kann dieſes nicht vorkommen ) indirect z. B .
durch Streitverkündung den Mann berühren würde . Hieraus er⸗
klären ſich die Art . 2253 . 2255 . 2256 Abſ . 2.

Wo aber dieſe ratio legis nicht eintritt , läuft die Verjährung
gegenüber von dritten Perſonen . Art . 2254 .

Bei Klagen , die erſt soluto matrimonio angeſtellt werden kön⸗
nen , oder wenigſtens die Auflöſung der Gemeinſchaft voraus⸗

ſetzen, kann die Verjahrung vor jenen Ereigniſſen aus den sub C.

angegebenen Gründen nicht laufen .
C . Ein Recht, das geſetzlich nicht beſtehen kann , iſt durch Verjäh⸗

rung ebenſo wenig als durch Vertrag erwerblich . 2226 . Umgekehrt kann
ein Zuſtand , der nichts rechtswidriges an ſich hat , eine res⸗

meræ facultalis , durch ſeine Dauer niemals in ein Recht verwan⸗
delt werden . 2232 . 2232 a. Nur der Art . 707 macht hiervon eine
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Ausnahme , indem er den Nichtgebrauch poſitiver Servituten auch

ohne ein Entgegenhandeln des Verpflichteten als Grund

einer Verjährung zuläßt , wodurch dieſe Verjährung den Charakter
einer erlöſchenden Klagenverjährung annimmt .

Im übrigen aber iſt es eine natürliche Folge jenes Satzes , daß
die actio finium regundorum und die aetio fam . herc . vel . com .

div . keiner Verjährung unterworfen ſind , da der fortdaurende Zu⸗

ſtand verwirrter Grenzen oder einer Gemeinſchaft kein rechtswidriger
iſt . Es folgt daraus ferner , daß da , wo kein Grund zur Klage
vorhanden , actio nondum nata iſt , a keine Verjährung laufen
kann . 2241 a. 2256 . 2257 Abſ . 1 . Inkonſequent iſt die im Art .

2257 a. angegebene Entſcheidung der früheren Streitfrage , von

welcher Zeit an das Jus reluendi pignoris verjähre , indem es nach
dieſem Art . ſchon von dem Pfandvertrag an verjähren ſoll .

D . Die Zeit der Verjährung wird nachTagen nicht nach Stun⸗

den berechnet und der Alauf des letzten Tages iſt auch der Ablauf
der Verjährung . 2260 . 2261 .

E . Der Lauf der Verjährung wird theils durch Rechtshandlun⸗
gen (bürgerlich ) , theils durch Thathandlungen , Beſitzentſetzung ( na —
türlich ) unterbrochen . Die erſtere Unterbrechung findet bei allen

Verjährungen ſtatt , die letztere nur bei der erwerbenden Verjährung.
Art. 2242 2250 .

§ 5 . I . Erwerbende Verjährung 0

1 ) des Eigenthums ,
a) 10 resp . 20jährige Erſitzung 2265 —2269 .

Hier kommt theils die Beſchaffenheit des Beſitzes theils die

Dauer deſſelben in Betracht . Sie iſt dem römiſchen Rechte nach—
gebildet und erfordert , wie in dieſem , justus titulus et bona fides ,

vergl . im Uebrigen die Lehre vom Beſitz .
b) 30jährige Erſitzung des Eigenthums . Von dieſer handelt zwar

das Geſetzbuch nicht ausdrücklich .
Da jedoch die Folge eines 30jährigen ungeſtörten Beſitzes in

Verbindung mit Art . 2262 darin beſteht , daß Jeder , der ein Klag⸗
recht auf die Sache hatte , ſolches verloren hat , ſo muß man noth⸗

wendig den Beſitzer als Eigenthümer der Sache betrachten , eben

weil ſie ihm von Niemanden mehr abgeſtritten werden kann .

2 ) der Servituten , vergl . die Lehre von den Dienſtbarkeiten
und Art . 2264 .
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§ 4 . II . Erlöſchende Verjährung .
Die allgemeine Regel iſt in Art . 2262 enthalten .
Bei Leiſtungen die jährlich wiederkehren, begründet die Bezah⸗

lung einer
kinzelnen Leiſtung eine Unterbrechung der Verjährung

Art . 2248 .

Da nun aber der Schuldner nach Ablauf von 30 Jahren do⸗

loſer Weiſe die Verjährung vorſchützen und die Replick der Unter⸗

brechung trotz der wirklich erfolgten Zahlung abläugnen könnte , ſo ,
daß dem Gläubiger wegen des Beweiſes der Zahlung rosp . Unter⸗

brechung Verlegenheiten bereitet werden könnten , ſo iſt dem Gläubiger
das Recht eingeräumt , nach Ablauf von 28 Jahren die Renovation
der Urkunde zu begehren , damit durch die Ausſtellung einer neuen
Urkunde ein neues Anerkenntniß erwirkt , und die Verjährung unter⸗

brochen wird . Der Nichtgebrauch dieſes Rechts hat übrigens nur
die Folge , daß der Gläubiger , wenn ihm nach 30 Jahren die Ein⸗

rede der Verſitzung entgegengehalten wird , zuſehen mag , wie er die

Unterbrechung beweiſen kann . Dieſes iſt der Sinn des Art . 2263 ,
den Brauer bei Art . 701 f . c. gänzlich mißverſtanden hat .

Von der Regel , daß eine Klage erſt in 30 Jahren verjährt
ſei , hat nun das Geſetzbuch eine große Reihe von Ausnahmenge⸗
macht , die theils in dem letzten Abſchnitte theils in früheren Ar⸗

tikeln enthalten ſind . Doch muß man

1 ) bei den Beſtimmungen , die früher vorkommen , ſtets zwiſchen
bloßen Friſten zur Erhebung einer Umſtoßungsklage und der eigent⸗
lichen Verjährung unterſcheiden .

2) Die im Art . 2272 —2275 aufzefüßrten Verjährungen fallen
ſtrenge genommen ebenfalls nicht unter den Begriff der Erlöſchung des

Klagerechts , ſondern es wird nur die Vermuthung begründet , daß
die Zahlung erfolgt ſei, wie ſich aus der Beſtimmung des Art . 2275

ganz deutlich ergiebt , indem hier dem Gläubiger nach Ablauf der

Verjährungs⸗Zeit der Beweis offen ſteht ,
83

die Zahlung noch
nicht erfolgt ſei .

§ 4 . III . Unterbrechung der Verjährung .
( Vergl . Art . 2242 —2250 . )

Die bürgerliche Unterbrechung durch Klagenerhebung oder durch
ausdrückliche und ſtillſchweigende Anerkennung des Rechts von Seiten

desjenigen , der durch die Verjährung etwas gewinnen ſoll , iſt allen

Verjährungen gemeinſchaftlich .
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Die natürliche Unterbrechung der erwerbenden Verjährung

erläutert ſich aus der Lehre vom Beſttz .

Der letzte Artikel handelt von den Verjährungen , die vor 1810

begonnen haben .
Sind dieſelben 4

1) nach dem neuen Rechte gar nicht zuläßig , ſo können ſie

unter demſelben nicht vollendet , ſondern nur in ſofern beachtet

werden , als ſie ſchon vor 1810 vollendet waren . 691 .

2) Sind ſie auch nach dem neuen Rechte zuläßig , aber es ſind

die Erforderniſſe verſchieden zwiſchen dem alten und neuen Recht ,

ſo ſind ſie nach dem alten Recht zu beurtheilen , jedoch mit der Mo⸗

dification , daß eine Verjährung , zu deren Vollendung nach früherem

Rechte von 1810 an noch mehr als 30 Jahre erforderlich wären ,

dennoch mit 30 Jahren alſo mit dem Jahr 1840 vollendet ſein ſoll .



VII . Titel .

Von der Vaterſchaft und Kindſchaft .

Einleitung .

Dieſes wechſelſeitige Verhältniß zweier Perſonen kann auf drei
verſchiedenen Wegen herbeigeführt werden , nemlich

1) auf rein natürlichem Wege , durch Zeugung
allein — na⸗

türliche Kinder ,
auf rein bürgerlichem Wege , durch das Rechtsgeſchäft der

Adoption — Adoptiv - Kinder ,
3) auf bürgerlichem und natürlichem Wege zugleich , d. h.

durch die Zeugung mit einer Perſon , mit welcher man eine

gültige oder doch vermeintlich gültige Ehe eingegangen hat ,
eheliche Kinder .

Iſt im letzteren Falle die Ehe der Zeugung vorausgegangen , ſo
ſind die Kinder legitimi . Das Geſetzbuch handelt zunächſt in

zwei Kapiteln von der ehelichen Kindſchaft , ſodann von der Legiti⸗
mation , von den natürlichen Kindern , und von der Adoption .

Von der ehlichen Vaterſchaft und Kindſchaft .

Von der ehelichen Abſtammung eines Kindes hängen ſehr be⸗

deutende Rechte ab, und es iſt ſowohl im Intereſſe des Kindes , als

auch im öffentlichen Intereſſe von hoher Wichtigkeit , über den Be⸗

weis dieſer Abſtammung geſezliche Regeln aufzuſtellen.
Es iſt dies um ſo nothwendiger , als die gewöhnlichen Re⸗

geln über die Beweisführung beſtrittener Thatſachen keine Anwen⸗

dung leiden können .

Es iſt nämlich ganz unmöglich , eine völlige Gewißheit dafuͤr
beizubringen , daß ein Kind von beſtimmten Eltern erzeugt
ſei , denn man kann nicht in die Geheimniſſe der Natur eindringen .
Nur die Negative läßt ſich nach Umſtänden erweiſen , daß eine be⸗

ſtimmte Mannsperſon nicht der Vater eines Kindes ſein kann,
keineswegs aber , daß er es wirklich iſt , es müßte denn die Ehe⸗

2



frau erwieſener Maßen von allem Verkehr mit andern Männern ab⸗

geſchnitten geweſen ſein .

Wenn daher das Geſetz im Falle eines Streits über die ehe⸗

liche Abſtammung nicht einen unmöglichen Beweis von den Kin —
dern fordern wollte , ſo mußte es eine Vermuthung aufſtellen ,
und dieſe Vermuthung iſt die röm . Rechtsregel : „ pater est , quem

nuptiae demonstrant . “ Art . 312 .

Es hat alſo ein Kind mehr nicht als das zu beweiſen , daß es

1) von einer beſtimmten Weibsperſon geboren wurde , und daß

dieſelbe 2) in der geſetzlich unterſtellten Zeit der Coneeption mit dem

behaupteten Vater verheirathet war . Iſt dieſer Beweis vorhan⸗
den , oder ſind dieſe Thatſachen nicht beſtritten , ſo iſt die Reihe an

dem geſetzlich präſumirten Vater , den Gegenbeweis gegen dieſe

Vermuthung zu führen .
Es müſſen demnach zwei Fälle der Beweisführung unter⸗

ſchieden werden , nämlich

1) der Beweis jener Thatſachen , von welchen die Vermuthung ,

pater est u . ſ. w. abhängt ;
2) der Gegenbeweis gegen dieſe Vermuthung .

Die Klage , welche die erſtere Beweisführung von Seiten des

Kindes bezweckt, iſt eine Klage auf Anerkennung des Familien⸗

ſtandes . Die Klage des Vaters iſt eine ſpezielle Art der Klagen
auf Aberkennung eines Familienſtandes , die Klage auf Abläug⸗

nung ( action en désaven ) . Der C. c. ſtellt nun im erſten Kapitel

die ſchon erwähnte Vermuthung als allgemeine Regel auf und be⸗

ſtimmt ſodann, wie und unter welchen Bedingungen der Vater den

Gegenbeweis führen oder m. a . W. eine Abläugnungsklage erheben
könne , wo jene Vermuthung gegen ihn vorliegt .

Das II . Kapitel handelt von der Beweisführung des Kindes ,

welches erſt darthun muß oder will , daß es von einer verheiratheten

Mutter empfangen wurde und daher jene Vermuthung für ſich habe.
Es iſt zum Verſtändniß der einzelnen Beſtimmungen und zur

Verhütung von Verwechslungen höchſt nothwendig , dieſe zwei ver⸗

ſchiedenen Fälle ſtrenge zu ſondern .

1. Kapitel.
Von der Abläugnungsklage des Vaters .

Damit die Regel pater est ete . Anwendung leide , muß dar⸗

gethan ſein , daß die Conception des Kindes durante matrimonio
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ſtattgefunden hat , und dies wird vermuthet , wenn mindeſtens 180 Tage
oder längſtens 300 Tage vor der Geburt die Mutter verehe⸗
licht war .

Sobald die Geburt mit dieſen Zeiträumen nicht übereinſtimmt ,
ſo greift auch die Vermuthung nicht Platz , alſo

1) dann nicht , wenn die Frau vor dem 180ſten Tage nach der

Heirath niedergekommen iſt ; 8

2) dann nicht , wenn ſie ſpäter als 300 Tage nach aufgelös⸗
ter Ehe das Kind geboren hat .

Da jedoch im erſteren Falle der Erfahrung noch das Kind in

der Regel die Frucht eines anticipirten Beiſchlafes des Bräu⸗
tigams iſt , ſo gilt auch hier das Kind für ehlich , wenn der Ehe⸗
mann nicht in der im Art . 316 angegebenen Zeit eine Verläug⸗
nungsklage auf den Grund der zu frühen Niederkunft anſtellt .

Zur Begründung der Abläugnungsklage gehört in dieſem Falle
mehr nicht als die Nachweiſung , daß das Kind vor dem 180ſten
Tage geboren wurde . Der Ehemann wird aber mit dieſer Ver⸗

läugnungsklage abgewieſen , wenn eine derjenigen Thatſachen gegen
ihn dargethan wird , die in dem Art. 314 angeführt ſind .

Im zweiten Falle , nämlich bei einer Geburt , die nach dem
300ſten Tage von der Eheauflöſung an gerechnet , erfolgt , darf nach
den Worten des Art . 316 die Vaterſchaft beſtritten werden . Dies
will aber nicht heißen , daß auch hier in beſtimmter Friſt eine Ver⸗

läugnungsklage erhoben werden muß , ſondern nur , daß es dem Ehe⸗
mann oder deſſen Erben zu jeder Zeit frei ſteht , die Anerkennung
auf dieſen Grund hin zu verweigern , falls ein ſolches Kind die

Rechte eines ehlichen in Anſpruch nehmen wollte .

Sind dagegen alle Vorausſetzungen zur Anwendung der Ver⸗

muthung pater est ete . vorhanden , ſo ergiebt ſich aus dem vor⸗

liegenden Kapitel für dieſe Klage folgendes :
1) Der Vater kann ſeine Abläugnung nur innerhalb der Zeitfriſt

geltend machen , welche in dem Art . 316 genau fixirt iſt ;
2) die Abläugnung kann geſchehen

a) durch eine förmliche Klage des Vaters ,
5) durch eine Proteſtation , welche aber nur dann Wirkung hat ,

wenn ſie in der gedachten Friſt eingelegt und ein Monat

darauf die Klage erhoben wird , wie der Art . 318 ſagt .
Sie kann 8

c) im Weg der Einrede alsdann geſchehen , wenn etwa das

1 *
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Kind oder ſeine Vertreter zuerſt auf Anerkennung klagen
und die Friſt zur Klage des Vaters gegen das Kind noch
nicht abgelaufen ſein ſollte . Auch kann die Einrede nur auf

ſolche Thatſache geſtützt werden , auf welchen die Klage

beruhen kann ( Abſ. 3) , ſofern nicht der Ausnahmsfall des

Satzes 325 vorliegt , wovon ſpäter .

3) Zur Begründung der Klage oder exceptio wird in der Regel
die Angabe und der Beweis ſolcher Thatſachen verlangt , aus

welchem die phyſiſche Unmöglichkeit ſich ergiebt , daß der

Ehemann Vater iſt . Dieſe phyſiſche Unmöglichkeit kann nach

der Natur der Sache nur dadurch dargethan werden , fa) der Mann während der entſcheidenden 120 Tage wege

Abweſenheit von ſeiner Frau mit dieſer gar nicht in

Berührung kommen konntez

b) dadurch , daß die Impotenz des Mannes überhaupt oder

doch während jener Zeit nachgewieſen wird .

Den Beweis der Entfernung hat das Geſetz unbedingt zuge —⸗

laſſen , er muß aber strietissime geführt werden und bloße Sepa⸗

ration , wobei ein Beiſchlaf noch denkbar iſt , genügt nicht , ſie mag

aus was immer für einem Grunde veranlaßt ſein . Dagegen iſt

der Beweis der zweiten Thatſache , nämlich der Impotenz nicht un⸗

bedingt zuläſſig , ſondern es kommt auf den Grund der Impotenz an .

Die Impotenz rührt entweder 1) daher , daß der Mann , obwohl
im Beſitz äuſſerlich unverſehrter Geſchlechtstheile , dennoch von Na —

tur aus zu ſchwach iſt , um den Beiſchlaf zu exerziren , oder es iſt

2) die Zeugungsfähigkeit durch einen Unglücksfall , z. B . Ver⸗

ſtümmlung , aufgehoben worden .

Nur der Beweis des letzteren Grundes der Impotenz wird

zugelaſſen , nicht aber der Beweis des erſteren , oder der natür⸗

lichen Impotenz , und zwar deßhalb , weil der Beweis der Kraft⸗
loſigkeit der Geſchlechtstheile auf der einen Seite ebenſo trüglich ,
als auf der andern ſchmutzig iſt , während die durch einen Unglücks⸗
fall herbeigeführte Impotenz durch ärztlichen Augenſchein ohne große

Schwierigkeiten herzuſtellen iſt .
Einen beſondern Fall der Zuläſſigkeit der Abläugnungsklage ent⸗

hält der Art . 313 , über deſſen wahren Sinn die Ausleger nicht
einig ſind .

Er ſpricht von dem Chebruche der Frau und von der Verheim⸗
lichung ihrer Niederkunft .
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Gewiß iſt nun , daß der Beweis eines Ehebruches für ſich allein
nicht genügt , um darzuthun , daß der Ehemann nicht der Vater
des Kindes ſei , weil er trotz eines Ehebruchs ſeiner Frau Vater

des Kindes ſein kann . Es iſt ferner einleuchtend , daß das Bemühen
der Frau , ihre Niederkunft dem Manne zu verheimlichen , als

ein indirektes Bekenntniß ihrer Schande angeſehen werden muß ;
denn ſonſt hat ſie keinen Grund zu der Verheimlichung.

Ebendeßhalb hat nun auch das Geſetz hier eine Ausnahme ge⸗

macht . Worin beſteht ſie aber ?

Einig iſt man zunächſt darüber , daß die Ausnahme ſich nicht
auf die Erleichterung des Beweiſes der Impotenz beziehe , daß es

vielmehr hier ſtets bei der allgemeinen Regel bleibe und daß unter

dem Vortrag aller Thatſachen nur Thatſachen mit Ausnahme der

Impotenz gemeint ſeien , und zwar ſolche Thatſachen , die geeignet
ſind , die Ueberzeugung herbeizuführen , daß der Ehemann nicht Vater

ſei . Es iſt alſo erlaubt , ſtatt des oben erwähnten ſtrengen Beweiſes
einen Vermuthungsbeweis zu führen . Dagegen bewegt ſich
der Streit um die Frage , ob auſſer der Verheimlichung auch ein

Ehebruch bewieſen ſein müſſe , um weiteren Vermuthungsgründen ,
die z . B . hergenommen ſind aus dem Alter , einer Krankheit des

Mannes , aus einer Entfernung , die einen Beiſchlaf zwar nicht unmög⸗
lich aber unwahrſcheinlich macht u. dgl . , Eingang zu verſchaffen .
Zachariä III . p. 344 , legt dieſen Artikel dahin aus : Die Verheim⸗
lichung begründe eine praesumptio adulterii und wenn dieſe Ver⸗

muthung durch andere Gründe unterſtützt werde , ſo reiche ſie zur

Verläugnungsklage hin. Andere dagegen verlangen den Beweis

der Verheimlichung und des Ehebruches und laſſen dann erſt die

weiteren Vermuthungsgründe zu .
Die letztere Meinung hat die meiſten Schriftſteller fuͤr ſich , und

in Baden muß ſie deßwegen als die richtige angeſehen werden ,
weil bei der wirklich dunklen Faſſung des Art . 313 der von dem⸗

ſelben Falle redende und aus dem C. c. entlehnte F. 30 der Ehe⸗
Ordn . zur Erläuterung benützt werden muß. Dieſe Erläuterung
iſt auch in der That klar im Sinne der letzteren Meinung imS

30 . enthalten .

Auſſer dem Ehemanne ſelbſt iſt kein Mitglted der Familie be⸗

rechtiget , ſtatt deſſen die Abläugnungsklage zu erheben , es ſei denn ,
daß derſelbe während der Abläugnungsfriſt ſtirbt , ohne das Kind
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anerkannt zu haben . In dieſem Falle ſind die Erben dazu legiti⸗
mirt . Art . 317 .

Beſtritten iſt , ob die Erben auch dann hiezu berechtiget ſeien ,
wenn ſie die Erbſchaft ausſchlagen ? Da aber auch in dieſem Falle
ein Intereſſe der Familie vorhanden bleibt , daß ſich kein fremdes
Kind in die Familie eindränge , und da die Standesklagen nicht
zu den Vermögensrechten gehören , folglich auch nicht einen Theil
der ausgeſchlagenen Vermögensmaſſe bilden , ſo muß man

aud
in

dieſem Falle die Klage den Erben geſtatten .

Delvincourt Tom. IL . p . 14 .

II . Kapitel .

Von der Anerkennungsklage des Kindes oder von

dem Beweiſe 8 Kindſchaft .
Das Kind iſt alsdann in dem Falle, eine Anerkennungsklage zu

erheben, wenn ihm gegenüber von der Familie, aus welcher es

ehlich abſtammen will , diejenigen Thatſachen beſtritten werden , von

welchen die Anwendung der praesumtio : pater est etc . abhängen .
Dieſe Thatſachen ſind :

I . daß es von der beſtimmten Weibsperſon geboren wurde ;

II . daß dieſelbe in den betreffenden 120 Tagen verheirathet ge⸗
weſen iſt , ſei es auch noch ſo kurze Zeit .

Von ſelbſt verſteht es ſich, daß hiebei nöthigenfalls auch der

Beweis der Identität des Klägers mit demjenigen Kinde dar⸗

gethan werden muß, welches unter den
Waßgebenen

Umſtänden ge⸗
boren wurde .

Was zunächſt den Beweis des 7 Standes der an⸗

geblichen Eltern betrifft , ſo vergleiche darüber den Art . 197 .

Anlangend den Beweis , daß das Kind von der beſtimmten
Mutter geboren wurde , mit welcher der angebliche Vater in den

120 Tagen verehlicht war , ſo iſt allernächſt zu bemerken , daß dieſer
Beweis dem Kinde erleichtert werden mußte , da es als hülf⸗
loſes Weſen der Willkühr und Nachläſſigkeit derjenigen Perſonen

Preis gegeben iſt , denen die Pflicht obliegt , für die gehörige und

wahre Beurkundung der Abſtammung des Kindes in den Slandis
büchern Sorge zu tragen .
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Das Geſetz ſpricht von drei Wegen der Beweisführung :
1) von der durch den Eintrag im Geburtsbuche ;
2) von dem Beweiſe , der aus einem gehörig conſtatirten Beſitz⸗

ſtande folgt , und

3) von dem Beweiſe durch Zeugen .
Was man unter dem Standesbeſitz zu verſtehen habe , er⸗

läutert der Art . 321 zur Genüge , und wenn die Thatſachen , welche
einen ſolchen Beſitz begründen , abgeläugnet ſind , ſo können

45 durch
Zeugen dargethan werden .

Es ſind gar verſchiedene Lagen denkbar , in welchen ſich ein

Kind hinſichtlich der Konſtatirung der Vaterſchaft befinden kann,
und dieſe verſchiedene Verhältniſſe muß man ſtets vor Augen ha⸗
ben, um die einzelnen Beſtimmungen des Code richtig aufzufaſſen .

Möglicher Weiſe kann

I . ein Kind laut ſeiner Geburtsakte ein ehliches Kind beſtimmter
Eheleute ſein , es kann noch überdies den Beſitzſtand der Ehlich⸗
keit gegenüber von dieſen Eltern für ſich haben , d. h. es kann

auch von dieſen Eltern als ehliches Kind ſtets behandelt wor⸗

den ſein, und dennoch andere Perſonen zu Eltern haben ,
wie es denn mancherlei Gründe geben kann , einen ſolchen Be⸗

trug zu ſpielen , z. B . wegen Erbſchaften . Es könnte daher
auch einem Kinde einfallen , einen andern Familienſtand an⸗

zuſprechen als denjenigen , für welchen ſowohl die Geburtsur⸗

kunde als der Beſitzſtand ſpricht . Oder es könnte die Familie
den mit der Geburtsurkunde und dem Beſitz uübereinſtimmen⸗
den Stand des Kindes zu beſtreiten ſuchen.

Hier hat aber der Art . 318 eine Grenze gezogen und verfügt ,
daß weder das Kind zu einer derartigen Reklamation , noch die

Familie zu einer Abläugnung zuzulaſſen ſei .

II . Das Kind iſt zwar nach der Geburtsurkunde das ehliche Kind

beſtimmter Ehegatten , allein es hat keinen Beſitzſtand für ſich,
d. h. diejenigen , welche nach der Geburtsurkunde ſeine Eltern

ſind , haben es nicht als Kind behandelt , ſei es nun , daß das

Kind als unehlich vor der Welt gegolten hat , oder daß es von

andern Eltern für ein ehliches Kind behandelt wurde .

Hier hat das Kind durch die Geburtsurkunde einen hinläng⸗
lichen Beweis und der mangelnde oder widerſprechende Beſitz⸗
ſtand kann ihm nicht entgegen gehalten werden , denn es trägt



daran keine Schuld , daß die als Eltern eingetragenen Perſonen es

nicht als Kind behandelt haben . Art . 319 .

Wie iſt es aber dann zu halten , wenn die Geburtsurkunde zwar
außer Zweifel ſetzt , von welcher Mutter das Kind abſtamme , und
auch der ehliche Stand dieſer Mutter bewieſen iſt , dagegen aber
der Mann nicht als Vater in der Geburtsurkunde genannt , wenn viel⸗

mehr gar kein Vater oder ein anderer als Vater angegeben iſt ? Beweist
auch hier die Geburtsurkunde für ſich allein gegen den Ehemann ?

Darüber ſtreitet man und die Praxis ſchwankt . Vergl . Zacharia
III . S . 340 , not . 1.

wo die Frage bejaht wird . Es laßt ſich auch in der That aus

jenem Mangel der Geburtsurkunde mehr nicht ableiten , als daß er

für eine Verheimlichung der Geburt ſpricht , und daß er dem Ehe⸗
mann oder deſſen Erben die Abläugnung erleichtert , nicht aber , daß
das Kind beſſere Beweiſe beibringen müſſe .
III . Das Kind hat keine Urkunde dafür , daß es von den Eltern

abſtammt , welche es für ſeine ehlichen Eltern erklärt , allein es

hat den Beſitz gegenüber von denſelben für ſich, indem es

ſtets als ein ehliches Kind von ihnen behandelt wurde .

Hier genügt der Beweis des Beſitzſtandes Art . 320 , 321 .
IV . Das Kind behauptet die ehliche Abſtammung von gewiſſen El⸗

tern und hat weder eine Geburtsurkunde noch einen Beſitz
gegenüber von denſelben für ſich ( à defaut de titre et de pos-
session constante — unrichtig im Landrecht überſetzt ) , oder
es iſt zwar eine Urkunde über die Geburt vorhanden allein
dieſe ſagt , daß das Kind von andern oder von unbekannten
Eltern geboren ſei ( es iſt alſo insbeſondere auch nicht die

rechte Mutter angegeben ) und das Kind behauptet , daß dieſe
Urkunde die Unwahrheit enthalte . Hierwird

1) das Kind ſelbſt zum Zeugenbeweiſe über die Richtigkeit
ſeiner Behauptungen zugelaſſen , jedoch nur unter der Vor⸗

ausſetzung , daß entweder
a. der Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes vorhanden iſt ,

Art . 1348 , oder

b . vor der Zulaſſung des Zeugenbeweiſes bereits ſolche That⸗
ſachen unbeſtritten vorliegen , welche die Behauptung des
Kindes wahrſcheinlich machen . Art , 323 , 324 . Dieſe Vor⸗

ausſetzungen ſind ſelbſt im Falle des Art . 46 nothwendig.
Dagegen iſt hier aber auch

4
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2) dem Gegner des Kindes jede Art von Gegenbeweis zuge —
ſtanden , d. h. derſelbe iſt nicht wie bei der Abläugnungsklage
darauf beſchränkt , die Unmöglichkeit aus beſtimmten Thatſachen
zu deduziren , ſondern was immer dienlich ſein mag , dem Rich⸗
ter die Ueberzeugung von dem Gegentheile der Behauptung
des Kindes beizubringen , muß als Beweismittel zugelaſſen
werden , wären es auch nur dringende Vermuthungen . In
den Fällen II . und III . dagegen findet ein ſolcher Gegenbe⸗
weis nicht ſtatt , ſondern es kommt alles darauf an , ob die

Abläugnungsklage verſäumt iſt oder nicht. Im erſteren Falle
iſt der Gegenbeweis gänzlich abgeſchnitten . Im letzteren Falle
kann er nur in ſolchen Beweiſen beſtehen , die eine Abläug⸗
nungsklage rechtfertigen , und dieſe Beweiſe ſind nur dann

in ähnlicher Art , wie nach Art. 325 privilegirt , wenn der

Fall des Art . 313 vorliegt . Jedoch bleibt ſtets der Unter⸗

ſchied zwiſchen beiden Fällen , daß auch im Falle des Art . 313

jeto 316 eine Friſt zur Abläugnung gegeben iſt , im Falle des

Art . 325 aber nicht .
Die Art . 326 —331 bedürfen keiner Erläuterungen.

III . Kapitel .

Von den natürlichen Kindern .

Die natürlichen Kinder ſind diejenigen , welche von zwei Per⸗
ſonen gezeugt wurden , die nicht mit einander getraut ſind , oder
deren Ehe mit Wiſſen beider an einem imp . dirimens litt ; und in

Folge deſſen für nichtig erklärt wurde . Man theilt dieſelben , wie

nach gem . Rechte , in naturales im eigentlichen Sinne , adulterini

et incestuosi ein . Dieſe letzteren beiden ſind , als aus einem Ver⸗

brechen hervorgegangen , viel härter durch das Geſetz behandelt ,
als die naturales , obwohl auch dieſe letzteren , als Früchte eines

unerlaubten Umganges im Code ziemlich ſtrenge behandelt wur⸗
den . Sie haben vor den adult . et incest . den Vorzug , daß ſie
anerkannt und ſelbſt per subsequens matrimonium zu ehlichen
Kindern gemacht werden können , während ſolches bei den erſteren
nicht der Fall iſt .
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I . Abſchnitt .
Von der Legitimation . “

Die Legitimation unehlicher Kinder tritt kraft Geſetzes ,d. h.
ohne weitere Erklärung der Eltern ein, wenn ſie vor der Ehe von

beiden Eltern anerkannt ſind , und anerkannt werden konnten ,
( alſo nicht die adult . et in ) Die Legitimation hat die in

Art . 333 angegebene Wirkung . Siehe auch Art . 332 . Wird das

vor der Ehe gezeugte Kind erſt während der Ehe geboren , ſo
tritt der Art . 314 ein . Eine nach der Heirath erfolgte Anerken⸗

nung hat die Legitimation nicht zur Folge , weil das Geſetz beſorgt ,
daß Eheleute, welche keine Kinder zu bekommen fürchten , auf die⸗

ſem Wege fremde Kinder einführen und die Regeln der Adoption
umgehen könnten .

Uebrigens iſt es gleichgültig, auf welchem Wege die Anerken⸗
nung vor der Heirath bewirkt wurde , ob freiwillig oder durch rich⸗
terliches Urtheil , ſoweit letzteres zuläſſig iſt . Das Urtheil hat ſogar
rückwirkende Kraft , wenn die Klage vor der Heirath erhoben war ,
wie jedes Urtheil in der Regel auf den Tag der Klage zurückwirkt .

II . Abſchnitt .

Von der Anerkennung natürlicher Kinder .

Der Ausdruck „natürliche Kinder “ in der Ueberſchrift dieſes
Abſchnitts umfaßt nur die natürlichen Kinder im engern Sinne

des Wortes , mit Ausſchluß der adult . et incestuosi ( ehewidriger
Kinder ) . Es ergiebt ſich dieſes aus Art . 335 und 342 .

Es iſt alſo alles Folgende nur auf die erſteren anwendbar .

Dieſe natürlichen Kinder ſind nun entweder

1 ) ſolche , deren Abſtammung von Vater oder Mutter , oder von

beiden zugleich auf eine in dem Geſetze gebilligte Weiſe herge —
ſtellt iſt , anerkannte natürliche Kinder , oder es ſind

Y ſolche , bei welchen ein geſetzlicher Beweis der Abſtammung
fehlt . 5

Die letzteren haben in rechtlicher Beziehung keine Verwandt⸗

ſchaft , und können daher auch keine Rechte anſprechen , welche aus

U
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dem Verwandtſchaftsverhältniß entſpringen ( vergl . jedoch dasjenige,
was nachher von der Alimentation geſagt werden wird ) .

Die erſteren dagegen haben
a) das Recht auf Erziehung und Ernährung gegen die Eltern

oder denjenigen Elterntheil , der juriſtiſch als ſolcher be —

kannt iſt . 383 . 383 a. Nicht minder haben ſie
b) gewiſſe Rechte an den Nachlaß der Eltern . Art . 756 ff.
„ Der gegenwärtige Abſchnitt handelt vorzugsweiſe von der Frage ,

wie die Vaterſchaft oder Mutterſchaft eines unehlichen Kindes ju⸗
riſtiſch hergeſtellt werden könne . Es ſind dafür zwei Wege bezeich⸗
net , nämlich

J . das aus freiem Antrieb heworhehende Bekenntniß der El⸗

tern oder eines derſelben .
II . Das richterliche Urtheil auf Klage des Kindes ( àction en re-

elamation d' état ) , die jedoch beſtimmten Einſchränkungen unter⸗

worfen iſt .
ad I .

Unter einem freiwilligen Bekenntniß oder einer freiwilligen
Anerkennung verſteht das Geſetz nicht nur eine ſolche Erklärung ,
welche ohne Betrug und Zwang abgelegt wurde , ſondern ſie bildet

den Gegenſatz von einem ſolchen Bekenntniß , zu deſſen Ablegung
eine richterliche Aufforderung , z. B . in Folge einer Klage ,
oder einer Unterſuchung ergangen iſt .

Was nun die innern und äuſſern
Lufendemnift

der Anerten⸗
nung betrifft , ſo iſt

1) Jeder fähig , ein unehliches Kind der überhaupt
bei geſundem Verſtand und in das männliche Alter gekommen

iſt . Selbſt der Minderjährige kann es ohne Zuzug des Vor⸗

mundes , weil die Anerkennung die Erfüllung einer natürlichen
Verbindlichkeit iſt . Zach. III . 399 .

Man vergl . jedoch Art . 337 über die Wirkungen der wäh⸗
rend einer Ehe anerkannten ( und vorher erzeugten ) Kinder .

Jeder Elterntheil kann aber nur für ſich allein das Kind

anerkennen , und die Angabe des einen hat gegen den andern keine

Wirkung . Art . 337 .

Fähig anerkannt zu werden , ſind die natürlichen ſchon vor

ihrer Geburt als naseituri , nicht aber nach ihrem Tode , es ſei
denn nicht zum eigenen , ſondern zum Vortheile der Aheemen derſelben . ( Zach. I . e . )
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2 ) Die Anerkennung iſt eine Willenserklärung , wodurch man ſich
den juriſtiſchen Folgen der einbekannten Thatſache unter⸗

wirft . Es gelten daher mit den bereits bemerkten Ausnah⸗

men die allgemeinen Regeln der Willenserklärungen .

Jedoch bedarf es keiner Acceptation , obwohl ſie ſonſt bei

allen Rechtsgeſchäften erfordert wird .

3) Die Anerkennung muß in der Geburtsurkunde , oder wenn ſie

ſpäter geſchieht , in einer öffentlichen Urkunde mit beſtimm⸗

ten Worten ( 334 a. ) erfolgen .

Die Zuſicherung von Alimenten giebt zwar ein Klagrecht auf

dieſe , aber nicht die übrigen Wirkungen der Anerkennung .

Eine Pri vaturkunde genügt alſo nicht zur Anerkennung , und

nach franzöſiſchem Recht ebenſowenig zu einer Vaterſchaftsklage .

Letzteres muß jedoch in Baden wegen Art . 340 a. angenommen wer⸗

den , weil die Privaturkunde jedenfalls ein auſſergerichtliches frei —

williges Bekenntniß enthält . Ebenſo kann nach beiden Rechten

eine Privaturkunde als Beweismittel zur Klage gegen die Mut⸗

ter benützt werden . Art . 340 .

Wer zur Errichtung der öffentlichen Urkunde competent ſei , muß

aus den allgemeinen Beſtimmungen über die Errichtung öffentlicher

Urkunden beurtheilt werden und es kann die Anerkennung auch ge⸗

legenheitlich der Errichtung einer öffentlichen Urkunde zu einem an⸗

dern Zwecke geſchehen , z. B . im Teſtamente . Beſtritten iſt , ob

die bürgerlichen Standesbeamten zur Aufnahme einer Anerkennung

competent ſeien , die erſt nach dem Eintrage der Geburt ſtattfindet .

Der Art . 62 ſagt aber deutlich , wie eine ſpätere Anerkennung

in dem Geburtsbuch eingetragen werden ſoll , und es wäre äuſſerſt .

gezwungen , zu behaupten , daß nur die Abſchrift einer vor dem

Staatsſchreiber erfolgten Anerkennung , nicht aber eine Anerken —⸗

nung vor dem Standesbeamten gemeint ſei . Die Gültigkeit einer

Anerkennung können nicht nur die Anerkennenden , ſondern alle In —

tereſſenten , deren Vermögensrechte davon abhängen und ſtreitig
ſind , anfechten . 339 .

ad II .

Eine Klage auf Anerkennung kann in der Regel⸗nie gegen

den Vater , wohl aber ſtets gegen die Mutter ( 341 ) erhoben wer⸗

den , denn der Art . 340 verbietet alle Nachfragen , wer Vater

eines Kindes ſei , unter welcher Form ſie vor Gericht vorkommen, ,
„
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und welchen Zweck ſie haben mag — ob den Vortheil oder Nach⸗

theil des Kindes .

Es mag alſo die Thatſache , daß Jemand Vater eines unehlichen

Kindes ſei , aus was immer für einem Grunde in einem Rechts⸗

ſtreite behauptet werden , ſie iſt niemals zum Beweiſe aus⸗

zuſetzen .

Ausnahmen von dieſer Regel enthält
1) der Art . 340 Abſatz 23

2) für Baden der Art . 340 a . ;

a ) im Fall eines förmlichen Concubinats ,

b) im Fall einer Quasi Nothzucht ,
c) im Fall eines freiwilligen Bekenntniſſes , d. h. eines ſolchen ,

welches nur mündlich oder ſchriftlich , aber nicht in einer

nach Art . 334 beſchaffenen Urkunde geſchehen iſt , und

d) bei einer zufälligen Ueberweiſung , d. h. es kann der in

einer ſtrafrechtlichen Unterſuchung wegen Unzucht erhobene
Beweis nicht im Civilwege benützt werden .

Es iſt nämlich in Baden bei einer unehlichen Schwängerung
die polizeiliche Verfolgung dieſes Vergehens und die civilrecht⸗

liche Wirkung deſſelben zu unterſcheiden . Wenn auch vor dem

bürgerlichen Richter keine Nachfrage ſtattfindet , ſo kann doch nach

beſtehenden Verordnungen — Rgsbl . 1809 , Nro . 27 .

18125 21L

eine polizeiliche Unterſuchnng eingeleitet 3 5 und ſolche unter

gewiſſen Bedingungen ( ſofern nämlich der Schwängerer unaufge⸗

fordert von der Dirne angegeben wird und ſich Verdachtsgründe

gegen denſelben herausſtellen ) , auch auf den muthmaßlichen Schwän⸗

gerer ausgedehnt werden . Das Reſultat dieſer Unterſuchung kann

nun in keinem Falle die civilrechtlichen Wirkungen der Anerkennung

haben und ebenſowenig können Geſtändniſſe oder ſonſtige Beweiſe ,

die ſich in der polizeilichen Unterſuchung ergeben , zu einer Standes⸗

klage benützt werden . Dies will der Art . 340 a. andeuten .

Anhang .
Rechte auf Alimentation der nicht anerkannten uneh⸗

lichen und der ehwidrigen Kinder .

Den Kindern , welche nicht anerkannt ſind , oder nicht anerkannt

werden können iſt durch Art . 762 und 762 a. wenigſtens ein Recht
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auf Alimentation gegen ihre Eltern zugeſichert . Sie können alſo

im gerichtlichen Wege z. B . auf den Grund polizeilich oder ſtraf⸗

rechtlich ergangener Erkenntniſſe den Vater auf Ernährung belan —

gen , oder die Vormünder können es in ihrem Namen thun . Dieſes

iſt aber auch das einzige ihnen zuſtehende Recht . Nach der Stel —

lung des Art . 762 und 762 a. im Erbrecht könnte es noch über⸗

dies ſcheinen , daß dieſer Anſpruch erſt gegen den Nachlaß erho⸗

ben werden kann . So glaubt auch Brauer . Allein dies iſt durch⸗

aus irrig und ſchon an ſich aller Vernunft widerſprechend , weil

ſonſt die Kinder inzwiſchen verhungern könnten . Nur ſo viel iſt
richtig , daß dieſe Alimentationspflicht mit der weit umfaſſenderen
Erziehungspflicht nicht verwechſelt werden darf .

Die oben angeführten bad . Verordnungen geben über die Größe

dieſer Alimente Ziel und Maß .
Sie beſtimmen ferner , daß öffentliche Caſſen , welche die uneh⸗

lichen Kinder wegen deren Armuth ernähren müſſen , die Rechte der

Kinder gegen den Vater zu ihrer Befriedigung geltend machen kön⸗

nen ( Art . 1166 . ) .
—

VIII . Titel .

Von der Adoption .

Die Adoption iſt ein feierliches , unwiderrufliches Rechtsgeſchäft ,

kraft deſſen zwiſchen dem Adoptanten und Adoptirten ein , der eh⸗

lichen Vaterſchaft und Kindſchaft ähnliches Rechtsverhältniß be⸗

gründet , das bis herige Familienverhältniß des Adoptirten aber

nicht aufgehoben wird . Der Adoptirte erwirbt alſo neue Rechte ,

verliert aber die bisherigen nicht .
Der Zweck dieſes Inſtituts geht dahin , den Perſonen , welche

keine ehlichen Kinder haben , obwohl ſie verheirathet ſind , oder eine

Ehe abſchließen könnten , Gelegenheit zu geben , ihren Drang nach

Ausübung elterlicher Wohlthaten zu befriedigen .

Ungeachtet dieſes wohlthätigen Zweckes iſt die Adoption durch

geſetzliche Erforderniſſe beſchränkt , damit ſie das eheloſe Leben nicht

befördere.
In gewiſſen Fällen treten Ausnahmen von dieſen Beſchränkun⸗

gen theils 1 ) rückſichtlich der gewöhnlichen Bedingungen , theils

2) rückſichtlich der Formen der Erklärung ein . Dieſe Ausnahmen

3 8

—
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nennt man privilegirte Adoptionen ( adoptio remuneratoria

art . 345 und adoptio testamentaria art . 366. ) .
Die Pflegvaterſchaft ( tutelle ollicieun ) iſt ein Wohlthä⸗

tigkeitsvertrag , kraft deſſen ſich Jemand verpflichtet , einen Minder⸗

jährigen auf eigene Koſten zu ernähren , zu erziehen und überhaupt
für ihn und ſeine Güter zu ſorgen .

Sie iſt alſo eine freiwillige Uebernahme der vormundſchaftlichen

Pflichten auf eigene Koſten . Sie dient zur Vorbereitung und Er⸗
leichterung der Adoption .

Aus dem Begriff , Zweck und der geſetzlichen Beſchränkung der

Adoption ergeben ſich folgende Reſultate :
2

1) Die Adoption iſt ein Rechts geſchäft und fordert deßhalb

Einwilligung beider Theile . Der Adoptirte muß volljährig

ſein , ausgenommen im Falle des Art . 345 , vergl . Art . 346 .

2) Die Adoption kann nicht beliebig ſtattfinden , ſondern es ſind

beſtimmte Bedingungen hinſichtlich des Alters und vorausge⸗

gangener 6jähriger Pflege nothwendig .

Dieſe Bedingungen ſind im erſten Abſchnitte genau angegeben .

Ob auch natürliche Kinder von ihren Eltern adoptirt werden

können , iſt in Frankreich ſtreitig wegen des Art . 908 , welcher , wie

man ſagt , dadurch umgangen würde . Bejaht wird dennoch die Frage

von Zachariä III . S . 378 , und ſo muß ſie in Baden nach Zu⸗

ſatz 345 a. entſchieden werden .

3) Die Adoption iſt ein feierliches Rechtsgeſchäft , d. h. es muß

einestheils die Einwilligung in beſtimmten Formen abgegeben

und anderſeits von der Obrigkeit prævia cause cotnitione

beſtätigt werden . Auch iſt der Eintrag der Beſtätigung in die

bürgerlichen Standesbücher nothwendig .
Ueber das Verfahren bei der Adoption vergl . Art . 353 —360 .

Eine Ausnahme hievon macht die adoptio testamentaria im Falle

des Art . 365 .

4) Die Adoption iſt unwiderruflich .
Sie kann weder ad diem noch sub conditione eingegangen ,

noch mutuo dissensu aufgelöst werden .

Sie wird unwiderruflich perfect durch die Beſtätigung , je⸗

doch sub conditione des vorgeſchriebenen Eintrags . 359 .
ö

Mit der Unwiderruflichkeit iſt aber das Recht der Anfechtung

wegen Mangel der geſetzlichen Erforderniſſe nicht zu verwechſeln .

Streitig iſt , ob dieſes Recht auch den Erben zukomme ? Die Frage

.
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iſt arg . art . 360 in allen andern als in dem in dieſem Artikel ge —

nannten Falle zu verneinen .

5) Anlangend die Wirkungen der Adoption , ſo ſind ſie in Art . 348

bis 352 angegeben und das Erheblichſte über dieſe Artikel muß
im Erbrecht zur Sprache kommen .

Das Nähere über die Pflegvaterſchaft ſiehe in Art . 361 —371 .

Titel .

Von der elterlichen Gewalt .

Dieſe unterſcheidet ſich ſchon dadurch von dem römiſchen Recht,

daß ſie eine elterliche und nicht blos eine väterliche Gewalt

iſt , indem nicht blos der Vater , ſondern auch die Mutter nach fran⸗

zöſiſchem Rechte dieſe Gewalt haben kann , wenn ſie gleichwohl

während der Ehe der Vater allein ausübt . Art . 373 . Sie iſt aber

auch im Prinzipe ſehr abweichend .

Die Römer betrachteten jene Gewalt als einen Ausfluß des

Eigenthums an den Kindern und daher kommt die unitas personee

zwiſchen Vater und Hauskind . Sie iſt die Summe aller Rechte

und Pflichten zwiſchen Vater und Kind .

Das franzöſ . Recht dagegen betrachtet die in der elterlichen Ge⸗

walt liegende Rechte theils als ein nothwendiges , theils als ein

billiges Annexum der den Eltern obliegenden Pflicht , die Kinder

zu erziehen, weil die Erziehung ohne derartige Rechte und insbe —

ſondere ohne das Recht auf Gehorſam und Erzwingung des Ge —

horſams nicht möglich iſt .

Es iſt daher überall keine unitas personæ vorhanden ( 387 )

und es können Verträge ſelbſt zwiſchen dem Vater und ſeinen Kin⸗

dern ſtattfinden , ſoweit ſie zwiſchen einem Vormunde und Mündel

mit Beobachtung der erforderlichen Formen erlaubt ſind . Nur dür⸗

fen die Verträge nach ihrem Inhalt , dem Weſen und den Folgen
der elterlichen Gewalt nicht widerſtreiten , weil die Eltern dieſe ihre

Rechte nicht veräuſſern können .

Die Rechte im Einzelnen beſtehen :

1) in einer genau begrenzten perſönlichen Gewalt der Eltern

über die Kinder , Art . 371 —384 . In Bezug auf das Einſper⸗

115
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ren⸗laſſen der Kinder Art . 376 ff. iſt namentlich der Unter⸗

ſchied zwiſchen den einzelnen , im Geſetze berührten , Fällen von

Erheblichkeit , daß die Verhaftung bald auf den alleinigen An⸗

trag des Vaters geſchehen kann, bald eine cause cognitio
der Obrigkeit vorausgehen muß .

2) In Genußrechten an dem eigenen Vermögen der Kinder 384
bis 387 , womit von ſelbſt die Verwaltung verbunden iſt .

3) In der Verwaltung desjenigen Vermögens , welches von der

Nutznießung ausgenommen iſt . Art . 386 , 387 , 389 .

Folgendes iſt hierüber zu bemerken :

1) Bei Schenkungen an die Kinder kann gültig bedungen wer⸗

den , daß den Eltern die Verwaltung nicht zuſtehen ſoll , weil

ihnen ja ſelbſt die Nutznießung entzogen werden kann .

2) Die Nutznießung ſteht nur den ehlichen Eltern zu , nicht aber

auch denjenigen , die ein natürliches Kind anerkannt haben.
Vergl . 303 a.

3) Ueber die Laſten dieſer Nutznießung wurde ſchon früher das

Nöthige bemerkt, ſoweit ſie die Erziehung nach dem Vermögen
der Kinder zum Gegenſtande haben . Anlangend die weiteren ,
in Art . 385 genannten , Laſten , ſo ſind dieſes ſolche , welche
theils mit dem Beſitze des Vermögens überhaupt , theils mit
der Erwerbung deſſelben verbunden ſind . Wenn nämlich bei
dem Erwerbe des Vermögens Rückſtände und Kapitalzinſe zu
entrichten , oder die Krankheits⸗ und Begräbnißkoſten desjeni⸗
gen, von dem das Vermögen herrührt , z. B . des Erblaſſers ,
zu beſtreiten ſind, ſo ſollen dieſe Koſten nicht aus dem Kapital⸗
ſtock, ſondern aus den Revenüen beſtritten werden . Sie dürfen
daher den Kindern bei der Auslieferung des Vermögens nicht
aufgerechnet werden .

) Das Enddziel der Nutznießung iſt in Art . 384 angegeben , und
man hat darum das 18te Jahr feſtgeſetzt , weil man beſorgte ,
daß ſonſt die Eltern die Gewalts⸗ Entlaſſung verzögern
möchten , um deſto länger im Vermögens⸗Genuſſe zu bleiben .

Durch den § 8 . Abſatz 3. des 1. EE . iſt jedoch für Baden eine

Abänderung getroffen und das Endziel der Nutznießung in der Regel
auf das Eintreten der Volljährigkeit feſtgeſetzt .

5) Wenn die Kinder ſterben , ſo hört nach franzöſ . Rechte die aus
der elterlichen Gewalt entſpringende Nutznießung auf, weil ſie
als ein Aequivalent der Erziehungslaſt erſcheint .
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In Baden exiſtirt jedoch eine Verordnung vom Jahr 1819 ,

Regsbl . Nro . X. , wornach unter Hinweiſung auf Art . 620 im Fall

des Todes die Nutznießung dennoch bis zum 18ten Jahre fort⸗
dauern ſoll .

Der Art . 620 paßt aber hieher durchaus nicht und man ſcheint
überdies — in Bezug auf den terminus ad quem

— nicht mehr
an den § 8. des 1. E . E . gedacht zu haben .

Es wird dieſer Verordnung die Geſetzeskraft beſtritten , weil ſie
nur vom Juſtitzminiſterium , nicht aber vom Regenten ſelbſt publizirt

iſt , und wenn man dieſe Meinung anerkennt ( Vorträge § 6. ) , ſo

muß man auch bei uns die Nutznießung , als mit dem Tode des

Kindes erloſchen , betrachten .
Mit der Nutznießung hört nicht nothwendig die Verwaltung

auf , wo ſie noch für die Kinder nothwendig iſt . Wo aber die

Verwaltung nicht als e der Nutznießung erſcheint , mithin
dasjenige Vermögen betkifft , welches von der Nutznießung aus⸗

geſchloſſen iſt , Art . 387 , müͤſſen die Eltern natürlich über Haupt⸗
ſtock und Einkünfte Rechnung ablegen , während ſie bei der

Nutznießung nur über den Hauptſtock Rechnung zu thun ſchul⸗
dig ſind , Art . 389 .
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